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Gesetz zur Änderung	
des Denkmalschutzgesetzes

Vom 9. Dezember 2014

Der Landtag hat am 26. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Denkmalschutzgesetzes

Das Denkmalschutzgesetz in der Fassung vom 6. De-
zember 1983 (GBl. S. 797), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
66), wird wie folgt geändert: 

1.	§ 3 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)	� Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein-
gefügt: 

	 »4. das Landesamt für Denkmalpflege,« 

bb)	Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

b)	 In Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 aufgehoben. 

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa)	� In Satz 1 werden die Wörter »der höheren 
Denkmalschutzbehörde nach Absatz 1 Nr. 2« 
durch die Wörter »des Landesamtes für Denk-
malpflege nach Absatz 1 Nr. 4« ersetzt. 

bb)	Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

	� »Will die untere Denkmalschutzbehörde von 
der Äußerung des Landesamtes für Denkmal-
pflege abweichen, so hat sie dies der höheren 
Denkmalschutzbehörde rechtzeitig vorher mit-
zuteilen.« 

cc)	� In Satz 3 werden die Wörter »der höheren 
Denkmalschutzbehörde« durch die Wörter »des 
Landesamtes für Denkmalpflege« ersetzt.

2.	Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

	 »§ 3 a

	 Landesamt für Denkmalpflege

	� Das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungs-
präsidium Stuttgart ist zuständige Behörde für die 
fachliche Denkmalpflege. Es unterstützt die Denk
malschutzbehörden in allen Angelegenheiten der 
fachlichen Denkmalpflege bei der Ausführung dieses 
Gesetzes. Dabei hat es im Rahmen der Vorgaben der 
obersten Denkmalschutzbehörde insbesondere die 
Aufgabe, 

	 1. �fachliche Grundlagen und Leitlinien für Methodik 
und Praxis der Denkmalpflege zu erarbeiten und de-
ren landeseinheitliche Umsetzung sicherzustellen,

	 2. �die Aufstellung von Denkmalförderprogrammen 
vorzubereiten und abzuwickeln, 

	 3. �Kulturdenkmale und Gesamtanlagen in Listen zu 
erfassen, zu dokumentieren und zu erforschen, 

	 4. �Dritte, insbesondere die Eigentümer und Besitzer 
von Kulturdenkmalen, denkmalfachlich zu beraten, 

	 5. �die zentrale denkmalfachliche Öffentlichkeitsarbeit 
durchzuführen und das vom Denkmalschutz um-
fasste kulturelle Erbe des Landes und die Maßnah-
men zu seinem Erhalt in der Öffentlichkeit zu ver-
mitteln, 

	 6. �zentrale Fachbibliotheken, Dokumentationen, Fach
datenbanken sowie sonstige zentrale Dienstleistun-
gen zu unterhalten und 

	 7. �Steuerbescheinigungen nach § 10 g des Einkom-
mensteuergesetzes zu erteilen, soweit keine Zustän-
digkeit des Landesarchivs besteht.« 

3.	§ 4 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

	� »Bei der obersten Denkmalschutzbehörde wird 
ein Denkmalrat gebildet.« 

bb)	�In Satz 2 wird das Wort »höheren« durch das 
Wort »obersten« ersetzt. 

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa)	� In Satz 1 wird das Wort »höheren« durch das 
Wort »obersten« ersetzt. 

bb)	�In Satz 2 wird die Zahl »16« durch die Zahl 
»40« ersetzt. 

cc)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

	� »Dem Denkmalrat sollen Personen aus allen 
Regierungsbezirken angehören.« 

c)	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

	� »In den Sitzungen führt die oberste Denkmal-
schutzbehörde den Vorsitz.« 

d)	� In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort »höhere« durch 
das Wort »oberste« ersetzt. 

4.	§ 7 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

	� »Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges 
Tätigwerden der zuständigen Denkmalschutzbe
hörde nicht erreichbar, so kann das Landesamt für 
Denkmalpflege oder im Bereich des Archivwesens 
das Landesarchiv oder, falls diese nicht rechtzeitig 
tätig werden können, die höhere Denkmalschutzbe-
hörde oder, falls auch diese nicht rechtzeitig tätig 
werden kann, der Polizeivollzugsdienst die erfor-
derlichen vorläufigen Maßnahmen treffen.« 

b)	� In Absatz 5 wird in den Nummern 1 und 2 die An-
gabe »§ 14 des Landesverwaltungsgesetzes« durch 
die Angabe »§ 17 des Landesverwaltungsgesetzes« 
ersetzt. 
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Gesetz zur Stärkung 	
der Quartiersentwicklung 	

durch Privatinitiative (GQP)

Vom 9. Dezember 2014

Der Landtag hat am 26. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

§ 1

Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz ermöglicht in Ausgestaltung des § 171 f 
des Baugesetzbuchs (BauGB) den Gemeinden die Fest-
legung von eigentümergetragenen Aufwertungsberei-
chen. In festgelegten Aufwertungsbereichen können zur 
Steigerung der Funktionsfähigkeit des Quartiers in priva-
ter Verantwortung standortbezogene Maßnahmen durch-
geführt werden, die auf der Grundlage eines mit den 
städtebaulichen Zielen der Gemeinde abgestimmten 
Konzepts zur Stärkung oder Entwicklung von Bereichen 
der Innenstädte, Stadtteilzentren und von sonstigen für 
die städtebauliche Entwicklung bedeutsamen Bereichen 
dienen. Die Quartiersgemeinschaften übernehmen keine 
gesetzlichen Aufgaben der Gemeinden.

§ 2

Begriffe

(1) Ein eigentümergetragener Aufwertungsbereich be-
steht aus räumlich zusammenhängenden bebauten 
Grundstücken in Innenstädten, Stadtteilzentren oder 
sonstigen für die städtebauliche Entwicklung bedeutsa-
men Bereichen, innerhalb deren die Grundstückseigentü-
mer und Gewerbetreibenden standortbezogene Maßnah-
men sowohl investiver als auch nicht investiver Art 
durchführen. Dabei sind nur solche Grundstücke in den 
eigentümergetragenen Aufwertungsbereich einzubezie-
hen, deren wirtschaftliche Attraktivität durch die konkre-
ten standortbezogenen Maßnahmen so verbessert wird, 
dass der zu erwartende Lagevorteil für die Grundstücks-
eigentümerin oder den Grundstückseigentümer den Nut-
zen der Maßnahme für die Allgemeinheit offensichtlich 
überwiegt. Die nach einem festgelegten Verfahren be-
stimmten Maßnahmen werden ganz oder teilweise über 
eine Sonderabgabe finanziert. Soweit Grundstücke zu 
Wohnzwecken genutzt werden, sind sie entsprechend 
dem Anteil ihrer Wohnnutzung von der Sonderabgabe 
nicht umfasst.

(2) Standortbezogene Maßnahmen sind alle Vorhaben, 
die die Attraktivität des Aufwertungsbereichs steigern 
und geeignet sind, die Rahmenbedingungen für die Ge-
meinde und die in diesem Bereich niedergelassenen Ein-
zelhandels-, Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe zu 
verbessern. Hierzu können insbesondere

5.	§ 19 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

	� »(1) Die Gemeinden können Gesamtanlagen, insbe-
sondere Straßen-, Platz- und Ortsbilder, an deren Er-
haltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder 
heimatgeschichtlichen Gründen ein besonderes öffent-
liches Interesse besteht, im Benehmen mit dem Lan-
desamt für Denkmalpflege durch Satzung unter Denk-
malschutz stellen.« 

6.	§ 20 wird wie folgt geändert: 

a)	� In Absatz 2 werden die Wörter »Die höhere Denk-
malschutzbehörde und ihre Beauftragten« durch 
die Wörter »Das Landesamt für Denkmalpflege 
und seine Beauftragten« ersetzt. 

b)	� In Absatz 3 werden die Wörter »der höheren Denk-
malschutzbehörde« durch die Wörter »dem Lan-
desamt für Denkmalpflege« ersetzt. 

7.	§ 21 wird folgender Satz 2 angefügt: 

	� »Die Genehmigung erteilt das Landesamt für Denk-
malpflege im Benehmen mit der höheren Denkmal-
schutzbehörde.« 

8.	§ 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a)	� In Satz 1 werden die Wörter »der höheren Denk-
malschutzbehörde« gestrichen. 

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

	� »Die Genehmigung erteilt das Landesamt für 
Denkmalpflege im Benehmen mit der höheren 
Denkmalschutzbehörde.« 

c)	 Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3. 

9.	�In § 27 Absatz 2 wird der Betrag »100000« durch den 
Betrag »250 000 Euro« und der Betrag »500 000 Deut-
sche Mark« durch den Betrag »500 000 Euro« ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 9. Dezember 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler
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(4) Die Quartiersgemeinschaft hat Anspruch darauf, dass 
ihr die Gemeinde die bekannten Namen und Anschriften 
der Eigentümerinnen und Eigentümer beziehungsweise 
der Erbbauberechtigten der im eigentümergetragenen 
Aufwertungsbereich gelegenen Grundstücke sowie die 
voraussichtliche Gesamthöhe der im vorgesehenen Be-
reich festgestellten Werte für die Abgabenerhebung nach 
§ 6 mitteilt, soweit die Angaben für die Abgabenberech-
nung erforderlich sind.

(5) Zur Antragstellung ist die Quartiersgemeinschaft 
oder deren Aufgabenträger nur berechtigt, wenn die 
schriftliche Zustimmung von mindestens 15 vom Hun-
dert der im Aufwertungsbereich dem Grunde nach Ab
gabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 vorliegt und die die-
sen Personen zugeordnete Grundstücksfläche mindestens 
15 vom Hundert der Fläche des Aufwertungsbereichs 
umfasst. Zustimmungserklärungen von natürlichen oder 
juristischen Personen, die Mit- oder Teileigentümer an 
einem Grundstück sind, zählen bei der Berechnung nach 
Satz 1 entsprechend ihrem Mit- oder Teileigentums
anteil. Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
im Grundbuch eingetragenen Flächen, sowie dienende 
Grundstücke nach § 3 Absatz 4 der Grundbuchordnung 
in der Fassung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), auch 
wenn sie nicht in einem besonderen Grundbuchblatt ge-
führt werden. Ausgenommen sind Grundstücke, die aus-
schließlich dem Gemeinbedarf oder kirchlichen Zwe-
cken dienen, Schulen sowie die öffentlichen Verkehrs-, 
Gewässer- und Grünflächen. Die Erbbauberechtigten 
sind den Grundstückseigentümern gleichgestellt, soweit 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet ist. 

(6) Dem Antrag sind beizufügen:

1.	�Eine genaue räumliche Bezeichnung des vorgesehe-
nen eigentümergetragenen Aufwertungsbereichs und 
die vorgesehene grundstücksgenaue Abgrenzung,

2.	�ein Maßnahmen- und Finanzierungskonzept für die 
Geltungsdauer von bis zu fünf Jahren, das die Maß-
nahmen in allgemeiner Form bezeichnet und den städ-
tebaulichen Zielen der Gemeinde nicht widerspricht,

3.	�eine Darstellung des vorgesehenen Verteilungsmaß-
stabs (§ 6 Absatz 5),

4.	�ein Nachweis, dass mindestens 15 vom Hundert der 
im Aufwertungsbereich dem Grunde nach Abgaben-
pflichtigen nach § 6 Absatz 2 dem Antrag zugestimmt 
haben und die Grundstücksfläche dieser Personen 
mindestens 15 vom Hundert der Fläche des Aufwer-
tungsbereichs umfasst.

Im Maßnahmen- und Finanzierungskonzept nach Num-
mer 2 sind die konkreten Vorteile der standortbezogenen 
Maßnahmen für die Grundstückseigentümer innerhalb 
des vorgesehenen Aufwertungsbereichs nachvollziehbar 
darzustellen. Daneben ist zu begründen, warum das Inte-
resse der Quartiersgemeinschaft das Interesse der Allge-
meinheit an den standortbezogenen Maßnahmen offen-
sichtlich überwiegen wird. 

1.	�Konzepte für die Entwicklung des Aufwertungsbe-
reichs ausgearbeitet,

2.	Dienstleistungen erbracht,

3.	�in Abstimmung mit den jeweiligen Berechtigten Bau-
maßnahmen finanziert und durchgeführt,

4.	Grundstücke bewirtschaftet,

5.	gemeinschaftliche Werbemaßnahmen durchgeführt,

6.	Veranstaltungen organisiert,

7.	�mit öffentlichen Stellen oder mit ansässigen Betrieben 
Vereinbarungen über die Durchführung von Maßnah-
men getroffen 

werden. 

(3) Eine Quartiersgemeinschaft ist unabhängig von ihrer 
rechtlichen Organisation ein freiwilliger Zusammen-
schluss von mindestens sieben natürlichen oder juristi-
schen Personen, die im eigentümergetragenen Aufwer-
tungsbereich nach § 6 abgabenpflichtig sind. Die Mit-
wirkung abgabenpflichtiger Personen in diesem Zusam-
menschluss kann in der Regel nicht verweigert werden. 
Die Quartiersgemeinschaft wählt aus ihrer Mitte mit 
Mehrheit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter, die nach 
außen einzeln vertretungsberechtigt sind. Die Quartiers-
gemeinschaft gibt sich eine Geschäftsordnung. Be-
schlüsse werden mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, soweit die Geschäftsordnung keine andere 
Mehrheit vorschreibt. 

(4) Die Quartiersgemeinschaft kann einen Aufgabenträ-
ger mit der Geschäftsführung, der Antragstellung bei der 
Gemeinde, der Vorbereitung und Umsetzung des Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzepts und der Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben der Quartiersgemeinschaft 
beauftragen. Dieser muss mindestens die Voraussetzun-
gen für die Beauftragung als Sanierungsträger nach § 158 
BauGB erfüllen. 

§ 3

Antragsverfahren

(1) Die Gemeinden können auf Antrag einer Quartiersge-
meinschaft durch Satzung eigentümergetragene Aufwer-
tungsbereiche für die Geltungsdauer von höchstens fünf 
Jahren festlegen. Die Verlängerung der Geltungsdauer der 
Satzung ist unter denselben Voraussetzungen wie die erst-
malige Festlegung eines eigentümergetragenen Aufwer-
tungsbereichs möglich. Mit Ablauf der Geltungsdauer der 
Satzung endet das Recht zur Abgabenerhebung. 

(2) Die konkreten Ziele und Maßnahmen werden für je-
den eigentümergetragenen Aufwertungsbereich in einem 
von der Quartiersgemeinschaft festgelegten Maßnah-
men- und Finanzierungskonzept festgelegt. 

(3) Der Antrag ist bei der Gemeinde zu stellen, in deren 
Gebiet die Grundstücke des beantragten eigentümerge-
tragenen Aufwertungsbereichs liegen. 
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raums von drei Monaten nach Ende der öffentlichen Aus-
legung getroffen werden. 

(4) Erfüllt der Antrag die Voraussetzungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3, kann die Gemeinde den eigentümerge
tragenen Aufwertungsbereich durch Satzung festlegen, 
wenn sich die Quartiersgemeinschaft zuvor in einem öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag verpflichtet hat, die sich aus 
diesem Gesetz, der Satzung und dem Maßnahmen- 
und Finanzierungskonzept ergebenden Verpflichtungen, 
Ziele und Aufgaben umzusetzen. Soweit einzelne vorge
sehene Maßnahmen Folgekosten verursachen können, 
die über die Geltungsdauer der Satzung hinaus wirksam 
werden, muss der öffentlich-rechtliche Vertrag auch eine 
Vereinbarung zu ihrer Übernahme nach Außerkrafttreten 
der Satzung beinhalten. 

(5) Die Satzung muss mindestens enthalten: 

1.	�Die Bezeichnung des eigentümergetragenen Aufwer-
tungsbereichs,

2.	�die räumliche Abgrenzung des eigentümergetragenen 
Aufwertungsbereichs,

3.	die Geltungsdauer der Satzung,

4.	�das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept für die 
Geltungsdauer der Satzung in allgemeiner Form,

5.	den Kreis der Abgabenpflichtigen,

6.	�die Ausnahmen von der Abgabenpflicht nach § 6 Ab-
satz 3,

7.	den Verteilungsmaßstab (§ 6 Absatz 5) und

8.	�die Zusammensetzung des Beschlussgremiums über 
den jährlichen Maßnahmen- und Finanzierungsplan.

Beabsichtigt die Gemeinde eine Kostenpauschale für ih-
ren Verwaltungsaufwand einzubehalten (§ 6 Absatz 6), 
ist auch deren Höhe in der Satzung festzulegen. Die all-
gemeinen Anforderungen an die Satzung richten sich 
nach § 4 der Gemeindeordnung. Sie ist öffentlich be-
kannt zu machen. 

§ 5

Maßnahmen- und Finanzierungskonzept

(1) Die Quartiersgemeinschaft setzt das der Festle-
gung des eigentümergetragenen Aufwertungsbereichs zu 
Grunde liegende Maßnahmen- und Finanzierungskonzept 
um. Hierzu stellt sie vor Beginn eines Kalenderjahres 
einen Maßnahmen- und Finanzierungsplan auf, der für 
das folgende Haushaltsjahr sämtliche standortbezogenen 
Maßnahmen und die dafür veranschlagten Ausgaben ent-
hält. Daraus muss auch erkennbar sein, wie diese sich 
aus dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept ablei-
ten und welche Ausgaben für die einzelnen Maßnahmen 
bereits angefallen sind. Die Abgabenpflichtigen nach § 6 
Absatz 2 sind bei der Aufstellung des Maßnahmen- und 
Finanzierungsplans zu informieren. Ihnen ist elektro-

(7) Die Gemeinde lehnt den Antrag ab, wenn

1.	�die Voraussetzungen der Absätze 5 und 6 nicht erfüllt 
sind, oder der von der Quartiersgemeinschaft beauf-
tragte Aufgabenträger den Voraussetzungen nach § 2 
Absatz 4 Satz 2 nicht genügt,

2.	�das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept nicht mit 
den städtebaulichen Zielen der Gemeinde abgestimmt 
ist oder

3.	�öffentliche Belange oder Rechte Dritter beeinträchtigt 
würden.

Im Übrigen entscheidet die Gemeinde über die Fortset-
zung des Antragsverfahrens nach pflichtgemäßem Er-
messen. 

§ 4

Festlegung des eigentümergetragenen  
Aufwertungsbereichs

(1) Entscheidet sich die Gemeinde nach § 3 Absatz 7 
Satz 2 für eine Fortsetzung des Antragsverfahrens, legt 
sie die vollständigen Antragsunterlagen für die Dauer  
eines Monats öffentlich aus und macht dies mindestens 
eine Woche vorher ortsüblich bekannt. In der Bekannt-
machung ist darauf hinzuweisen, dass bis eine Woche 
nach Abschluss der Auslegung bei der Gemeinde von je-
dermann Anregungen und Bedenken vorgebracht werden 
können und die dem Grunde nach Abgabenpflichtigen 
nach § 6 Absatz 2 das Recht haben, bei der Gemeinde 
Einwendungen gegen die Festlegung des eigentümerge-
tragenen Aufwertungsbereichs vorzubringen. Die Abga-
benpflichtigen nach § 6 Absatz 2 und die Träger öffentli-
cher Belange sind von der Gemeinde schriftlich über die 
Auslegung zu informieren. 

(2) Nach Ablauf des Verfahrens nach Absatz 1 sind der 
Quartiersgemeinschaft die eingegangenen Anregungen 
und Bedenken, die Einwendungen der Abgabenpflichti-
gen nach § 6 Absatz 2 und die Stellungnahmen der Trä-
ger der öffentlichen Belange zu übermitteln. Werden die 
Antragsunterlagen von der Quartiersgemeinschaft dar-
aufhin in einem wesentlichen Punkt geändert, ist das 
Verfahren nach Absatz 1 zu wiederholen. 

(3) Erheben mehr als ein Drittel der Abgabenpflichtigen 
nach § 6 Absatz 2 oder Abgabenpflichtige, deren Grund-
stücksflächen insgesamt mehr als ein Drittel der Fläche 
des Aufwertungsbereichs umfassen, Einwendungen ge
gen die Festlegung des eigentümergetragenen Aufwer-
tungsbereichs, ist der Antrag von der Gemeinde abzuleh-
nen, wenn die Abgabenpflichtigen nicht erklären, eine 
Einwendung nicht mehr geltend zu machen. Die Frist zur 
Erklärung, dass eine Einwendung nicht mehr geltend ge-
macht wird, endet zwei Monate nach dem Ende der öf-
fentlichen Auslegung. Die Frist wird durch den Zugang 
der Erklärungen bei der Gemeinde oder bei der Quar-
tiersgemeinschaft gewahrt. Die Entscheidung über die 
Ablehnung soll von der Gemeinde binnen eines Zeit-
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§ 6

Abgabenerhebung

(1) Zur Finanzierung der von der Quartiersgemeinschaft 
vorgesehenen standortbezogenen Maßnahmen erhebt die 
Gemeinde auf der Grundlage eines Maßnahmen- und Fi-
nanzierungsplans Sonderabgaben. § 2 Absatz 1 Satz 2, 
§ 3 und § 4 des Kommunalabgabengesetzes sind anzu-
wenden, soweit dieses Gesetz keine abweichenden Rege-
lungen vorschreibt. 

(2) Abgabenpflichtig sind alle Eigentümerinnen und Ei-
gentümer von Grundstücken nach § 3 Absatz 5 Satz 3 
und 4 innerhalb des eigentümergetragenen Aufwertungs-
bereichs. Sind Grundstücke mit einem Erbbaurecht be
lastet, so sind die Erbbauberechtigten anstelle der Eigen
tümerinnen und Eigentümer abgabenpflichtig. 

(3) In der Satzung sind Ausnahmen von der Abgaben
pflicht vorzusehen, wenn

1.	�Grundstücke wirtschaftlich nicht genutzt werden kön-
nen,

2.	�die Nutzung von Grundstücken ausschließlich zu 
Zwecken des Gemeinbedarfs ausgeübt wird, 

3.	�Grundstücke einbezogen werden, aus denen die oder 
der Abgabenpflichtige nach Absatz 2 keinen offen-
sichtlich überwiegenden Vorteil von den Maßnahmen 
haben kann oder 

4.	�Grundstücke ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt 
werden. 

Für gemischt genutzte Grundstücke gilt Satz 1 Num-
mer 4 für die ausschließlich zu Wohnzwecken genutzten 
Anteile entsprechend. 

(4) Die Gemeinde kann Abgabenpflichtige auf Antrag 
ganz oder teilweise von der Abgabe befreien, wenn die 
Heranziehung zu der Abgabe eine unbillige Härte be-
gründen würde. 

(5) Die Abgabe ist nach festen Verteilungsmaßstäben zu 
erheben. Zulässige Verteilungsmaßstäbe sind

1.	�der Einheitswert des Grundstücks nach den Vorschrif-
ten des Bewertungsgesetzes,

2.	�die Art und das Maß der baulichen oder sonstigen Nut-
zung des Grundstücks,

3.	die Grundstücksfläche,

4.	die Grundstückslänge entlang der Geschäftsstraßen, 

5.	die Nutz- oder Ladenfläche.

Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander verbunden 
werden. Die Höhe der Abgabe darf für die Dauer von 
fünf Jahren insgesamt zehn vom Hundert des Einheits-
werts eines Grundstücks nicht überschreiten. 

(6) Die Gemeinde kann zur Abgeltung des gemeind
lichen Aufwands eine Kostenpauschale in Höhe von ma-
ximal drei vom Hundert der beantragten Maßnahmen-
summe durch Satzung festlegen. 

nisch oder schriftlich Einsicht in den Maßnahmen- und 
Finanzierungsplan zu geben. 

(2) Der Maßnahmen- und Finanzierungsplan ist der Ge-
meinde vorzulegen. Weicht der Maßnahmen- und Finan-
zierungsplan vom Maßnahmen- und Finanzierungskon-
zept erheblich ab und ist die Abweichung begründet, 
weist die Gemeinde die Abgabenpflichtigen nach § 6 Ab-
satz 2 darauf hin, dass diese innerhalb eines Monats ab 
Zugang des Hinweises der Gemeinde berechtigt sind, 
den abweichenden Maßnahmen- und Finanzierungsplan 
abzulehnen. 

(3) Der Maßnahmen- und Finanzierungsplan ist Grund-
lage für die Abgabenerhebung nach § 6, wenn dieser die 
Vorgaben des Maßnahmen- und Finanzierungskonzepts 
einhält oder aus begründeten Fällen nur unerheblich da-
von abweicht und den städtebaulichen Zielen der Ge-
meinde nicht widerspricht. Weicht der Maßnahmen- und 
Finanzierungsplan in begründeten Fällen erheblich von 
den Vorgaben des Maßnahmen- und Finanzierungskon-
zepts ab und haben nicht mehr als ein Drittel der Abga-
benpflichtigen nach § 6 Absatz 2 innerhalb der Frist nach 
Absatz 2 Satz 2 die Ablehnung erklärt, kann die Ge-
meinde diesen ebenfalls als Grundlage für die Abgaben-
erhebung anerkennen. Erfüllt der Maßnahmen- und Fi-
nanzierungsplan diese Anforderungen nicht, kann er von 
der Quartiersgemeinschaft angepasst und erneut nach Ab-
satz 2 vorgelegt werden. 

(4) Alternativ kann die Satzung nach § 4 Absatz 5 auch 
festlegen, dass auf die Aufstellung der jährlichen Maß-
nahmen- und Finanzierungspläne verzichtet wird, wenn 
aus dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept die er-
forderlichen Grundlagen für die Erhebung der Sonder
abgabe über die gesamte Laufzeit der Satzung hervor
gehen. Die Sonderabgabe wird dann von der Gemeinde 
jährlich in gleichen Raten erhoben.

(5) Bei der Umsetzung des Maßnahmen- und Finanzie-
rungsplans ist auf den jeweiligen Ansatz der Ausgaben 
für die einzelnen standortbezogenen Maßnahmen zu ach-
ten. Überplanmäßige Ausgaben sind in begründeten Ein-
zelfällen nur zulässig, wenn sie den Ansatz nicht mehr 
als um 20 vom Hundert überschreiten und das Gesamt-
budget nicht überschritten wird. Außerplanmäßige Aus-
gaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und 
dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept entspre-
chen. Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind der 
Gemeinde unverzüglich anzuzeigen.

(6) Nicht verwendete Mittel sind in das nächste Wirt-
schaftsjahr zu übertragen. Endet die Geltungsdauer der 
Satzung, sind nicht verwendete Mittel den Abgaben
pflichtigen zu erstatten. Bei Verlängerung der Geltungs-
dauer nach § 3 Absatz 1 Satz 2 kann die Quartiersge-
meinschaft die Mittel auf den neuen eigentümergetragenen 
Aufwertungsbereich übertragen, wenn sich das Maßnah-
men- und Finanzierungskonzept nicht grundlegend geän-
dert hat. 
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Verordnung des Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums zur Änderung der 
Auslandsreisekostenverordnung des Landes

Vom 21. November 2014

Auf Grund von § 20 Absatz 3 des Landesreisekostenge-
setzes in der Fassung vom 20. Mai 1996 (GBl. S. 466) 
wird verordnet:

Artikel 1

Die Auslandsreisekostenverordnung des Landes vom 
2. Januar 1984 (GBl. S. 33), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 28. Dezember 2012 (GBl. 2013, S. 1), wird 
wie folgt geändert:

Die Nummer 2 der Anlage zu § 3 Absatz 1 wird wie folgt 
gefasst:

»2. 	Übersicht der Auslandstage- und Auslandsüber-
nachtungsgelder

Land

Auslands- 
tagegeld  
in Euro

Auslands- 
übernachtungsgeld  
in Euro

Afghanistan 25 30
Ägypten 33 30
Äthiopien 22 30
Albanien 19 30
Algerien 32 30
Andorra 26 30
Angola 64 30
Antigua und Barbuda 44 30
Argentinien 28 30
Armenien 19 30
Aserbaidschan 33 30
Australien 46 30

Bahrain 30 30
Bangladesch 25 30
Barbados 48 30
Belgien 34 30
Benin 33 30
Bolivien 20 30
Bosnien und 
Herzegowina 15 30
Botsuana 27 30
Brasilien
– Rio de Janeiro 39 30
– Sao Paulo, Brasilia 44 30
– im Übrigen 45 30
Brunei 40 30
Bulgarien 18 30
Burkina Faso 36 30
Burundi 39 30

(7) Das Aufkommen aus der Abgabe steht der Quartiers-
gemeinschaft abzüglich der Kostenpauschale nach Ab-
satz 6 zu. Die Gemeinde dokumentiert das der Quartiers-
gemeinschaft zustehende Aufkommen aus der Abgabe in 
einer dem Haushaltsplan beigefügten Anlage. Die Quar-
tiersgemeinschaft hat die Einnahmen aus dem Abgaben-
aufkommen ausschließlich für die geplanten standortbe-
zogenen Maßnahmen zu verwenden.

(8) Die Abgabe ruht als öffentliche Last auf dem Grund-
stück, im Fall von Absatz 2 Satz 2 auf dem Erbbaurecht. 

§ 7

Aufsicht

(1) Die Quartiersgemeinschaft und der von ihr beauf-
tragte Aufgabenträger haben der Gemeinde die ord-
nungs- und zweckgemäße Mittelverwendung auf Verlan-
gen unverzüglich, mindestens jedoch jährlich, schriftlich 
nachzuweisen. 

(2) Wird festgestellt, dass die Quartiersgemeinschaft ge-
gen das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept, den 
Maßnahmen- und Finanzierungsplan, die Satzung oder 
den öffentlich-rechtlichen Vertrag trotz Mahnung ver-
stößt, ist die Gemeinde berechtigt, den öffentlich-recht
lichen Vertrag zu kündigen und die Satzung aufzuheben.

(3) Die Haftung der Gemeinde für eine Verletzung ihrer 
Aufsichtspflicht ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt. 

(4) Das Rechnungsprüfungsamt der Gemeinde ist berech-
tigt, die ordnungsgemäße Mittelverwendung der Quar-
tiersgemeinschaft und des beauftragten Aufgabenträgers 
zu prüfen. Der Prüfbericht wird der Gemeinde und der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Quartiersge-
meinschaft übergeben und erforderlichenfalls erläutert.

§ 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 9. Dezember 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler
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Land

Auslands- 
tagegeld  
in Euro

Auslands- 
übernachtungsgeld  
in Euro

Israel 49 30
Italien 32 30

Jamaika 45 30
Japan 42 30
Jemen 20 30
Jordanien 30 30

Kambodscha 30 30
Kamerun 33 30
Kanada 30 30
Kap Verde 25 30
Kasachstan 25 30
Katar 46 30
Kenia 29 30
Kirgisistan 24 30
Kolumbien 34 30
Kongo, Republik 47 30
Kongo, Demokratische  
Republik

 
50

 
30

Korea, Demokratische  
Volksrepublik

 
32

 
30

Korea, Republik 55 30
Kosovo 21 30
Kroatien 23 30
Kuba 41 30
Kuwait 35 30

Laos 27 30
Lesotho 20 30
Lettland 25 30
Libanon 36 30
Libyen 37 30
Liechtenstein 39 30
Litauen 20 30
Luxemburg 39 30

Madagaskar 31 30
Malawi 32 30
Malaysia 30 30
Malediven 31 30
Mali 34 30
Malta 37 30
Marokko 35 30
Mauretanien 40 30
Mauritius 40 30
Mazedonien 20 30
Mexiko 34 30
Moldau, Republik 15 30
Monaco 34 30
Mongolei 24 30

Land

Auslands- 
tagegeld  
in Euro

Auslands- 
übernachtungsgeld  
in Euro

Chile 33 30
China
– Hongkong 51 30
– Shanghai 35 30
– Peking 32 30
– im Übrigen 27 30
Costa Rica 30 30
Côte d´Ivoire 42 30

Dänemark 50 30
Dominica 30 30
Dominikanische 
Republik

33 30

Dschibuti 40 30

Ecuador 32 30
El Salvador 38 30
Eritrea 25 30
Estland 22 30

Fidschi 26 30
Finnland 32 30
Frankreich
– �Paris sowie die 

Departements 92, 93 
und 94

 
48

 
30

– im Übrigen 36 30

Gabun 51 30
Gambia 15 30
Georgien 25 30
Ghana 38 30
Grenada 42 30
Griechenland
– Athen 47 30
– im Übrigen 35 30
Guatemala 23 30
Guinea 31 30
Guinea-Bissau 25 30
Guyana 34 30

Haiti 41 30
Honduras 36 30

Indien
– Mumbai, Neu Delhi 29 30
– Kalkutta 27 30
– im Übrigen 25 30
Indonesien 31 30
Iran 23 30
Irland 35 30
Island 39 30
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Land

Auslands- 
tagegeld  
in Euro

Auslands- 
übernachtungsgeld  
in Euro

– Madrid 34 30
– im Übrigen 24 30
Sri Lanka 33 30
St. Kitts und Nevis 37 30
St. Lucia 45 30
St. Vincent und die 
Grenadinen 43 30
Sudan 29 30
Südafrika 30 30
Suriname 25 30
Syrien 31 30

Tadschikistan 21 30
Taiwan 32 30
Tansania 33 30
Thailand 26 30
Togo 29 30
Tonga 26 30
Trinidad und Tobago 45 30
Tschad 39 30
Tschechische Republik 20 30
Türkei 33 30
Tunesien 27 30
Turkmenistan 27 30

Uganda 29 30
Ukraine 30 30
Ungarn 25 30
Uruguay 36 30
Usbekistan 28 30

Vatikanstaat 43 30
Venezuela 40 30
Vereinigte Arabische 
Emirate 37 30
Vereinigte Staaten (USA)
– �Atlanta, Houston, 

Miami, Washington 
D.C.

 
47 

 
30

– im Übrigen 40 30
Vereinigtes Königreich 
von  Großbritannien und 
Nordirland
– London 47 30
– im Übrigen 35 30
Vietnam 31 30

Weißrussland 22 30

Zentralafrikanische 
Republik 24 30
Zypern 32 30«

Land

Auslands- 
tagegeld  
in Euro

Auslands- 
übernachtungsgeld  
in Euro

Montenegro 24 30
Mosambik 35 30
Myanmar 38 30

Namibia 19 30
Nepal 23 30
Neuseeland 39 30
Nicaragua 25 30
Niederlande 38 30
Niger 30 30
Nigeria 52 30
Norwegen 53 30

Österreich 30 30
Oman 40 30

Pakistan 22 30
Panama 28 30
Papua-Neuguinea 30 30
Paraguay 30 30
Peru 25 30
Philippinen 25 30
Polen
– Breslau, Warschau 25 30
– im Übrigen 22 30
Portugal 30 30

Ruanda 30 30
Rumänien 21 30
Russische Föderation
– Moskau 25 30
– St. Petersburg 20 30
– im Übrigen 17 30

Sambia 30 30
Samoa 24 28
San Marino 34 30
Sao Tomé – Principe 35 30
Saudi-Arabien 40 30
Schweden 60 30
Schweiz
– Genf 51 30
– im Übrigen 40 30
Senegal 39 30
Serbien 25 30
Sierra Leone 32 30
Simbabwe 37 30
Singapur 44 30
Slowakische Republik 20 30
Slowenien 25 30
Spanien
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Landes unterstehende Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts Beamtinnen und Be-
amte der in Absatz 1 Nummern 2 bis 4 genannten Lauf-
bahnen einstellen. 

A B S C H N I T T  1

Höherer wissenschaftlicher Dienst an den staatlichen 
Hochschulen

§ 2

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den höheren wissenschaftlichen Dienst  

an den staatlichen Hochschulen

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den höheren wissen-
schaftlichen Dienst ist ein erfolgreich abgeschlosse-
nes fachwissenschaftliches Studium nach § 15 Absatz 1 
Nummer 3 LBG.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den höheren wissen-
schaftlichen Dienst erwirbt, wer eine mindestens dreijäh-
rige, der Vorbildung entsprechende Tätigkeit nachweist, 
die die Eignung zur selbständigen Wahrnehmung eines 
Amtes der angestrebten Laufbahn vermittelt. 

A B S C H N I T T  2

Mittlerer, gehobener und höherer Dienst  
an wissenschaftlichen Bibliotheken

§ 3

Aufgaben im Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken

Die Aufgaben im Dienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken umfassen alle Tätigkeiten, die zum Sammeln und 
Erschließen von wissenschaftlicher Literatur und sonsti-
ger Medien erforderlich sind. 

§ 4

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den mittleren Dienst an wissenschaftlichen 

Bibliotheken

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den mittleren Dienst 
an wissenschaftlichen Bibliotheken ist mindestens ein 
Haupt- oder Realschulabschluss und eine erfolgreich ab-
geschlossene Ausbildung zum oder zur Fachangestellten 
für Medien- und Informationsdienste, Fachrichtung Bib-
liothek, oder eine vergleichbare Ausbildung. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Dienst an 
wissenschaftlichen Bibliotheken erwirbt, wer eine min-
destens dreijährige, der Vorbildung entsprechende Tätig-
keit nachweist, die die Eignung zur selbständigen Wahr-

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 21. November 2014� Schmid

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Einrichtung von Laufbahnen 	

und weitere Laufbahnvorschriften 	
für den Wissenschafts- und Kunstbereich 

(Laufbahnverordnung Wissenschafts
ministerium – LVO-MWK)

Vom 21. November 2014

Es wird verordnet auf Grund von 

1.	§ 15 Absatz 4, § 16 Absatz 2, § 21 Absatz 5, § 22 Ab-
satz 4 Satz 1 und Satz 3 Nummer 1 des Landesbeam-
tengesetzes (LBG) vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 164), im Beneh-
men mit dem Finanz- und Wirtschaftsministerium und 
dem Innenministerium, 

2.	Artikel 62 § 1 Absatz 1 Nummer 2 der Dienstrechtsre-
formgesetzes vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 
984) im Benehmen mit dem Innenministerium: 

§ 1

Einrichtung von Laufbahnen

(1) Das Wissenschaftsministerium richtet folgende Lauf-
bahnen ein:

1.	Die Laufbahn des höheren wissenschaftlichen Diens-
tes an staatlichen Hochschulen;

2.	Die Laufbahnen des mittleren, gehobenen und höhe-
ren Dienstes an wissenschaftlichen Bibliotheken; 

3.	Die Laufbahnen des mittleren, gehobenen und höhe-
ren Archivdienstes;

4.	Die Laufbahn des höheren Dienstes an Museen und in 
der Denkmalpflege;

5.	Die Laufbahn des gehobenen Schuldienstes an Päda-
gogischen Hochschulen;

6.	Die Laufbahn für den Dienst der Technischen Lehr-
kraft an Kunsthochschulen.

(2) Zur Erledigung von Aufgaben in der Denkmalpflege, 
Aufgaben an wissenschaftlichen Bibliotheken sowie von 
Aufgaben an Museen und Archiven können die Gemein-
den, Gemeindeverbände und sonstige der Aufsicht des 
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Studium einen mindestens viermonatigen Praxisanteil 
beinhalten muss. 

§ 7

Aufstieg in den Laufbahnen an wissenschaftlichen 
Bibliotheken

Bei einem Aufstieg vom gehobenen in den höheren 
Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken müssen Auf-
gaben der angestrebten Laufbahn über einen Zeitraum 
von mindestens zwei Jahren erfolgreich wahrgenommen 
worden sein. Zusätzlich muss ein Aufstiegslehrgang 
nach Vorgabe der obersten Dienstbehörde, der die Teil-
nahme an einer für die neue Laufbahn qualifizierenden 
Fortbildung mit Abschlussprüfung beinhaltet, erfolg-
reich abgeschlossen worden sein. 

A B S C H N I T T  3

Mittlerer, gehobener und höherer Archivdienst

§ 8

Aufgaben im Archivdienst

Die Aufgaben im Archivdienst umfassen alle Tätigkei-
ten, die für die Verwahrung, Erhaltung, Erschließung und 
Nutzbarmachung von Archivgut nach § 2 des Landes
archivgesetzes erforderlich sind. 

§ 9

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den mittleren Archivdienst

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den mittleren Archiv-
dienst ist mindestens ein Haupt- oder Realschulabschluss 
und eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung in 
einem für den mittleren Archivdienst geeigneten Beruf. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Archiv-
dienstes erwirbt, wer eine mindestens dreijährige, der 
Vorbildung entsprechende Tätigkeit nachweist, die die 
Eignung zur selbständigen Wahrnehmung eines Amtes 
der angestrebten Laufbahn vermittelt. 

§ 10

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den gehobenen Archivdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Archiv-
dienst erwirbt, wer einen Vorbereitungsdienst nach Maß-
gabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
gehobenen Archivdienst und die Laufbahnprüfung er-
folgreich abgeschlossen hat. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Archiv-
dienst erwirbt auch, wer ein erfolgreich abgeschlossenes 

nehmung eines Amtes der angestrebten Laufbahn ver-
mittelt. 

§ 5

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen 

Bibliotheken

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den gehobenen Dienst 
an wissenschaftlichen Bibliotheken ist ein erfolgreich 
abgeschlossenes Studium nach § 15 Absatz 1 Nummer 2 
LBG mit Schwerpunkt in dem Fachbereich Bibliotheks- 
oder Informationswissenschaften. Das Studium muss ei-
nen mindestens viermonatigen Praxisanteil beinhalten.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Dienst 
an wissenschaftlichen Bibliotheken erwirbt, wer eine 
mindestens dreijährige, der Vorbildung entsprechende 
Tätigkeit nachweist, die die Eignung zur selbständigen 
Wahrnehmung eines Amtes der angestrebten Laufbahn 
vermittelt.

§ 6

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den höheren Dienst an wissenschaftlichen 

Bibliotheken

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den höheren Dienst 
an wissenschaftlichen Bibliotheken ist ein erfolgreich 
abgeschlossenes Studium nach § 15 Absatz 1 Nummer 3 
LBG in einem für den höheren Dienst an wissenschaftli-
chen Bibliotheken einschlägigen Fachgebiet. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst an 
wissenschaftlichen Bibliotheken erwirbt, wer 

1.	einen Vorbereitungsdienst nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den höheren wissen-
schaftlichen Bibliotheksdienst abgeschlossen und die 
Laufbahnprüfung bestanden hat, oder

2.	eine mindestens dreijährige der Vorbildung entspre-
chende Tätigkeit nachweist, die die Eignung zur selb-
ständigen Wahrnehmung eines Amtes der angestrebten 
Laufbahn vermittelt; die Tätigkeit muss breite Kennt-
nisse insbesondere in mehreren der Bereiche Biblio-
thekswesen, Informationswissenschaft, Rechts- und 
Verwaltungskunde, Buch- und Medienkunde und In-
formations- sowie Dokumentationswesen vermitteln, 
oder 

3.	neben einem erfolgreich abgeschlossenen Studium 
nach § 15 Absatz 1 Nummer 3 LBG, welcher kein 
bibliotheks- oder informationswissenschaftlicher Stu
diengang ist, zusätzlich einen mindestens viersemes
trigen bibliotheks- oder informationswissenschaft
lichen Weiterbildungsmasterstudiengang an einer 
Hochschule erfolgreich abgeschlossen hat, wobei das 
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thoden-, Sozial- und Führungskompetenzen sowie die 
Eignung zur selbständigen Wahrnehmung der Aufgaben 
in der Laufbahn des gehobenen Archivdienstes vermit-
teln.

§ 13

Aufstieg vom gehobenen Archivdienst in den  
höheren Archivdienst

Bei einem Aufstieg vom gehobenen in den höheren Ar-
chivdienst müssen Aufgaben der angestrebten Laufbahn 
über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren erfolg-
reich wahrgenommen worden sein. Zusätzlich muss ein 
Aufstiegslehrgang nach Vorgabe der obersten Dienst
behörde erfolgreich abgeschlossen worden sein, der die 
Teilnahme an einer für die neue Laufbahn qualifizieren-
den Fortbildung mit Abschlussprüfung beinhaltet. Die-
sem Aufstiegslehrgang stehen erfolgreich abgeschlos-
sene, vom Landesarchiv Baden-Württemberg festgelegte 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen gleich, die Fach-, 
Methoden-, Sozial- und Führungskompetenzen sowie 
die Eignung zur selbständigen Wahrnehmung der Aufga-
ben in der Laufbahn des höheren Archivdienstes vermit-
teln. 

A B S C H N I T T  4

Höherer Dienst an Museen und  
in der Denkmalpflege

§ 14

Aufgaben im höheren Dienst an Museen  
und in der Denkmalpflege

Die Aufgaben von Konservatorinnen und Konservatoren 
umfassen alle Tätigkeiten, die für die Sammlung, Be-
wahrung, Vermittlung und Ausstellung von sowie die 
Forschung an Kunstgegenständen, Literatur, Kultur-
denkmalen und sonstigen Werken erforderlich sind, ins-
besondere auch die Aufgaben von Kustodinnen und Kus-
toden sowie Kuratorinnen und Kuratoren. 

§ 15

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den höheren Dienst an Museen und in der 

Denkmalpflege

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den höheren Dienst 
an Museen und in der Denkmalpflege ist ein erfolgreich 
abgeschlossenes Studium nach § 15 Absatz 1 Nummer 3 
Buchstabe a LBG in einem Studiengang für das jewei-
lige Fachgebiet. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst an 
Museen oder in der Denkmalpflege erwirbt, wer eine 

Studium nach § 15 Absatz 1 Nummer 2 LBG mit dem 
Schwerpunkt Archivwissenschaft, gesicherte Kenntnisse 
der lateinischen oder der französischen Sprache und 
einer weiteren modernen Fremdsprache (Sprachniveau 
B1) sowie eine mindestens dreijährige, der Vorbildung 
entsprechende Tätigkeit nachweist, die die Eignung zur 
selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der angestreb-
ten Laufbahn vermittelt. Für den Nachweis gesicherter 
Lateinkenntnisse ist der Erwerb des Latinums gemäß 
Abschnitt I Nummer 1 der Verwaltungsvorschrift des 
Kultusministeriums über den Erwerb des Latinums, des 
Großen Latinums, des Graecums und des Hebraicums 
vom 13. August 2001 (K. u. U. 2001, S. 333), zuletzt ge-
ändert durch Verwaltungsvorschrift vom 12. September 
2007 (K. u. U. 2007, S. 143) in der jeweils geltenden Fas-
sung, oder die erfolgreiche Teilnahme an der Klausur 
Latein II im Rahmen eines universitären Sprachkurses 
erforderlich.

§ 11

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den höheren Archivdienst

(1) Die Bildungsvoraussetzung für den höheren Archiv-
dienst ist ein erfolgreich abgeschlossenes Studium nach 
§ 15 Absatz 1 Nummer 3 LBG in einem für den höheren 
Archivdienst einschlägigen Fachgebiet sowie gesicherte 
Kenntnisse der lateinischen Sprache und einer weiteren 
modernen Fremdsprache (Sprachniveau B1). Für den 
Nachweis gesicherter Lateinkenntnisse gilt § 10 Absatz 1 
Satz 2. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Archiv-
dienst erwirbt, wer nach Maßgabe der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den höheren Archivdienst den Vor-
bereitungsdienst und die Laufbahnprüfung erfolgreich 
abgeschlossen hat.

(3) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Archiv-
dienst erwirbt auch, wer eine mindestens dreijährige, der 
Vorbildung entsprechende Tätigkeit nachweist, die die 
Eignung zur selbständigen Wahrnehmung eines Amtes 
der angestrebten Laufbahn vermittelt.

§ 12

Aufstieg vom mittleren Archivdienst in den  
gehobenen Archivdienst

Für den Aufstieg in den gehobenen Archivdienst muss 
ein Aufstiegslehrgang nach Vorgabe der obersten Dienst-
behörde erfolgreich abgeschlossen werden, der die Teil-
nahme an einer für die neue Laufbahn qualifizierenden 
Fortbildung mit Abschlussprüfung beinhaltet. Diesem 
Aufstiegslehrgang stehen erfolgreich abgeschlossene, 
vom Landesarchiv Baden-Württemberg festgelegte Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen gleich, die Fach-, Me-
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b)	 als Qualifizierungsmaßnahme über eine Promotion 
in dem eingesetzten Fachgebiet mindestens mit der 
Bewertung »magna cum laude“ und über Lehrer-
fahrung verfügen. 

Die Eignung und die besondere Qualifikation der Beam-
tin oder des Beamten für Forschung wird durch ein Gut-
achten über die wissenschaftlichen und künstlerischen 
Leistungen, die Eignung für die Lehre durch einen Be-
richt der Pädagogischen Hochschule über eine positive 
Lehrevaluation nachgewiesen.

A B S C H N I T T  6

Dienst der Technischen Lehrkraft  
an Kunsthochschulen

§ 18

Bildungsvoraussetzung und Laufbahnbefähigung  
für den Dienst der Technischen Lehrkraft  

an Kunsthochschulen 

(1) Die Bildungsvoraussetzung für die Laufbahn der 
Lehrkraft an Kunsthochschulen ist die erfolgreich be-
standene Meisterprüfung in einem technischen Beruf. 

(2) Die Laufbahnbefähigung erwirbt, wer eine mindes-
tens dreijährige, der Vorbildung entsprechende Tätigkeit 
nachweist, die die pädagogische Eignung sowie die Eig-
nung zur selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der 
angestrebten Laufbahn vermittelt.

A B S C H N I T T  7

Überleitungsvorschriften

§ 19

Höherer Dienst als Astronomierätin und Astronomierat

Beamtinnen und Beamte in der Laufbahn des höheren 
Dienstes als Astronomierätin und Astronomierat sind in 
das entsprechende statusrechtliche Amt der Laufbahn 
des höheren wissenschaftlichen Dienstes an den staatli-
chen Hochschulen übergeleitet. Die Beamtinnen und Be-
amten führen die neue Amtsbezeichnung. 

A B S C H N I T T  8

Schlussbestimmungen

§ 20

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 21. November 2014� Bauer

mindestens dreijährige, der Vorbildung entsprechende 
Tätigkeit nachweist, die die Eignung zur selbständigen 
Wahrnehmung eines Amtes der angestrebten Laufbahn 
vermittelt. 

A B S C H N I T T  5

Gehobener Schuldienst an Pädagogischen 
Hochschulen

§ 16

Laufbahn des gehobenen Schuldienstes  
an Pädagogischen Hochschulen

Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Schuldienst 
an Pädagogischen Hochschulen erwirbt, wer die Befähi-
gung für das Lehramt für Grundschule, für das Lehramt 
für Haupt-, Werkreal- und Realschulen oder für das 
Lehramt für Sonderpädagogik besitzt und über einen 
Zeitraum von mindestens einem Jahr erfolgreich in die 
Aufgaben der neuen Laufbahn an einer Pädagogischen 
Hochschule eingeführt wurde und an entsprechenden 
Qualifizierungsmaßnahmen teilgenommen hat. 

§ 17

Aufstieg in den höheren wissenschaftlichen Dienst  
an den staatlichen Hochschulen 

Beamtinnen und Beamte im gehobenen Schuldienst an 
den Pädagogischen Hochschulen können in die Lauf-
bahn des höheren wissenschaftlichen Dienstes an staatli-
chen Hochschulen aufsteigen, wenn sie sich abweichend 
von § 22 Absatz 1 Nummer 2 LBG in mindestens einem 
Aufgabengebiet ihrer Laufbahn bewährt haben, und

1.	a)  �eine mindestens dreijährige, der Vorbildung ent-
sprechende Tätigkeit in Forschung und Lehre nach-
weisen, die die Eignung zur selbständigen Wahr-
nehmung eines Amtes der angestrebten Laufbahn 
vermittelt, sowie 

b)	 Qualifizierungsmaßnahmen im Fachgebiet der 
Hochschuldidaktik nachweisen, oder

2.	a)  �mindestens eine zweijährige, der Vorbildung ent-
sprechende Tätigkeit nachweisen, die die Eignung 
zur selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der 
angestrebten Laufbahn vermittelt, und 

b)	 als Qualifizierungsmaßnahme über eine Promotion 
in dem eingesetzten Fachgebiet mindestens mit der 
Bewertung »magna cum laude“ verfügen, oder 

3.	a)  �eine mindestens einjährige, der Vorbildung entspre-
chenden Tätigkeit nachweisen, die die Eignung zur 
selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der ange-
strebten Laufbahn vermittelt, und
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2.	die Archivschule Marburg – Hochschule für Archiv-
wissenschaft (Archivschule Marburg),

3.	die Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finan-
zen Ludwigsburg (Hochschule Ludwigsburg) sowie

4.	die von der Ausbildungsbehörde bestimmten weiteren 
Einrichtungen. Als Ausbildungsstelle für das Ab-
schlusspraktikum kommen die nichtstaatlichen öffent-
lichen Archive in Baden-Württemberg in Betracht, 
sofern die Ausbildung dort von Facharchivaren gelei-
tet wird und bei nichtstaatlichen Archiven die Zustim-
mung des Archivträgers vorliegt.

§ 4

Einstellungsvoraussetzungen

(1) In den Vorbereitungsdienst für den gehobenen Ar-
chivdienst kann eingestellt werden, wer

1.	die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt,

2.	eine zu einem Hochschulstudium berechtigende 
Schulbildung oder einen als gleichwertig anerkannten 
Bildungsstand nachweist und

3.	gesicherte Kenntnisse der lateinischen oder der fran-
zösischen Sprache und einer weiteren modernen 
Fremdsprache (Sprachniveau B1) nachweist. Für den 
Nachweis gesicherter Lateinkenntnisse ist der Erwerb 
des Latinums gemäß Abschnitt 1 der Verwaltungsvor-
schrift Erwerb des Latinums, des großen Latinums, 
des Graecums und des Hebraicums des Ministeriums 
für Kultus, Jugend und Sport in der jeweils gültigen 
Fassung, oder die erfolgreiche Teilnahme an der Klau-
sur Latein II im Rahmen eines universitären Sprach-
kurses erforderlich. 

(2) Mit der Einstellung in den Vorbereitungsdienst und 
dem Bestehen der Laufbahnprüfung für den gehobenen 
Archivdienst (Archivarische Staatsprüfung) wird kein 
Anspruch auf eine spätere Verwendung im öffentlichen 
Dienst erworben.

§ 5

Auswahl und Einstellung

(1) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst für den 
gehobenen Archivdienst erfolgt durch die Ausbildungs-
behörde mittels eines Auswahlverfahrens.

(2) Der Bewerbung um die Einstellung in den Vorberei-
tungsdienst sind beizufügen:

1.	ein Lebenslauf,

2.	eine Kopie des Zeugnisses über den Nachweis der All-
gemeinen Hochschulreife oder über den Nachweis ei-
ner gleichwertigen Qualifikation für ein Hochschul-
studium nach dem Landeshochschulgesetz, 

3.	Kopien von Zeugnissen über einschlägige praktische 
oder berufliche Tätigkeiten,

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Ausbildung und Prüfung 	
für den gehobenen Archivdienst 

(Ausbildungs- und Prüfungsordnung 	
für den gehobenen Archivdienst – 	

APrOArch gD)

Vom 21. November 2014

Auf Grund von § 15 Absatz 4 und § 16 Absatz 2 des Lan-
desbeamtengesetzes (LBG) vom 9. November 2010 
(GBl. S. 793, 794), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 164), wird im 
Benehmen mit dem Innenministerium und dem Finanz- 
und Wirtschaftsministerium verordnet:

A B S C H N I T T  1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

Nach Maßgabe des § 10 Absatz 1 der Laufbahnverord-
nung Wissenschaftsministerium (LVO-MWK) regelt 
diese Verordnung die Einstellung, Ausbildung und Prü-
fung der Archivinspektoranwärterinnen und Archivins-
pektoranwärter (Anwärterinnen und Anwärter) im Vor-
bereitungsdienst der Laufbahn des gehobenen Archiv-
dienstes in Baden-Württemberg.

§ 2

Ziel des Vorbereitungsdienstes

Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, Beamtinnen und 
Beamte auszubilden, die vielseitige berufliche und sozi-
ale Handlungskompetenzen besitzen, um die an sie ge-
stellten Aufgaben des gehobenen Archivdienstes wahr-
nehmen zu können. Neben der fachlichen Ausbildung 
sollen die staatsbürgerliche Bildung und das Verständnis 
für historische, rechtliche, wirtschaftliche, kulturelle und 
soziale Fragen gefördert werden.

§ 3

Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstellen, 
Dienstvorgesetzte

(1) Ausbildungsbehörde ist das Landesarchiv Baden-
Württemberg.

(2) Ausbildungsstellen sind

1.	die Abteilung Hauptstaatsarchiv Stuttgart des Landes-
archivs Baden-Württemberg als das von der Ausbil-
dungsbehörde bestimmte zentrale Ausbildungsarchiv,
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mein oder in den Fällen der Absätze 6 und 7 mit dem 
im Einzelfall festgelegten Ablauf des Vorbereitungs-
dienstes,

2.	bei endgültigem Nichtbestehen einer Prüfung nach 
Absatz 3 mit Ablauf des Tages, an dem das Prüfungs-
ergebnis bekanntgegeben wird.

(5) Die Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst soll er-
folgen, wenn

1.	infolge Erkrankung innerhalb eines Zeitraums von 
sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst ge-
leistet wurde und keine Aussicht besteht, dass die 
Dienstfähigkeit innerhalb weiterer sechs Monate wie-
derhergestellt wird, oder

2.	eine Prüfung nach Absatz 3 wegen ungenehmigten 
Fernbleibens, Rücktritts oder Ausschlusses von der 
Prüfung nach einem Täuschungsversuch oder Ord-
nungsverstoß als nicht bestanden gilt.

(6) Über eine Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 
entscheidet die Ausbildungsbehörde.

(7) Wird die Ausbildung durch Krankheit oder aus ande-
ren Gründen unterbrochen, muss die versäumte Zeit 
nachgeholt werden, wenn sie einen Monat übersteigt. 
Der Vorbereitungsdienst verlängert sich entsprechend. 
Die Ausbildungsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen.

§ 7

Berufspraktische Studienzeiten

(1) Die berufspraktischen Studienzeiten werden in der 
Ausbildungsbehörde durchgeführt. Dabei sind fachbezo-
gene Schwerpunkte der Ausbildungsbehörde zu berück-
sichtigen. Die Ausbildungsinhalte der berufspraktischen 
Studienzeiten werden mit denen der Fachstudien abge-
stimmt.

(2) Die Ausbildungsbehörde bestimmt eine Ausbildungs-
leitung, die die Befähigung für den höheren oder gehobe-
nen Archivdienst besitzen soll. Diese bestellt die Fach-
kräfte für die Ausbildung und überwacht die Durchfüh-
rung der berufspraktischen Studienzeiten.

(3) Die berufspraktischen Studienzeiten vermitteln 
grundlegende Kompetenzen und Fähigkeiten in den 
Fachgebieten

1.	Landesgeschichte,

2.	Archivkunde, Archivgeschichte, Beständekunde,

3.	Anwendung des Archivrechts in der Praxis,

4.	Einsatz der Informationstechnologie in Behörden und 
Archiven,

5.	Schriftgutverwaltung und Schriftgutübernahme (Über
lieferungsbildung),

6.	Historische Hilfswissenschaften, insbesondere Paläo-
graphie des Mittelalters und der Neuzeit,

4.	ein Nachweis über die nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 
erforderlichen Sprachkenntnisse,

5.	ein Nachweis darüber, dass die persönlichen Voraus-
setzungen des § 7 Absatz 1 Nr. 1 des Beamtenstatus-
gesetzes vorliegen. 

(3) Vor der Einstellung in den Vorbereitungsdienst sind 
auf Anforderung des Weiteren vorzulegen:

1.	ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde 
(§ 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes),

2.	ein ärztliches Zeugnis und

3.	eine schriftliche Erklärung über etwa anhängige straf-
rechtliche Ermittlungsverfahren oder Strafverfahren 
sowie über Disziplinarmaßnahmen und anhängige 
Disziplinarverfahren.

Diese Unterlagen sollen nicht älter als sechs Monate 
sein.

(4) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst erfolgt 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf 
mit der Ernennung zur »Archivinspektoranwärterin« 
oder zum »Archivinspektoranwärter«.

A B S C H N I T T  2

Vorbereitungsdienst

§ 6

Dauer und Gliederung

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre. Er wird in 
der Ausbildungsbehörde und den in § 3 Absatz 2 genann-
ten Ausbildungsstellen abgeleistet. Er schließt mit der 
Archivarischen Staatsprüfung ab.

(2) Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in folgende 
Ausbildungsabschnitte:

1.	Berufspraktische Studienzeiten� 9 Monate

2.	Fachstudium Archivwissenschaft� 18 Monate

3.	Fachstudium Verwaltungswissenschaft� 3 Monate

4.	Abschlusspraktikum einschließlich  
Prüfungsphase� 6 Monate.

(3) Jeder Ausbildungsabschnitt endet mit einer Prüfungs-
leistung oder einer Beurteilung. Für die Bewertung der 
Leistungen der Anwärterinnen und Anwärter findet § 14 
entsprechende Anwendung. Die Prüfung ist bestanden 
beziehungsweise der Ausbildungsabschnitt gilt als ord-
nungsgemäß abgeleistet, wenn jeweils mindestens die 
Note »ausreichend« (5 bis 7 Punkte) erreicht wurde. Die 
Prüfungsergebnisse und Beurteilungen fließen nach § 22 
Absatz 2 in die Abschlussnote der Archivarischen Staats-
prüfung ein.

(4) Der Vorbereitungsdienst endet 

1.	bei Bestehen der Archivarischen Staatsprüfung mit 
Ablauf des Tages, an dem das Prüfungsergebnis be-
kanntgegeben wird, frühestens jedoch mit dem allge-
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(2) Während des Fachstudiums Verwaltungswissen-
schaften werden drei Klausuren von jeweils drei Stunden 
Dauer in folgenden Fachgebieten gefertigt:

1.	im Fachgebiet Staat und Verfassung unter Einbezie-
hung des allgemeinen Verwaltungsrechts und des öf-
fentlichen Dienstrechts,

2.	im Fachgebiet Organisation und Methodik des Ver-
waltungshandelns einschließlich der soziologischen 
und psychologischen Grundlagen sowie der staatli-
chen und kommunalen Verwaltungsorganisation,

3.	mit Aufgaben aus den Fachgebieten Kommunalrecht, 
öffentliche Finanz- und Betriebswirtschaft sowie Pri-
vatrecht und Gerichtsorganisation.

Die Klausuren werden jeweils mit einer Note und einer 
Punktzahl nach § 14 bewertet. 

(3) Die Hochschule Ludwigsburg teilt der Ausbildungs-
behörde die Klausurergebnisse mit. Die Ausbildungsbe-
hörde ermittelt die Punktzahl und Note des Fachstudi-
ums Verwaltungswissenschaften durch Mittelwertbildung 
der Ergebnisse aus den drei Klausuren bis auf eine Dezi-
malstelle. § 14 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 10

Abschlusspraktikum

(1) Das Abschlusspraktikum wird an einer von der Aus-
bildungsbehörde bestimmten Ausbildungsstelle nach § 3 
Absatz 2 Nummer 4 durchgeführt. 

(2) Die Inhalte des Abschlusspraktikums werden von der 
Ausbildungsbehörde im Benehmen mit einer archivi-
schen Vertreterin oder einem archivischen Vertreter der 
kommunalen Landesverbände in einem Studienplan ge-
regelt.

(3) Die Ausbildungsstelle erstellt nach Beendigung des 
Ausbildungsabschnitts eine Beurteilung über die Leis-
tungen und das dienstliche Verhalten der Anwärterinnen 
und Anwärter. Die Leistungen sind mit einer Note und 
einer Punktzahl nach § 14 zu bewerten.

A B S C H N I T T  3

Archivarische Staatsprüfung

§ 11

Gliederung und Zweck

(1) Die Archivarische Staatsprüfung ist die Laufbahnprü-
fung für den gehobenen Archivdienst. Sie besteht aus ei-
ner schriftlichen Prüfung nach § 15, einer mündlichen 
Prüfung nach § 16, der archivarischen Probearbeit nach 
§ 17 und den Prüfungsergebnissen beziehungsweise Be-
urteilungen aus den Ausbildungsabschnitten nach § 6 
Absatz 2.

(2) In der Archivarischen Staatsprüfung ist festzustellen, 
ob die Anwärterin oder der Anwärter das Ziel des Vorbe-

7.	Beständeaufbau und Erschließung von Archivgut,

8.	Bereitstellung von Archivgut für die Nutzung,

9.	Bestandserhaltung einschließlich Archivbau und Re-
prographie.

Die Inhalte der Fachgebiete werden von der Ausbil-
dungsbehörde in einem Studienplan geregelt.

(4) Die Ausbildungsbehörde erstellt nach Beendigung 
des Ausbildungsabschnitts eine Beurteilung über die 
Leistungen und das dienstliche Verhalten der Anwärte-
rinnen und Anwärter. Die Leistungen sind mit einer Note 
und einer Punktzahl nach § 14 zu bewerten.

§ 8

Fachstudium Archivwissenschaft

(1) Das Fachstudium Archivwissenschaft wird an der 
Archivschule Marburg durchgeführt. Für den Inhalt und 
die Gestaltung des Fachstudiums Archivwissenschaft 
gelten die §§ 7 und 8 der Ausbildungs- und Prüfungs
ordnung für den gehobenen Archivdienst in Hessen 
(APOgDArch) vom 30. November 2011 (StAnz. 52/ 
2011, S. 1622) sowie die Studienordnung für das Stu-
dium an der Archivschule Marburg – Hochschule für Ar-
chivwissenschaft – im Rahmen der Ausbildung des ge-
hobenen Archivdienstes vom 24. Mai 2013 (StAnz. 32/ 
2013, S. 967) in den jeweils geltenden Fassungen. 

(2) Zum Abschluss des Fachstudiums Archivwissen-
schaft findet eine Zwischenprüfung gemäß §§ 11 bis 
16 APOgDArch statt. 

§ 9

Fachstudium Verwaltungswissenschaften

(1) Das Fachstudium Verwaltungswissenschaften wird 
an der Hochschule Ludwigsburg durchgeführt. Es er-
streckt sich auf die Fachgebiete

  1.	Staat und Verfassung,

  2.	Allgemeines Verwaltungsrecht,

  3.	Öffentliches Dienstrecht,

  4.	Organisation und Methodik des Verwaltungshan-
delns,

  5.	Soziologische und psychologische Grundlagen,

  6.	Staatliche und kommunale Verwaltungsorganisation,

  7.	Kommunalrecht,

  8.	Öffentliche Finanz- und Betriebswirtschaft,

  9.	Privatrecht,

10.	Gerichtsorganisation.

Die Inhalte der Fachgebiete werden von der Ausbil-
dungsbehörde im Benehmen mit der Hochschule Lud-
wigsburg in einem Studienplan geregelt.



Nr. 23	 GBl. vom 15. Dezember 2014� 701

§ 13

Zulassung zur Archivarischen Staatsprüfung

Zur Archivarischen Staatsprüfung wird vom Prüfungs-
ausschuss zugelassen, wer das Abschlusspraktikum an-
getreten und sämtliche vorangegangenen Ausbildungs-
abschnitte ordnungsgemäß abgeleistet hat.

§ 14

Bewertung der Prüfungs- und Studienleistungen

(1) Die einzelnen Prüfungs- und Studienleistungen im 
Vorbereitungsdienst sind mit einer der folgenden Punkt-
zahlen und der sich daraus ergebenden Note zu bewer-
ten:

Note 1 (sehr gut) 
(14 bis 15 Punkte)

= �eine Leistung, die den Anforde-
rungen in besonderem Maße 
entspricht,

Note 2 (gut) 
(11 bis 13 Punkte)

= �eine Leistung, die den Anforde-
rungen voll entspricht,

Note 3 (befriedigend) 
(8 bis 10 Punkte)

= �eine Leistung, die im Allgemei-
nen den Anforderungen ent-
spricht,

Note 4 (ausreichend) 
(5 bis 7 Punkte)

= �eine Leistung, die zwar Mängel 
aufweist, aber im Ganzen den 
Anforderungen noch entspricht,

Note 5 (mangelhaft) 
(2 bis 4 Punkte)

= �eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht, jedoch 
erkennen lässt, dass die not-
wendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind,

Note 6 (ungenügend) 
(0 bis 1 Punkt)

= �eine die Leistung, die den An-
forderungen nicht entspricht 
und bei der die notwendigen 
Grundkenntnisse fehlen.

(2) Zur Bewertung der Prüfungs- und Studienleistungen 
werden volle Punktzahlen vergeben. Ergeben sich auf-
grund von Zwischenrechnungen Bruchteile von Noten-
punkten, so werden diese unter Einbeziehung der ersten 
Dezimalstelle auf die nächste volle Punktzahl auf- oder 
abgerundet. Beträgt die erste Dezimalstelle fünf oder 
mehr, wird aufgerundet; beträgt sie vier oder weniger, 
wird abgerundet.

§ 15

Schriftliche Prüfung

(1) Die Aufgaben für die schriftliche Prüfung sowie die 
zugelassenen Hilfsmittel bestimmt der Prüfungsaus-
schuss. Es sind zwei Klausuren zu bearbeiten: 

1.	eine Klausur über ein auf Baden-Württemberg be
zogenes Thema aus den Fachgebieten »Landesge-

reitungsdienstes erreicht hat und damit die Befähigung 
für den gehobenen Archivdienst besitzt.

(3) Prüfungsbehörde ist das Landesarchiv Baden-Würt-
temberg.

(4) Die archivarische Probearbeit wird während des Ab-
schlusspraktikums angefertigt. Die schriftliche Prüfung 
geht der mündlichen voraus. Der Prüfungsausschuss 
setzt Ort und Zeitpunkt der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung fest und teilt sie spätestens zwei Wochen vorher 
der Anwärterin oder dem Anwärter mit. Die Archivari-
sche Staatsprüfung soll vor Ablauf des dritten Ausbil-
dungsjahres abgeschlossen sein.

§ 12

Prüfungsausschuss

(1) Zur Planung, Koordination und Durchführung der 
Archivarischen Staatsprüfung wird bei der Prüfungs
behörde ein Prüfungsausschuss eingerichtet. Dem Prü-
fungsausschuss gehören an:

1.	eine Vertreterin beziehungsweise ein Vertreter der 
Ausbildungsbehörde,

2.	die Leiterin beziehungsweise der Leiter des zentralen 
Ausbildungsarchivs,

3.	die Ausbildungsleitung der Ausbildungsbehörde,

4.	eine archivische Vertreterin oder ein archivischer Ver-
treter der kommunalen Landesverbände,

5.	eine Beamtin beziehungsweise ein Beamter des geho-
ben Archivdienstes der Prüfungsbehörde, der nicht 
dem Ausbildungsarchiv angehört.

Den Vorsitz führt die Ausbildungsleitung der Ausbil-
dungsbehörde.

(2) Die Prüfungsbehörde beruft die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses und deren Stellvertretung für die 
Dauer jeweils eines Jahres. Scheidet ein Mitglied oder 
eine Stellvertretung aus dem Prüfungsausschuss aus, so 
beruft die Prüfungsbehörde eine Nachfolge für den Rest 
der Amtszeit.

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren 
Stellvertretungen sollen die Befähigung für den höheren 
oder gehobenen Archivdienst besitzen; die Prüfungsbe-
hörde kann Ausnahmen zulassen.

(4) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öf-
fentlich.

(5) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder geladen und mit der oder dem Vorsitzenden 
beziehungsweise deren oder dessen Stellvertretung min-
destens vier Mitglieder beziehungsweise Stellvertretun-
gen anwesend sind. Die Beschlüsse werden mit Stim-
menmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme der beziehungsweise des Vorsitzenden. 
Stimmenthaltung ist unzulässig.
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sche Probearbeit an, die aus der Erschließung eines ge-
eigneten Archivbestandes besteht. Dabei sollen auch die 
Kenntnisse auf dem Gebiet der archivischen Überliefe-
rungsbildung des bearbeiteten Schriftgutes nachgewie-
sen werden.

(2) Die Ausbildungsstelle legt der Ausbildungsbehörde 
spätestens zu Beginn des Abschlusspraktikums min
destens zwei Themenvorschläge für die archivarische 
Probearbeit vor. Die Themenvorschläge sollen Angaben 
über Art und Umfang der zu bearbeitenden Archivalien, 
insbesondere über Provenienzen, Laufzeiten und wesent-
liche Inhalte sowie über die Art der durchzuführenden 
Arbeiten enthalten.

(3) Das Thema der Probearbeit sowie die zugelassenen 
Hilfsmittel werden vom Prüfungsausschuss bestimmt. 
Auf Antrag kann der Anwärterin oder dem Anwärter ein 
zweites Thema gestellt werden. Der Antrag ist innerhalb 
von 14 Tagen nach Bekanntgabe des ersten Themas über 
die Ausbildungsstelle beim Prüfungsausschuss einzurei-
chen.

(4) Die Probearbeit ist innerhalb von zwei Monaten 
selbstständig fertigzustellen. Aus wichtigen Gründen 
kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Ausbildungs-
stelle Fristverlängerung bis zu zwei Wochen gewähren.

(5) Die Anwärterin oder der Anwärter fertigt neben der 
Probearbeit ein dazugehöriges Arbeitsprotokoll an, das 
eine Beschreibung des zu ordnenden Archivalienbe-
stands, Angaben über archivische und vorarchivische 
Findmittel, eine knappe Darstellung der Behörden- und 
Bestandsgeschichte sowie eine Beschreibung der Ord-
nungsarbeiten und begründete Entscheidungen zur Ver-
zeichnung enthalten soll. 

(6) Die Probearbeit und das Arbeitsprotokoll sind der 
Ausbildungsstelle fristgerecht vorzulegen, die ein Gut-
achten mit einem Notenvorschlag nach § 14 zur Probear-
beit erstellt. 

(7) Die Ausbildungsstelle legt die Probearbeit und das 
dazugehörige Arbeitsprotokoll mit dem Gutachten spä-
testens eine Woche vor Beginn der mündlichen Prüfung 
dem Prüfungsausschuss vor. 

(8) Der Prüfungsausschuss bewertet abschließend die 
Probearbeit mit einer Note und einer Punktzahl nach 
§ 14.

§ 18

Versäumnis, Verhinderung, Abbruch

(1) Ist eine Anwärterin oder ein Anwärter durch Krank-
heit oder aus sonstigen von ihr oder ihm nicht zu vertre-
tenden triftigen Gründen an der Ablegung einer Prüfung 
verhindert, so hat sie oder er dies unverzüglich nachzu-
weisen. In Krankheitsfällen ist ein ärztliches Zeugnis 
vorzulegen. Über das Vorliegen eines triftigen Grunds 
entscheidet der Prüfungsausschuss.

schichte« und »Archivkunde, Archivgeschichte, Be-
ständekunde« (Pflichtklausur),

2.	eine Klausur über ein Thema aus einem der übrigen 
Fachgebiete nach § 7 Absatz 3 (Wahlklausur).

(2) Die Bearbeitungszeit beträgt für jede Klausur vier 
Stunden.

(3) Die Prüfungsarbeiten sind jeweils von zwei Mitglie-
dern des Prüfungsausschusses unabhängig voneinander 
mit einer Note und einer Punktzahl nach § 14 zu bewer-
ten.

(4) Weichen die Bewertungen der Prüfer bei einer Klau-
sur um nicht mehr als einen Punkt voneinander ab, so gilt 
der Durchschnitt als Note für die jeweilige Klausur. Bei 
größeren Abweichungen setzt der Prüfungsausschuss die 
Note fest.

(5) Der Prüfungsausschuss ermittelt die Punktzahl und 
Note der schriftlichen Prüfung durch Mittelwertbildung 
der Prüfungsergebnisse aus den zwei Klausuren.

§ 16

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die Fachge-
biete der berufspraktischen Studienzeiten nach § 7 Ab-
satz 3 und soll insgesamt drei Prüfungsbereiche umfas-
sen.

(2) Der Prüfungsausschuss bestimmt für jeden der drei 
Prüfungsbereiche eine Prüferin oder einen Prüfer sowie 
eine Stellvertretung. Zu Prüfern können auch Ausbilde-
rinnen und Ausbilder bestimmt werden, die nicht Mit-
glied des Prüfungsausschusses sind. Diese nehmen ohne 
Stimmrecht an der mündlichen Prüfung teil. Die Mitglie-
der des Prüfungsausschusses können sich durch ergän-
zende Fragen an der Prüfung beteiligen.

(3) Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich. Der Prü-
fungsausschuss kann weiteren Personen, die ein berech-
tigtes Interesse an der Teilnahme haben, die Anwesenheit 
bei der mündlichen Prüfung gestatten. An Beratungen des 
Prüfungsausschusses nehmen nur dessen Mitglieder teil.

(4) Die mündliche Prüfung soll grundsätzlich als Einzel-
prüfung durchgeführt werden und in jedem Prüfungsbe-
reich 15 Minuten nicht überschreiten. In Ausnahmefällen 
ist eine Gemeinschaftsprüfung mit bis zu drei Anwärte-
rinnen oder Anwärtern gleichzeitig zulässig.

(5) Der Prüfungsausschuss bewertet die Prüfungsleistun-
gen und setzt für die mündliche Prüfung eine Note und 
eine Punktzahl nach § 14 fest.

§ 17

Archivarische Probearbeit

(1) Die Anwärterinnen und Anwärter fertigen in der 
zweiten Hälfte des Abschlusspraktikums eine archivari-
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angerechnet werden, oder persönliche oder sächliche 
Hilfsmittel zulassen.

(2) Die Gewährung eines Nachteilsausgleichs ist grund-
sätzlich schriftlich bei der Ausbildungsbehörde zu bean-
tragen. Die Anwärterinnen und Anwärter sind durch die 
Ausbildungsbehörde in geeigneter Weise rechtzeitig auf 
die Möglichkeit einer Antragstellung hinzuweisen.

(3) Die Beeinträchtigung ist darzulegen und durch ärztli-
ches Zeugnis nachzuweisen. In begründeten Einzelfällen 
kann die Ausbildungsbehörde die Vorlage eines amts-
ärztlichen Zeugnisses verlangen. Ein begründeter Ein-
zelfall ist insbesondere dann gegeben, wenn ein wieder-
holtes Fernbleiben oder ein wiederholter Rücktritt 
vorliegt.

§ 22

Abschlussnote der Archivarischen Staatsprüfung

(1) Im Anschluss an die mündliche Prüfung stellt der 
Prüfungsausschuss die Abschlussnote der Archivari-
schen Staatsprüfung fest. 

(2) Die Ergebnisse aller einzelnen Prüfungsleistungen 
aus den Prüfungsteilen nach § 11 Absatz 1 fließen mit 
folgendem Prozentanteil in die Abschlussnote der Archi-
varischen Staatsprüfung ein:

1.	Fachstudium Archivwissenschaft  
(§ 8 Absatz 2)� 25 Prozent

2.	Fachstudium Verwaltungswissenschaft  
(§ 9 Absatz 3)� 15 Prozent

3.	archivarische Probearbeit (§ 17 Absatz 8)� 15 Prozent

4.	schriftliche Prüfung (§ 15 Absatz 5)� 15 Prozent

5.	mündliche Prüfung (§ 16 Absatz 5)� 10 Prozent

6.	berufspraktische Studienzeiten  
(§ 7 Absatz 4)� 15 Prozent

7.	Abschlusspraktikum (§ 10 Absatz 3)� 5 Prozent

(3) Die Archivarische Staatsprüfung ist bestanden, wenn 
die nach Absatz 2 ermittelte Gesamtpunktzahl mindes-
tens die Note »ausreichend« (5 bis 7 Punkte) ergibt. § 14 
Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 23

Prüfungsniederschrift, Zeugnis der Archivarischen 
Staatsprüfung

(1) Über den Verlauf und das Ergebnis der Archivari-
schen Staatsprüfung ist eine Niederschrift anzufertigen 
und zu den Prüfungsakten zu nehmen. Die Niederschrift 
enthält 

1.	Ort, Tag und Dauer der Archivarischen Staatsprüfung,

2.	die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses, 
der Prüferinnen und Prüfer sowie der sonstigen Anwe-
senden,

(2) Eine aus triftigem Grund abgebrochene oder nicht 
angetretene Prüfung gilt als nicht abgelegt. Die Prüfung 
ist nach den Vorgaben der oder des Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses beziehungsweise der Prüferin oder des 
Prüfers nachzuholen. Für nachzuholende Prüfungsleis-
tungen sind neue Aufgaben zu stellen.

(3) Der Prüfungsausschuss beziehungsweise die Prüferin 
oder der Prüfer erklärt die Prüfung für nicht bestanden, 
wenn die Anwärterin oder der Anwärter ohne triftigen 
Grund einer Prüfung fernbleibt oder diese abbricht.

§ 19

Wiederholung von Prüfungen

(1) Einzelne nicht bestandene Teile der Archivarischen 
Staatsprüfung können einmal wiederholt werden. Die 
Wiederholungsprüfung wird zeitnah angeboten. In Fäl-
len besonderer Härte kann der Prüfungsausschuss auf 
Antrag eine zweite Wiederholung einer Prüfung zu
lassen. Einzelne bestandene Teile der Archivarischen 
Staatsprüfung können nicht wiederholt werden.

(2) Eine Wiederholungsprüfung wird in demselben Um-
fang und in derselben Form wie die ursprüngliche Prü-
fung abgenommen.

§ 20

Ordnungsverstöße

(1) Über die Folgen eines Täuschungsversuchs oder ei-
ner Störung des Prüfungsablaufs entscheidet der Prü-
fungsausschuss. Er kann, je nach Schwere des Verstoßes, 
die Archivarische Staatsprüfung für nicht bestanden er-
klären oder einzelne Prüfungsleistungen mit der Note 
»ungenügend« (0 Punkte) bewerten.

(2) Wird eine Täuschung erst nach Beendigung des Prü-
fungsverfahrens bekannt, kann der Prüfungsausschuss 
auch nachträglich innerhalb von drei Jahren seit dem Be-
stehen der Archivarischen Staatsprüfung die Abschluss-
note berichtigen oder die Archivarische Staatsprüfung 
für nicht bestanden erklären. Das unrichtige Zeugnis ist 
vom Prüfungsausschuss einzuziehen.

§ 21

Nachteilsausgleich

(1) Bei Anwärterinnen und Anwärtern, die in ihrer 
Schreibfähigkeit oder ihren kommunikativen Fähigkei-
ten eingeschränkt sind, stellt die Ausbildungsbehörde die 
barrierefreie Gestaltung aller einzelnen Prüfungsleistun-
gen sicher. Soweit erforderlich, werden geeignete Kom-
munikationshilfen zugelassen oder weitere Nachteilsaus-
gleiche gewährt. Insbesondere kann die Ausbildungsbe-
hörde Bearbeitungszeiten angemessen verlängern, Ruhe-
pausen gewähren, die nicht auf die Bearbeitungszeit 
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§ 26

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 21. November 2014� Bauer

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Ausbildung und Prüfung 	

für den höheren Archivdienst (Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für den höheren 

Archivdienst – APrOArchhD)

Vom 21. November 2014

Auf Grund von § 3 Absatz 3 Satz 2 und § 16 Absatz 2 des 
Landesbeamtengesetzes vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 164), wird im Beneh-
men mit dem Innenministerium und dem Finanz- und 
Wirtschaftsministerium verordnet:

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1: Allgemeines

§ 1 	 Geltungsbereich

§ 2 	 Ziel der Ausbildung

§ 3 	 Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstellen, Dienstvorgesetzte

§ 4 	 Einstellungsvoraussetzungen

§ 5 	 Auswahl und Einstellung

Abschnitt 2: Vorbereitungsdienst

§ 6 	 Dauer und Gliederung

§ 7 	 Berufspraktische Studien

§ 8 	 Note der berufspraktischen Studien

§ 9 	 Fachstudien

§ 10 	Note der Fachstudien

§ 11 	Transferphase

Abschnitt 3: Archivarische Staatsprüfung

§ 12 	Gliederung und Zweck

§ 13 	Prüfungsausschuss

§ 14 	Prüfungsberechtigung

§ 15 	Prüfungsformen

§ 16 	Bewertung der Prüfungsleistungen

§ 17 	Modulprüfungen

§ 18 	Abschlussprüfung

§ 19 	Note der Abschlussprüfung

§ 20 	Versäumnis, Verhinderung, Rücktritt

§ 21 	Wiederholung der Prüfungen

§ 22 	Ordnungsverstöße

§ 23 	Bildung der Note der Archivarischen Staatsprüfung

§ 24 	Zeugnis der Archivarischen Staatsprüfung

§ 25 	Einsicht in die Prüfungsakten, Aufbewahrungsfristen

3.	die Namen der Prüfungsteilnehmerinnen und Prü-
fungsteilnehmer,

4.	die wesentlichen Gegenstände der Archivarischen 
Staatsprüfung,

5.	die vollständigen Notenlisten der Prüfungsteilneh-
merinnen und Prüfungsteilnehmer,

6.	die Beschlüsse des Prüfungsausschusses.

(2) Über die bestandene Archivarische Staatsprüfung 
stellt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
ein Zeugnis aus. 

(3) Mit erfolgreich bestandener archivarischer Staatsprü-
fung wird der Abschluss »Diplom-Archivarin (FH)« 
oder »Diplom-Archivar (FH)« erworben. Der Abschluss 
erfüllt die Bildungsvoraussetzungen gemäß § 15 Ab-
satz 1 Nummer 2 Buchstabe a LBG.

(4) Mit Bestehen der Archivarischen Staatsprüfung er-
wirbt die Anwärterin oder der Anwärter die Befähigung 
für den gehobenen Archivdienst. 

(5) Ist die Archivarische Staatsprüfung nicht bestanden 
oder für nicht bestanden erklärt worden, so erhält die 
Anwärterin oder der Anwärter vom Prüfungsausschuss 
einen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen 
schriftlichen Bescheid. Die Ausbildungsbehörde erhält 
eine Ausfertigung dieses Bescheids.

§ 24

Einsicht in die Prüfungsakten, Aufbewahrungsfristen

(1) Die Anwärterin oder der Anwärter kann nach Ab-
schluss des Prüfungsverfahrens innerhalb eines Jahres 
Einsicht in ihre oder seine Prüfungsarbeiten einschließ-
lich der Bewertung und in die Prüfungsniederschrift neh-
men.

(2) Der Antrag auf Einsichtnahme ist bei der Prüfungsbe-
hörde zu stellen. Die Einsichtnahme erfolgt in den Räu-
men der Prüfungsbehörde.

(3) Die Prüfungsarbeiten sind mindestens zehn Jahre 
aufzubewahren.

A B S C H N I T T  4

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 25

Übergangsbestimmungen

Für Anwärterinnen und Anwärter, die sich zur Zeit des 
Inkrafttretens dieser Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
bereits im Vorbereitungsdienst befinden, gilt die Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen Archiv-
dienst in der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassung 
weiter.



Nr. 23	 GBl. vom 15. Dezember 2014� 705

3.	die von der Ausbildungsbehörde bestimmten weiteren 
Einrichtungen.

(3) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Ar-
chivreferendarinnen und Archivreferendare ist die Präsi-
dentin oder der Präsident des Landesarchivs Baden-
Württemberg. Vorgesetzte oder Vorgesetzter während 
des Vorbereitungsdienstes ist die Leiterin oder der Leiter 
der jeweiligen Ausbildungsstelle.

§ 4

Einstellungsvoraussetzungen

In den Vorbereitungsdienst für den höheren Archivdienst 
kann eingestellt werden, wer

1.	die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis und

2.	die Voraussetzungen nach § 11 Absatz 1 der LVO-
MWK erfüllt.

Mit dem erfolgreichen Abschluss des Vorbereitungs-
dienstes wird kein Anspruch auf eine spätere Verwen-
dung im öffentlichen Dienst erworben.

§ 5

Auswahl und Einstellung

(1) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst erfolgt 
durch die Ausbildungsbehörde mittels eines Auswahlver-
fahrens. 

(2) Der Bewerbung um die Einstellung in den Vorberei-
tungsdienst sind beizufügen:

1.	ein Lebenslauf,

2.	eine Kopie des Zeugnisses über den Nachweis der All-
gemeinen Hochschulreife oder über den Nachweis ei-
ner gleichwertigen Qualifikation für ein Hochschul-
studium nach dem Landeshochschulgesetz,

3.	eine Kopie des Zeugnisses über die das Studium ab-
schließende Prüfung, gegebenenfalls Kopien von Ur-
kunden über die Verleihung akademischer Grade,

4.	Kopien von Zeugnissen über einschlägige praktische 
oder berufliche Tätigkeiten,

5.	ein Nachweis über die nach § 11 Absatz 1 LVO-MWK 
erforderlichen Sprachkenntnisse,

6.	ein Nachweis darüber, dass die persönlichen Voraus-
setzungen des § 7 Absatz 1 Nr. 1 des Beamtenstatus-
gesetzes vorliegen. 

(3) Vor der Einstellung in den Vorbereitungsdienst sind 
auf Anforderung des Weiteren vorzulegen:

1.	ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde 
(§ 30 Absatz 5 des Bundeszentralregisters),

2.	ein ärztliches Zeugnis,

3.	eine schriftliche Erklärung über etwa anhängige straf-
rechtliche Ermittlungsverfahren oder Strafverfahren 

Abschnitt 4: Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 26 	Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

A B S C H N I T T  1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Einstellung, Ausbildung und 
Prüfung für den Vorbereitungsdienst der Laufbahn des 
höheren Archivdienstes in Baden-Württemberg nach 
§ 11 Absatz 2 der Laufbahnverordnung Wissenschafts-
ministerium – LVO-MWK.

§ 2

Ziel der Ausbildung

Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, Beamtinnen und 
Beamte auszubilden, die vielseitige berufliche und sozi-
ale Handlungskompetenzen besitzen, um die an sie ge-
stellten Aufgaben des höheren Archivdienstes wahrneh-
men zu können. Das Studium an der Archivschule Mar-
burg – Hochschule für Archivwissenschaften – (Archiv-
schule Marburg) vermittelt den Archivreferendarinnen 
und Archivreferendaren die archivwissenschaftlichen 
Kompetenzen und Methoden durch anwendungsbezo-
gene Lehre; die Ausbildungsphasen in den Ausbildungs-
stellen vermitteln vornehmlich berufspraktische Kompe-
tenzen, die zur Erfüllung der archivfachlichen Aufgaben 
im höheren Archivdienst erforderlich sind. Der Vorberei-
tungsdienst soll insbesondere fachliche Fähigkeiten und 
fachübergreifende Kompetenzen vermitteln. Dazu gehört 
die Fähigkeit zur systematischen, anwendungsbezoge-
nen und zielorientierten Erfassung und Bewältigung von 
archivfachlichen Aufgaben unter sich wandelnden beruf-
lichen und gesellschaftlichen Anforderungen der Infor-
mationsgesellschaft ebenso wie die Fähigkeit zum Ver-
ständnis für historische, kulturelle, rechtliche, wirtschaft-
liche und soziale Fragen. Darüber hinaus sollen die Befä-
higung zu leitender Tätigkeit und die Bereitschaft, als 
Führungskraft verantwortlich und selbstständig zu han-
deln, entwickelt werden.

§ 3

Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstellen, 
Dienstvorgesetzte

(1) Ausbildungsbehörde ist das Landesarchiv Baden-
Württemberg.

(2) Ausbildungsstellen sind

1.	das von der Ausbildungsbehörde bestimmte Ausbil-
dungsarchiv,

2.	die Archivschule Marburg – Hochschule für Archiv-
wissenschaft (Archivschule Marburg),
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1.	bei Bestehen der Archivarischen Staatsprüfung mit er-
folgreichem Ablegen der Abschlussprüfung, frühes-
tens jedoch mit dem allgemein oder in den Fällen der 
Absätze 7 und 8 mit dem im Einzelfall festgelegten 
Ablauf des Vorbereitungsdienstes,

2.	bei endgültigem Nichtbestehen mit Ablauf des Tages 
der Archivarischen Staatsprüfung.

(6) Die Entlassung soll erfolgen, wenn

1.	infolge Erkrankung innerhalb eines Zeitraums von 
sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst ge-
leistet wurde und keine Aussicht besteht, dass die 
Dienstfähigkeit innerhalb weiterer sechs Monate wie-
derhergestellt wird, oder

2.	eine Prüfung wegen ungenehmigten Fernbleibens, 
Rücktritts oder Ausschlusses von der Prüfung nach ei-
nem Täuschungsversuch oder Ordnungsverstoß als 
nicht bestanden gilt.

(7) Über die Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 
entscheidet die Ausbildungsbehörde.

(8) Wird die Ausbildung durch Krankheit oder aus ande-
ren Gründen unterbrochen, muss die versäumte Zeit 
nachgeholt werden, wenn sie einen Monat übersteigt. 
Der Vorbereitungsdienst verlängert sich entsprechend. 
Die Ausbildungsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen.

§ 7

Berufspraktische Studien

(1) Die berufspraktischen Studien werden in der Ausbil-
dungsbehörde und den Ausbildungsstellen durchgeführt. 
Dabei sind fachbezogene Schwerpunkte der Ausbil-
dungsbehörde zu berücksichtigen. Die Ausbildungsin-
halte der berufspraktischen Studien werden mit denen 
der Fachstudien abgestimmt.

(2) Die Ausbildungsbehörde bestimmt eine Ausbildungs-
leitung. Diese stellt einen Ausbildungsplan auf und über-
wacht die Durchführung der berufspraktischen Studien. 
Außerdem bestellt die Ausbildungsleitung im Benehmen 
mit der Ausbildungsbehörde die Modulverantwortlichen 
für die berufspraktischen Studien und die Projektleitun-
gen für die Transferphase.

(3) Die berufspraktischen Studien vermitteln grundle-
gende Kompetenzen und Fähigkeiten in den Fachgebie-
ten

1.	Archivmanagement und Archivrecht,

2.	Archivwissenschaft,

3.	Historische Hilfswissenschaften,

4.	Verwaltungswissenschaft.

(4) Während der berufspraktischen Studien sind vier 
Module zu absolvieren. Die berufspraktischen Studien 
umfassen insgesamt 40 ECTS-Punkte (1260 Stunden).

sowie über Disziplinarmaßnahmen und anhängige 
Disziplinarverfahren.

Diese Unterlagen sollen nicht älter als sechs Monate 
sein.

(4) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst erfolgt 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf 
mit der Ernennung zur »Archivreferendarin« oder zum 
»Archivreferendar«.

A B S C H N I T T  2

Vorbereitungsdienst

§ 6

Dauer und Gliederung

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre. Er wird in 
der Ausbildungsbehörde und den in § 3 Absatz 2 genann-
ten Ausbildungsstellen abgeleistet. Der Vorbereitungs-
dienst schließt mit der Laufbahnprüfung für den höheren 
Archivdienst (Archivarische Staatsprüfung) ab.

(2) Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in folgende 
Ausbildungsabschnitte:

1.	Berufspraktische Studien	 acht Monate

2.	Fachstudien	 zwölf Monate

3.	Transferphase	 drei Monate

4.	Prüfungsphase mit Abschlussprüfung	 ein Monat.

(3) Berufspraktische Studien und Fachstudien sind in 
thematische und zeitliche Einheiten (Module) eingeteilt, 
die sich aus Veranstaltungen mit verschiedenen Inhalten, 
Lehr- und Lernformen zusammensetzen. Die Transfer-
phase bildet ein eigenständiges Modul. Im Rahmen der 
Module sind Modulprüfungen nach § 15 abzulegen, die 
mit Punkten und einer Note zu bewerten sind. Die Mo-
dule der berufspraktischen Studien und das Modul der 
Transferphase werden jeweils in einem Modulhandbuch 
der Ausbildungsbehörde beschrieben. Die Module der 
Fachstudien werden in Anlage 2 der Studienordnung für 
das Referendariat im höheren Archivdienst an der Ar-
chivschule Marburg – Hochschule für Archivwissen-
schaft vom 8. März 2013 (StAnz. 18/2013, S. 567) be-
schrieben. Die Modulhandbücher sind vom jeweiligen 
Verfasser zu veröffentlichen.

(4) Für bestandene Modulprüfungen werden Leistungs-
punkte nach dem Europäischen System zur Übertragung 
und Akkumulierung von Studienleistungen (ECTS) ver-
geben. Ein Leistungspunkt entspricht einem durch-
schnittlichen Arbeitsaufwand von 30 Stunden. Der Vor-
bereitungsdienst umfasst insgesamt 120 ECTS-Punkte 
(3660 Stunden).

(5) Der Vorbereitungsdienst endet 
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§ 10

Note der Fachstudien

(1) Die Archivschule Marburg ermittelt die Punktzahl 
und Note der Fachstudien durch Mittelwertbildung der 
Prüfungsergebnisse aus den bestandenen neun Modulen 
bis auf eine Dezimalstelle. § 16 Absatz 3 gilt entspre-
chend.

(2) Die Studienleiterin oder der Studienleiter erläutert 
der Archivreferendarin oder dem Archivreferendar in ei-
nem Gespräch die Noten der Prüfungsleistungen in den 
Fachstudien.

§ 11

Transferphase

(1) Die Transferphase ist ein eigenständiges Modul und 
umfasst 15 ECTS-Punkte (450 Stunden). Sie findet nach 
den Fachstudien als dreimonatiges gemeinsames Projekt 
der Archivschule Marburg und des Ausbildungsarchivs 
statt. Sie wird von einer Ausbilderin oder einem Ausbil-
der im Ausbildungsarchiv und von einer Dozentin oder 
einem Dozenten der Archivschule Marburg betreut.

(2) In der Transferphase soll die Archivreferendarin oder 
der Archivreferendar nachweisen, dass sie oder er praxis-
relevante Fragestellungen aus den Inhalten der Fachstu-
dien selbstständig nach archivwissenschaftlichen Metho-
den bearbeiten kann. Die Ergebnisse stellt sie oder er in 
der Transferarbeit dar.

(3) Das Thema der Transferarbeit wird auf Vorschlag 
der Archivreferendarin oder des Archivreferendars vom 
Ausbildungsarchiv im Einvernehmen mit der Archiv-
schule Marburg bestimmt. 

(4) Die Transferarbeit ist spätestens mit Ablauf der 
Transferphase beim Ausbildungsarchiv und bei der Ar-
chivschule Marburg einzureichen.

(5) Die Transferarbeit ist von den in Absatz 1 Satz 3 ge-
nannten Personen zu bewerten. Die abschließende Punkt
zahl und Note wird von der Leiterin oder dem Leiter des 
Ausbildungsarchivs durch Mittelwertbildung bis auf eine 
Dezimalstelle festgesetzt. § 16 Absatz 3 gilt entspre-
chend. Die Note der Transferarbeit ist der Archivreferen-
darin oder dem Archivreferendar mit der Einladung zur 
Abschlussprüfung mitzuteilen. Auf Antrag wird von ei-
ner Bekanntgabe abgesehen.

A B S C H N I T T  3

Archivarische Staatsprüfung

§ 12

Gliederung und Zweck

(1) Die Archivarische Staatsprüfung ist die Laufbahnprü-
fung für den höheren Archivdienst. Sie besteht aus der 

§ 8

Note der berufspraktischen Studien

Die Ausbildungsbehörde ermittelt die Punktzahl und 
Note der berufspraktischen Studien durch Mittelwertbil-
dung der Prüfungsergebnisse aus den bestandenen vier 
Modulen bis auf eine Dezimalstelle. § 16 Absatz 3 gilt 
entsprechend.

§ 9

Fachstudien

(1) Die Fachstudien finden an der Archivschule Marburg 
statt. Die Lehrinhalte der Module sind nach wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und Methoden praxisbezogen 
und handlungsorientiert zu vermitteln. Dabei sind die 
Belange der verschiedenen Archivsparten in Deutsch-
land angemessen zu berücksichtigen.

(2) Während der Fachstudien sollen der Archivreferen-
darin oder dem Archivreferendar die fachspezifischen 
und fachübergreifenden methodischen Fähigkeiten und 
theoretischen Kenntnisse für die Erfüllung der Aufgaben 
im höheren Archivdienst vermittelt werden.

(3) Die Archivreferendarin oder der Archivreferendar 
soll während der Fachstudien die Kompetenzen und Fä-
higkeiten erwerben zur

1.	selbstständigen Erweiterung der historischen und ar-
chivarischen Fachkenntnisse,

2.	Steuerung der archivarischen Fachaufgaben auf der 
Grundlage ihres Fachwissens und der zur Verfügung 
stehenden Ressourcen,

3.	Erfüllung der Fach- und Führungsaufgaben in der di-
gitalen Welt,

4.	Einschätzung und Weiterentwicklung ihrer Führungs- 
und Managementkompetenzen.

(4) Die Fachstudien gliedern sich in Module und umfas-
sen folgende Gebiete:

1.	Archivwissenschaft,

2.	Verwaltungswissenschaft und Archivmanagement,

3.	Historische Hilfswissenschaften.

Außerdem finden archivwissenschaftlich begründete 
Studienfahrten statt. Die Inhalte der Fachgebiete regelt 
die Anlage 2 der Studienordnung für das Referendariat 
im höheren Archivdienst an der Archivschule Marburg – 
Hochschule für Archivwissenschaft vom 8. März 2013 
(StAnz. 18/2013, S. 567).

(5) Während der Fachstudien sind neun Module zu 
absolvieren. Die Fachstudien umfassen insgesamt 60 
ECTS-Punkte (1800 Stunden).

(6) Die Lehrveranstaltungen werden grundsätzlich in 
deutscher Sprache durchgeführt. Im Zuge des Prozesses 
der europäischen Integration können Lehrveranstaltun-
gen auch in englischer Sprache durchgeführt werden.
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Benutzung der zugelassenen Hilfsmittel die gestell-
ten Aufgaben allein und selbstständig bearbeiten. 
Die Bearbeitungsdauer beträgt mindestens 120, 
höchstens 240 Minuten. Die Arbeit ist spätestens am 
Ende der vorgegebenen Bearbeitungszeit abzugeben.

  2.	Hausarbeit
	 Eine Hausarbeit ist die auf wissenschaftlicher Grund-

lage erfolgte selbstständige Bearbeitung eines The-
mas, deren Erkenntnisse die Archivreferendarin oder 
der Archivreferendar systematisch schriftlich dar-
legt.

  3.	Referat mit Ausarbeitung
	 Ein Referat besteht aus einem mündlichen und einem 

schriftlichen Teil, in dem sich die Archivreferendarin 
oder der Archivreferendar mit einem konkreten 
Thema unter Einbeziehung und Auswertung ein-
schlägiger Quellen auseinandersetzt. Der mündliche 
Teil besteht aus einem Vortrag von mindestens 20, 
höchstens 45 Minuten. An den Vortrag schließt sich 
eine von der Archivreferendarin oder dem Archiv-
referendar zu leitende Diskussion an. Das Referat 
soll in freien Formulierungen und unterstützt durch 
eine angemessene Präsentationstechnik gehalten 
werden. In der schriftlichen Ausarbeitung sind die 
wichtigsten Ergebnisse des Referates und der Dis-
kussion auf höchstens fünf Seiten strukturiert darzu-
stellen.

  4.	Fallbearbeitung
	 Eine Fallbearbeitung kann aus einer oder mehreren 

Prüfungsleistungen bestehen. Prüfungsleistungen 
können sowohl die schriftliche Bearbeitung eines 
vorgegebenen Themas mit anschließender Präsenta-
tion als auch eine durchzuführende praktische Übung 
sein. Zu Beginn der Lehrveranstaltung sind die Prü-
fungsleistungen abschließend zu benennen.

  5.	Posterpräsentation
	 Eine Posterpräsentation stellt zentrale Forschungser-

gebnisse zu einem spezifischen Thema visuell aufbe-
reitet in der Regel in Form eines Plakates bereit. Sie 
ersetzt keinen Fachvortrag, sondern ermöglicht es In-
teressenten, sich fachspezifisch schnell und präzise 
über ein Thema zu informieren. Die Verwendung 
von Texten, Grafiken und Visualisierungen ist ein 
zentraler Bestandteil einer Posterpräsentation.

  6.	Portfolio
	 Das Portfolio ist eine Zusammenstellung von Arbei-

ten einer Archivreferendarin oder eines Archivrefe-
rendars, die Bemühen, Fortschritte und Erfolge der 
Lernenden belegen. Es umfasst eine Zusammenstel-
lung von mehreren Aufgaben, zum Beispiel Proto-
koll, Thesenpapier, Rezension, Kurzreferat, Übungs-
aufgaben oder Essay, die im Verlauf eines Moduls 
erbracht und dokumentiert wurden. Es soll auch eine 
Selbstreflexion über den Lernprozess enthalten. Ziel 

Gesamtheit der nach den §§ 7, 9 und 11 abzulegenden 
Modulprüfungen und der Abschlussprüfung.

(2) In der Archivarischen Staatsprüfung ist festzustellen, 
ob die Archivreferendarin oder der Archivreferendar das 
Ziel des Vorbereitungsdienstes erreicht hat und damit die 
Befähigung für die Laufbahn des höheren Archivdienstes 
besitzt.

(3) Für das Bestehen der Archivarischen Staatsprüfung 
sind 14 Module und die Abschlussprüfung erfolgreich zu 
absolvieren.

(4) Bei allen Teilen der Archivarischen Staatsprüfung 
sind Schwerbehinderten die ihrer Behinderung angemes-
senen Erleichterungen zu gewähren. Die fachlichen An-
forderungen dürfen jedoch nicht geringer bemessen wer-
den.

§ 13

Prüfungsausschuss

Zur Planung, Koordination und Durchführung der Prü-
fungen wird bei der Archivschule Marburg ein Prüfungs-
ausschuss eingerichtet. Für den Prüfungsausschuss fin-
det § 14 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
höheren Archivdienst in Hessen (APOhDArchiv) vom 
14. Dezember 2012 (StAnz. 1/2013, S. 26) Anwendung.

§ 14

Prüfungsberechtigung

(1) Zur Prüferin oder zum Prüfer wird vom Prüfungsaus-
schuss grundsätzlich der oder die Modulverantwortliche 
bestellt. Ist eine weitere Prüferin oder ein weiterer Prüfer 
erforderlich, so kann ein Mitglied des Lehrkörpers der 
Archivschule Marburg oder eine Vertreterin oder ein 
Vertreter des Ausbildungsarchivs bestellt werden.

(2) Zur Prüferin oder zum Prüfer können Archivarinnen 
und Archivare bestellt werden, die die Laufbahnbefähi-
gung für den höheren Archivdienst oder eine gleichwer-
tige Qualifikation besitzen. Für Prüfungen, die spezifi-
sche, nicht archivarische Fachkenntnisse erfordern, 
können auch Lehrkräfte bestellt werden, die ein Hoch-
schulstudium absolviert und mehrjährige Berufserfah-
rung im von ihnen unterrichteten Fach haben.

§ 15

Prüfungsformen

Als Prüfungsformen während des Vorbereitungsdienstes 
werden bestimmt:

  1.	Klausur
	 Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende 

schriftliche Arbeit, in der die Archivreferendarinnen 
und Archivreferendare ohne Hilfsmittel oder unter 
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der die Kompetenzen der Archivreferendarin oder 
des Archivreferendars insbesondere in Bezug auf das 
Praxisverständnis weiterentwickeln soll; er soll 
höchstens 15 Seiten umfassen. 

Näheres regelt die Studienordnung für das Referendariat 
im höheren Archivdienst an der Archivschule Marburg – 
Hochschule für Archivwissenschaft vom 8. März 2013 
(StAnz. 18/2013, S. 567).

§ 16

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Prüfungsleistungen im Vorbereitungsdienst sind 
mit einer der folgenden Punktzahlen und der sich daraus 
ergebenden Note zu bewerten:

1.	15 bis 14 Punkte: sehr gut (1), für eine Leistung, die 
den Anforderungen in besonderem Maße entspricht,

2.	13 bis 11 Punkte: gut (2), für eine Leistung, die den 
Anforderungen voll entspricht,

3.	10 bis 8 Punkte: befriedigend (3), für eine Leistung, 
die im allgemeinen den Anforderungen entspricht,

4.	7 bis 5 Punkte: ausreichend (4), für eine Leistung, die 
zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht,

5.	4 bis 2 Punkte: mangelhaft (5), für eine Leistung, die 
den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse vorhan-
den sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden können,

6.	1 bis 0 Punkte: ungenügend (6), wenn die Leistung 
den Anforderungen nicht entspricht und selbst Grund-
kenntnisse so lückenhaft sind, dass die Mängel in ab-
sehbarer Zeit nicht behoben werden können.

(2) Bei der Zuordnung des laufbahnrechtlichen Bewer-
tungssystems gemäß Absatz 1 zum Hochschul-Bewer-
tungssystem mit fünf Notenstufen ist die nachfolgende 
Zuordnung einzuhalten:

des Portfolios ist es, den Lernfortschritt der Archiv-
referendarinnen und Archivreferendare innerhalb ei-
nes bestimmten Zeitraums aufzuzeigen. Es soll zu 
einer Bewusstmachung des eigenen Lernens führen 
und ist gleichzeitig das Produkt, das die Archivrefe-
rendarinnen und Archivreferendare als Ergebnis des 
Prozesses gestalten. Die Archivreferendarinnen und 
Archivreferendare werden an der Auswahl des In-
halts, der Kriterien für die Auswahl und den Bewer-
tungskriterien beteiligt. Das Portfolio wird in seiner 
Gesamtheit bewertet.

  7.	Transferarbeit
	 In der Transferarbeit soll die Archivreferendarin oder 

der Archivreferendar eine Fragestellung aus der Pra-
xis unter Anwendung der Kenntnisse aus den Fach-
studien selbstständig wissenschaftlich bearbeiten, 
einen Lösungsvorschlag entwickeln und schriftlich 
auf höchstens 30 Seiten ausarbeiten.

  8.	Leitungsübung
	 In der Leitungsübung soll die Archivreferendarin 

oder der Archivreferendar an einem Fallbeispiel 
nachweisen, dass sie oder er die erworbenen Fach- 
und Führungskompetenzen als Leiterin oder Leiter 
eines Einzel- oder Gruppengesprächs in mündlicher 
Form einsetzen kann. Die Leitungsübung soll inklu-
sive Vorbereitungszeit die Dauer von 50 Minuten 
nicht überschreiten.

  9.	Mündliche Prüfung
	 Durch die mündliche Prüfung soll die Archivreferen-

darin oder der Archivreferendar nachweisen, dass 
sie oder er übergreifende Zusammenhänge des Prü-
fungsgebietes erkennen und einordnen oder auf pra-
xisorientierte Fragestellungen anwenden kann. Die 
mündliche Prüfung wird als Einzelprüfung von etwa 
20 bis 30 Minuten Dauer oder als ergänzende münd-
liche Prüfung durchgeführt.

10.	Praxisbericht
	 Der Praxisbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung 

über Ziele, Ablauf und Ergebnisse des Praktikums, 

6er Notensystem 
(Laufbahnrecht)

Punktzahl 5er Notensystem 
(Hochschul-Bewertungssystem)

sehr gut 
(1)

für eine Leistung, die den 
Anforderungen in besonde-
rem Maße entspricht 

15 bis 14 für eine Leistung, die den 
Anforderungen in besonderem 
Maße entspricht 

sehr gut 
(1)

gut 
(2)

für eine Leistung, die den 
Anforderungen voll entspricht

13 bis 11 für eine Leistung, die den 
Anforderungen voll entspricht 

gut 
(2)

befriedigend 
(3)

für eine Leistung, die im All-
gemeinen den Anforderungen 
entspricht 

10 bis 8 für eine Leistung, die im Allge-
meinen den Anforderungen 
entspricht 

befriedigend  
(3)

ausreichend 
(4)

für eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderungen 
noch entspricht 

7 bis 5 für eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber im Gan-
zen den Anforderungen noch 
entspricht 

ausreichend  
(4)
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(3) Zur Bewertung der Prüfungsleistungen werden volle 
Notenpunktzahlen vergeben. Ergeben sich aufgrund von 
Zwischenrechnungen Bruchteile von Notenpunkten, so 
werden diese unter Einbeziehung der ersten Dezimal-
stelle auf die nächste volle Punktzahl auf- oder abgerun-
det. Beträgt die erste Dezimalstelle fünf oder mehr, wird 
aufgerundet; beträgt sie vier oder weniger, wird abgerun-
det.

§ 17

Modulprüfungen

(1) Jedes Modul schließt mit einer Prüfung nach § 15 ab.

(2) Die Prüfungsleistung aus jedem Modul ist von der 
Prüferin oder dem Prüfer nach § 16 mit einer Punktzahl 
und Note zu bewerten. Über die Benotung wird eine Be-
scheinigung ausgestellt.

(3) Die kontinuierliche mündliche Mitarbeit kann bei be-
stimmten Lehrveranstaltungen bis zu 30 Prozent in die 
Prüfungsnote einfließen, sofern die jeweils zuständige 
Lehrkraft das zu Beginn einer Lehrveranstaltung mitge-
teilt hat.

(4) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die gesamte 
Leistung mit mindestens der Note »ausreichend« (4) be-
wertet wird.

(5) Über den Verlauf, die Bewertungen und das Ergebnis 
der Prüfungen ist eine Niederschrift anzufertigen und zu 
den Prüfungsakten zu nehmen.

(6) Die Ergebnisse der Modulprüfungen aus den berufs-
praktischen Studien und den Fachstudien und das Ergeb-
nis der Transferphase werden den Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses zur Kenntnis gebracht.

§ 18

Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung ist am Ende des Vorberei-
tungsdienstes vor dem Prüfungsausschuss abzulegen. Sie 

6er Notensystem 
(Laufbahnrecht)

Punktzahl 5er Notensystem 
(Hochschul-Bewertungssystem)

mangelhaft 
(5)

für eine Leistung, die den 
Anforderungen nicht ent-
spricht, jedoch erkennen lässt, 
dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind 
und die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden können 

4 bis 2 für eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den Anfor-
derungen nicht mehr genügt 

nicht ausreichend 
(5)

ungenügend 
(6)

wenn die Leistung den Anfor-
derungen nicht entspricht und 
selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden können 

1 bis 0

besteht aus einer Leitungsübung und einer mündlichen 
Prüfung.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung ist 
formlos mit der Transferarbeit und den Bescheinigungen 
über die erbrachten Prüfungsleistungen nach § 17 Ab-
satz 2 Satz 2 bei der Archivschule Marburg einzureichen. 
Zur Abschlussprüfung wird geladen, wer die Module 
nach den §§ 7, 9 und 11 mindestens mit der Note »aus-
reichend« (4) bestanden hat.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
lässt die Archivreferendarin oder den Archivreferendar 
zur Abschlussprüfung zu und bestimmt Zeitpunkt und 
Ort der Abschlussprüfung und unterrichtet darüber das 
Ausbildungsarchiv.

(4) In der Leitungsübung hat die Archivreferendarin oder 
der Archivreferendar den Nachweis zu erbringen, dass 
sie oder er zur Ausübung von Leitungsfunktionen in ei-
nem Archiv befähigt ist. Die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses kann von den Ausbildungsarchiven 
Vorschläge für Prüfungsaufgaben einholen.

(5) Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung. Sie 
umfasst die Verteidigung der Transferarbeit und ein Prü-
fungsgespräch über die in § 9 Absatz 4 Nummer 1 und 2 
genannten Gebiete.

(6) Die Abschlussprüfung soll insgesamt nicht länger als 
90 Minuten dauern. Davon entfallen 30 Minuten auf die 
Vorbereitung der Leitungsübung, 20 Minuten auf die 
Leitungsübung und 40 Minuten auf die mündliche Prü-
fung, die sich je zur Hälfte auf die Verteidigung der 
Transferarbeit und das Prüfungsgespräch gemäß Ab-
satz 5 erstreckt.

(7) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
kann weiteren Personen, die ein berechtigtes Interesse an 
der Teilnahme haben, die Anwesenheit bei der mündli-
chen Prüfung gestatten. An Beratungen des Prüfungsaus-
schusses nehmen nur dessen Mitglieder teil.

(8) Die Abschlussprüfung und ihre Vorbereitung umfas-
sen insgesamt 5 ECTS-Punkte (150 Stunden).
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Prüfungsausschuss auf Antrag eine zweite Wiederholung 
einer Modulprüfung zulassen. Eine bestandene Prüfung 
kann nicht wiederholt werden.

(2) Eine nicht bestandene Transferphase kann einmal 
wiederholt werden. Der Vorbereitungsdienst verlängert 
sich entsprechend.

(3) Die Abschlussprüfung kann einmal wiederholt wer-
den.

(4) Eine Wiederholungsprüfung wird in demselben Um-
fang und in derselben Form wie die ursprüngliche Prü-
fung abgenommen.

§ 22

Ordnungsverstöße

(1) Über die Folgen eines Täuschungsversuchs oder ei-
ner Störung des Prüfungsablaufs entscheidet der Prü-
fungsausschuss beziehungsweise die Prüferin oder der 
Prüfer. Er kann, je nach Schwere des Verstoßes, die Prü-
fung für nicht bestanden erklären oder einzelne Prü-
fungsleistungen mit »ungenügend« (0 Punkte) bewerten.

(2) Wird eine Täuschung erst nach Beendigung des Prü-
fungsverfahrens bekannt, kann der Prüfungsausschuss 
auch nachträglich innerhalb von drei Jahren seit dem Tag 
der Prüfung das Gesamtergebnis berichtigen oder die 
Prüfung für nicht bestanden erklären. Das unrichtige 
Zeugnis ist vom Prüfungsausschuss einzuziehen.

§ 23

Bildung der Note der Archivarischen Staatsprüfung

(1) Im Anschluss an die Abschlussprüfung entscheidet 
der Prüfungsausschuss über die Note der Archivarischen 
Staatsprüfung.

(2) Die Punktzahlen und Noten der einzelnen Studien- 
und Prüfungsbereiche gehen mit folgendem Prozentan-
teil in die Abschlussnote der Archivarischen Staatsprü-
fung ein:

1.	Berufspraktische Studien mit 30 Prozent

2.	Fachstudien mit 30 Prozent

3.	Transferarbeit mit 20 Prozent

4.	Abschlussprüfung mit 20 Prozent.

(3) Die Abschlussnote wird entsprechend § 16 als Punkt-
zahl und der sich daraus ergebenden Note ausgewiesen.

(4) Die Archivarische Staatsprüfung ist bestanden, wenn 
insgesamt mindestens 120 ECTS-Punkte erzielt und die 
Prüfungsleistungen jeweils mit mindestens 5 Punkten 
beziehungsweise mit der Note »ausreichend« (4) bewer-
tet wurden.

§ 19

Note der Abschlussprüfung

(1) Der Prüfungsausschuss bewertet auf Vorschlag der 
jeweiligen Prüferin oder des jeweiligen Prüfers die ein-
zelnen Prüfungsleistungen in der Abschlussprüfung mit 
je einer Punktzahl und stellt daraus für jede Prüfungsteil-
nehmerin und jeden Prüfungsteilnehmer die Punktzahl 
und Note der Abschlussprüfung fest. Die Note der Lei-
tungsübung wird mit 40 Prozent, die Noten der Verteidi-
gung der Transferarbeit und des Prüfungsgesprächs wer-
den mit je 30 Prozent gewichtet.

(2) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn alle drei 
Prüfungsteile mit mindestens der Note »ausreichend« (4) 
bewertet werden.

(3) Die Note der Abschlussprüfung wird den Archivrefe-
rendarinnen und Archivreferendaren nach der Abschluss-
prüfung mitgeteilt. Auf Antrag wird von einer Bekannt-
gabe abgesehen.

(4) Über den Verlauf, die Bewertungen und das Ergebnis 
der Abschlussprüfung ist eine Niederschrift anzufertigen 
und zu den Prüfungsakten zu nehmen. Die Niederschrift 
ist von allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu un-
terzeichnen.

§ 20

Versäumnis, Verhinderung, Rücktritt

(1) Ist eine Archivreferendarin oder ein Archivreferendar 
durch Krankheit oder aus sonstigen trifftigen Gründen an 
der Ablegung einer Prüfung verhindert, so hat sie oder er 
dies unverzüglich nachzuweisen. In Krankheitsfällen ist 
ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. Über das Vorliegen 
eines triftigen Grundes entscheidet der Prüfungsaus-
schuss.

(2) Eine aus triftigem Grund abgebrochene oder nicht 
angetretene Prüfung gilt als nicht abgelegt. Die Prüfung 
ist nach den Vorgaben der oder des Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses beziehungsweise der Prüferin oder des 
Prüfers nachzuholen. Für nachzuholende Arbeiten sind 
neue Aufgaben zu stellen.

(3) Der Prüfungsausschuss beziehungsweise die Prüferin 
oder der Prüfer erklärt die Prüfung für nicht bestanden, 
wenn die Archivreferendarin oder der Archivreferendar 
ohne triftigen Grund einer Prüfung fernbleibt oder diese 
abbricht.

§ 21

Wiederholung der Prüfungen

(1) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann einmal 
wiederholt werden. Die Wiederholungsprüfung wird 
zeitnah angeboten. In Fällen besonderer Härte kann der 
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Verordnung des Justizministeriums 	
zur Änderung der Juristenausbildungs- 	

und Prüfungsordnung

Vom 24. November 2014

Auf Grund von § 9 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 des Juristen-
ausbildungsgesetzes vom 16. Juli 2003 (GBl. S. 354), ge-
ändert durch Artikel 59 der Verordnung vom 25. Januar 
2012 (GBl. S. 65, 72), wird im Einvernehmen mit dem 
Finanz- und Wirtschaftsministerium, dem Wissenschafts-
ministerium und dem Innenministerium verordnet:

Artikel 1

Die Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung vom 
8. Oktober 2002 (GBl. S. 391), zuletzt geändert durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 
170), wird wie folgt geändert:

  1.	§ 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 5 werden die Wörter »Die Teilnahme an 
einer Übung, einer Lehrveranstaltung nach Ab-
satz 2 Nr. 2 oder 4 oder einem Seminar« durch die 
Wörter »Nur eine der Zulassungsvoraussetzungen 
nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3« ersetzt.

b)	 In Absatz 6 werden nach den Wörtern »einge-
schrieben ist,« die Wörter »oder einer rechtswis-
senschaftlichen Fakultät im Ausland« eingefügt.

  2.	§ 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
eingefügt:

	 »4. �der Nachweis einer Hochschulzugangsbe-
rechtigung nach § 58 Absatz 2 LHG, die zu 
einem rechtswissenschaftlichen Studium an 
einer Universität berechtigt;«.

b)	 Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden Num-
mern 5 und 6.

  3.	§ 13 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

	 »Das Landesjustizprüfungsamt legt die für die Prü-
fung zulässigen Hilfsmittel fest.«

  4.	In § 14 Absatz 2 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort 
»vier« durch das Wort »drei« ersetzt. 

  5.	§ 22 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

	 »2. �Semester, in denen Schutzzeiten nach § 3 Ab-
satz 1 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung in An-
spruch genommen oder Elterngeld nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bezo-
gen wurden;«.

b)	 In Nummer 3 wird am Ende des vierten Spiegel-
strichs das Semikolon durch ein Komma ersetzt 
und folgender Halbsatz angefügt:

§ 24

Zeugnis der Archivarischen Staatsprüfung

(1) Über die bestandene Archivarische Staatsprüfung 
stellt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
ein Zeugnis aus. Eine Zweitausfertigung ist der Einstel-
lungsbehörde der Prüfungsteilnehmerin oder des Prü-
fungsteilnehmers für die Personalakten zu übersenden.

(2) Mit Bestehen der Archivarischen Staatsprüfung er-
wirbt die Archivreferendarin oder der Archivreferendar 
die Befähigung für den höheren Archivdienst. Sie oder er 
ist berechtigt, die Berufsbezeichnung »Assessorin des 
Archivdienstes« oder »Assessor des Archivdienstes« zu 
führen, sobald ihr oder ihm das Prüfungszeugnis zuge-
gangen ist.

(3) Die Archivreferendarin oder der Archivreferendar, 
die oder der die Archivarische Staatsprüfung nicht be-
standen hat, erhält vom Prüfungsausschuss einen mit 
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid.

§ 25

Einsicht in die Prüfungsakten, Aufbewahrungsfristen

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens kann die Ar-
chivreferendarin oder der Archivreferendar auf Antrag 
Einsicht in ihre oder seine Prüfungsarbeiten einschließ-
lich der Beurteilungen nehmen. Der Antrag ist innerhalb 
eines Monats nach dem Tag, an dem das Prüfungsergeb-
nis eröffnet worden ist, bei der Leiterin oder dem Leiter 
der Archivschule Marburg zu stellen. Die Einsichtnahme 
erfolgt in den Räumen der Archivschule Marburg.

(2) Die Prüfungsarbeiten sind mindestens fünf Jahre, die 
Niederschriften 30 Jahre und Entwürfe oder Durch-
schriften der jeweiligen Zeugnisse 60 Jahre aufzubewah-
ren.

A B S C H N I T T  4

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 26

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den höheren Archivdienst – 
APrOArchhD vom 23. März 2009 (GBl. S. 177) außer 
Kraft.

(2) Für Archivreferendarinnen und Archivreferendare, 
die vor dem 1. Mai 2013 in den Vorbereitungsdienst ein-
getreten sind, finden die Regelungen der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für den höheren Archivdienst in 
der vor Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Fas-
sung Anwendung.

stuttgart, den 21. November 2014� Bauer
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Prüfungsversuche infolge einer außergewöhnli-
chen Behinderung des Kandidaten ein besonderer 
Härtefall vorliegt.«

b)	 In Satz 4 wird nach den Wörtern »in dem« das 
Wort »spätestens« eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 24. November 2014� Stickelberger

Verordnung des Sozialministeriums 	
über die Einrichtung von Laufbahnen 

(Laufbahnverordnung-Sozialministerium – 
LVO-SM)

Vom 24. November 2014

Auf Grund von § 15 Absatz 4, § 16 Absatz 2 und § 21 
Absatz 6 Satz 1 und 3 des Landesbeamtengesetzes 
(LBG) vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 
2014 (GBl. S. 99, 164), wird im Benehmen mit dem In-
nenministerium und dem Finanz- und Wirtschaftsminis-
terium verordnet:

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten 
des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände so-
wie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts.

§ 2

Einrichtung von Laufbahnen

Es werden folgende Laufbahnen eingerichtet:

1.	Mittlerer Hygienekontrolldienst,

2.	gehobener Sozialdienst,

3.	gehobener Verwaltungsdienst in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung,

4.	höherer ärztlicher Dienst,

5.	höherer pharmazeutischer Dienst,

6.	höherer zahnärztlicher Dienst und

7.	höherer psychologischer Dienst.

	 »dies gilt nicht für Semester, in denen der Kandi-
dat eine Leistung erbringt, die er sich nach § 31 
Absatz 2 anerkennen lässt;«.

  6.	§ 31 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Im Rahmen der Universitätsprüfung sind min-
destens zwei Prüfungsleistungen, davon mindes-
tens eine schriftliche, zu erbringen.«

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

	 »Besteht die schriftliche Prüfungsleistung in einer 
Studienarbeit, ist diese auf wissenschaftlicher 
Grundlage mit einer Bearbeitungszeit von min-
destens vier Wochen zu erbringen; besteht sie in 
nur einer Aufsichtsarbeit, beträgt die Bearbei-
tungszeit mindestens fünf Stunden.«

  7.	§ 35 b Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden das Wort »oder« durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort »Teilnahme« 
die Wörter »oder wird er nicht zugelassen« einge-
fügt.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

  8.	In § 35 e Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort »Wie-
derholung« das Wort »spätestens« eingefügt.

  9.	§ 37 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	 »Die Oberlandesgerichte sind auch zuständig für die 
Durchführung der Gleichwertigkeits- und Eignungs-
prüfung nach § 112 a des Deutschen Richtergeset-
zes.«

10.	§ 42 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 4 werden nach den Wörtern »Landes-
anstalt für Kommunikation,« die Wörter »eine 
Hochschulverwaltung, eine Industrie- und Han-
delskammer,« eingefügt sowie das Wort »Hoch-
schule« durch die Wörter »Deutsche Universität« 
ersetzt .

b)	 In Nummer 5 Buchstabe a wird das Wort »Justiz« 
durch die Wörter »Familien- und Erbrecht« er-
setzt.

11.	In § 51 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 wird das Wort 
»Justiz« durch die Wörter »Familien- und Erbrecht« 
ersetzt.

12.	§ 59 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Auf Antrag kann eine zweite Wiederholung der 
Zweiten juristischen Staatsprüfung gestattet wer-
den, wenn die erfolglosen Prüfungen beim Lan-
desjustizprüfungsamt in Baden-Württemberg ab-
gelegt worden sind, der Kandidat in einem der 
beiden Prüfungsversuche eine Endpunktzahl oder 
im Falle des § 52 Satz 2 eine Durchschnittspunkt-
zahl in der schriftlichen Prüfung von mindestens 
3,30 erreicht hat und wenn in einem der beiden 
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Buchstabe b LBG nach Erteilung der Approbation nach 
Maßgabe der Bundesärzteordnung eine mindestens drei-
jährige, der Vorbildung entsprechende Tätigkeit nach-
weist, die die Eignung zur selbständigen Wahrnehmung 
eines Amtes der Laufbahn des höheren ärztlichen Diens-
tes vermittelt hat. Die vor der Approbation abgeleistete 
Zeit einer Tätigkeit als Arzt im Praktikum ist anzurech-
nen.

§ 7

Laufbahnbefähigung für den höheren pharmazeutischen 
Dienst

Die Laufbahnbefähigung für den höheren pharmazeuti-
schen Dienst erwirbt, wer gemäß § 16 Absatz 1 Num-
mer 2 Buchstabe b LBG nach der Erteilung der Approba-
tion nach Maßgabe der Bundes-Apothekerordnung eine 
mindestens dreijährige, der Vorbildung entsprechende 
Tätigkeit nachweist, die die Eignung zur selbständigen 
Wahrnehmung eines Amtes der Laufbahn des höheren 
pharmazeutischen Dienstes vermittelt hat.

§ 8

Laufbahnbefähigung für den höheren zahnärztlichen 
Dienst

Die Laufbahnbefähigung für den höheren zahnärztlichen 
Dienst erwirbt, wer gemäß § 16 Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe b LBG nach der Erteilung der Approbation 
nach Maßgabe des Gesetzes über die Ausübung der 
Zahnheilkunde eine mindestens dreijährige, der Vorbil-
dung entsprechende Tätigkeit nachweist, die die Eignung 
zur selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der Lauf-
bahn des höheren zahnärztlichen Dienstes vermittelt hat.

§ 9

Laufbahnbefähigung für den höheren psychologischen 
Dienst

Die Laufbahnbefähigung für den höheren psychologi-
schen Dienst erwirbt, wer gemäß § 16 Absatz 1 Nummer 
2 Buchstabe b LBG nach Abschluss eines Studiums ge-
mäß § 15 Absatz 1 Nummer 3 LBG in einem Studien-
gang der Psychologie eine mindestens dreijährige, der 
Vorbildung entsprechende Tätigkeit nachweist, die die 
Eignung zur selbständigen Wahrnehmung eines Amtes 
der Laufbahn des höheren psychologischen Dienstes ver-
mittelt hat.

§ 10

Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 24. November 2014� Altpeter

§ 3

Laufbahnbefähigung für den mittleren 
Hygienekontrolldienst

Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Hygienekont-
rolldienst erwirbt, wer die Ausbildung und Prüfung nach 
Maßgabe der Verordnung des Sozialministeriums über 
die Ausbildung und Prüfung von Hygienekontrolleurin-
nen und -kontrolleuren erfolgreich abgeschlossen hat.

§ 4

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Sozialdienst

Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Sozialdienst 
erwirbt, wer gemäß § 16 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe b LBG nach Abschluss eines Studiums gemäß § 15 
Absatz 1 Nummer 2 LBG in einem Studiengang der So-
zialen Arbeit eine mindestens dreijährige, der Vorbildung 
entsprechende Tätigkeit nachweist, die die Eignung zur 
selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der Laufbahn 
des gehobenen Sozialdienstes vermittelt hat. 

§ 5

Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst in der gesetzlichen 

Rentenversicherung

(1) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst in der gesetzlichen Rentenversicherung er-
wirbt, wer den Vorbereitungsdienst nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfolgreich abgeschlossen und die Laufbahnprü-
fung bestanden hat.

(2) Bei einem horizontalen Laufbahnwechsel in die 
Laufbahn des gehobenen Verwaltungsdienstes in der ge-
setzlichen Rentenversicherung erwerben Beamtinnen 
und Beamte, die die Befähigung für die Laufbahn des 

1. 	gehobenen Verwaltungsdienstes,

2. 	gehobenen Dienstes in der Versorgungsverwaltung,

3.	gehobenen Dienstes der Allgemeinen Finanzverwal-
tung

nach der jeweiligen laufbahnrechtlichen Verordnung be-
sitzen, die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Ver-
waltungsdienst in der gesetzlichen Rentenversicherung 
abweichend von § 21 Absatz 2 und 3 LBG ohne Einfüh-
rung in die Aufgaben des gehobenen Verwaltungsdiens-
tes in der gesetzlichen Rentenversicherung.

§ 6

Laufbahnbefähigung für den höheren ärztlichen Dienst

Die Laufbahnbefähigung für den höheren ärztlichen 
Dienst erwirbt, wer gemäß § 16 Absatz  1 Nummer 2 
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b)	 eine Meisterprüfung oder 

c)	 eine staatliche Abschlussprüfung als Technikerin 
oder Techniker 

	 nachweist,

2.	zusätzlich zum Hauptschulabschluss und der erfolg-
reich abgeschlossenen Berufsausbildung nach Num-
mer 1 Buchstabe a eine mehrjährige entsprechende 
Berufserfahrung nachweist, 

3.	die Prüfung für Desinfektoren bestanden hat, 

4.	durch ärztliches Attest die gesundheitliche Eignung 
für eine Tätigkeit als Hygienekontrolleurin oder -kon-
trolleur nachweist und

5.	das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Über die Zulassung zur Ausbildung entscheidet auf 
Antrag die Ausbildungsbehörde. Dem Antrag sind die 
entsprechenden Nachweise der Zulassungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 1 beizufügen. Liegt noch kein Nachweis 
über die erfolgreiche Teilnahme an einem Desinfektoren-
lehrgang vor, ist während der berufspraktischen Ausbil-
dung Gelegenheit zur Teilnahme und Prüfung zu geben. 
Die Zulassung gilt bis zum Bestehen des Desinfektoren-
lehrgangs als vorläufig. 

(3) Die Ausbildungsbehörde kann die elektronische An-
tragstellung ermöglichen. Erfolgt eine Antragstellung 
in elektronischer Form, kann die Ausbildungsbehörde 
Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem An-
trag beizufügenden Unterlagen auch in schriftlicher 
Form verlangen.

§ 5

Rechtsstellung, Ausbildungsbezeichnung

Die zur Ausbildung zugelassenen Bewerberinnen und 
Bewerber werden von der Ausbildungsbehörde nach § 6 
Absatz 1 für die Dauer der Ausbildung als Tarifbeschäf-
tigte eingestellt, sofern sie bei dieser nicht bereits be-
schäftigt sind oder in einem Beamtenverhältnis stehen. 
Sie führen während der Dauer der Ausbildung die Aus-
bildungsbezeichnung »Hygienekontrolleurin in Ausbil-
dung« oder »Hygienekontrolleur in Ausbildung«. Bereits 
bei der Ausbildungsbehörde beschäftigte oder in einem 
Beamtenverhältnis stehende Bewerberinnen und Bewer-
ber nach Satz 1 Halbsatz 2 bleiben bis zum erfolgreichen 
Abschluss der Ausbildung in ihrer Rechtsstellung. 

§ 6

Ausbildungsbehörden und Ausbildungsstellen

(1) Ausbildungsbehörden sind die Landratsämter und die 
Bürgermeisterämter der Stadtkreise.

(2) Die jeweilige Ausbildungsbehörde weist die Auszu-
bildenden den Ausbildungsstellen zu.

Verordnung des Sozialministeriums 	
über die Ausbildung und Prüfung 	

von Hygienekontrolleurinnen 	
und -kontrolleuren (APrOHygKon)

Vom 24. November 2014

Auf Grund von § 20 des Gesundheitsdienstgesetzes vom 
12. Dezember 1994 (GBl. S. 663), zuletzt geändert durch 
Artikel 54 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. 
S. 65, 71), wird verordnet:

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Ausbildung und Prüfung zu 
Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleuren in Baden-
Württemberg nach dem Gesundheitsdienstgesetz.

§ 2

Aufgaben

Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure im Gesund-
heitsamt sind Mitarbeitende des Gesundheitsamtes. Im 
Rahmen der übertragenen selbständigen und eigenver-
antwortlichen Tätigkeit erfüllen sie Aufgaben in den 
Bereichen Umwelt- und Siedlungshygiene, Gesundheits-
schutz, Infektionsschutz, Gesundheitsberichterstattung 
und Epidemiologie.

§ 3

Ziel der Ausbildung

Die Ausbildung soll den Auszubildenden die erforderli-
chen Fachkenntnisse sowie die praktischen Fähigkeiten, 
Fertigkeiten und Methoden vermitteln, die sie zur Erfül-
lung der Aufgaben nach § 2 befähigen. Mit der berufs-
praktischen Ausbildung und dem Bestehen der Qualifi-
kationsprüfung am Ende der fachtheoretischen Ausbil-
dung (Hygienekontrolleurlehrgang) wird die Befähigung 
für die Laufbahn des mittleren Hygienekontrolldienstes 
erworben. Ein Anspruch auf Verwendung im öffentli-
chen Dienst wird dadurch nicht begründet. 

§ 4

Zulassungsvoraussetzungen und Verfahren

(1) Zur Ausbildung kann zugelassen werden, wer 

1.	einen Hauptschulabschluss oder einen Realschulab-
schluss und 

a)	 eine erfolgreich abgeschlossene, für diese Ausbil-
dung förderliche, mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung möglichst im Bereich des Gesundheits-
wesens oder 
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dung bestehen. Die Ausbildungsleiterinnen und -leiter 
haben hierzu und auf der Grundlage der Leistungsnach-
weise nach § 10 Satz 2 mindestens sechs Wochen vor 
Beginn des fachtheoretischen Ausbildungsabschnittes ei-
nen Befähigungsbericht zu fertigen und diesen nach Bil-
ligung durch die Ausbildungsstelle den Auszubildenden 
bekannt zu geben. Der Befähigungsbericht umfasst die 
bis zu dessen Fertigung absolvierten, im Ausbildungs-
rahmenplan (Anlage 1) unter Buchstabe B genannten 
Ausbildungsabschnitte der berufspraktischen Ausbil-
dung. Auf Verlangen haben die Ausbildungsleiterinnen 
und -leiter die Befähigungsberichte mit den Auszubil-
denden zu erörtern. 

(3) Erholungsurlaub wird in voller Höhe auf die Ausbil-
dungszeit angerechnet. Er ist außerhalb des Zeitraums 
der fachtheoretischen Ausbildung nach § 9 Absatz 1 zu 
nehmen. Krankheitszeiten oder Urlaub aus besonderen 
Anlässen werden auf die Ausbildungszeit angerechnet, 
soweit sie insgesamt 40 Ausbildungstage nicht über-
schreiten. Überschreitet die Unterbrechung der Ausbil-
dung nach Satz 3 40 Ausbildungstage, muss die ver-
säumte Zeit, die über die 40 Ausbildungstage hinaus 
geht, nachgeholt werden. Die Ausbildung verlängert sich 
entsprechend. Die Ausbildungsbehörde kann im Einzel-
fall Ausnahmen zulassen. 

(4) Für die Ausbildung förderliche Zeiten einer berufli-
chen Tätigkeit, einer anderen Ausbildung oder Praktika 
können auf Antrag der oder des Auszubildenden auf 
die im Ausbildungsrahmenplan (Anlage 1) unter Buch-
stabe B genannten Ausbildungsabschnitte der berufs-
praktischen Ausbildung angerechnet werden. 

§ 9

Ausbildungsgang und Ausbildungsabschnitte

(1) Die Ausbildung besteht grundsätzlich aus einer be-
rufspraktischen Ausbildung von 20 Monaten und einer 
fachtheoretischen Ausbildung von mindestens vier Mo-
naten. Die fachtheoretische Ausbildung endet mit der ab-
zulegenden Qualifikationsprüfung nach § 13. 

(2) Die Ausbildungsstelle legt die Reihenfolge der im 
Ausbildungsrahmenplan (Anlage 1) unter Buchstabe B 
genannten Ausbildungsabschnitte der berufspraktischen 
Ausbildung im Voraus fest. Aus Gründen einer sachge-
rechten Ausbildung kann dabei von der Reihenfolge als 
auch von der Dauer der Ausbildungsabschnitte im Aus-
bildungsrahmenplan abgewichen werden.

§ 10

Leistungsnachweise, Berichtsheft

Während der gesamten Ausbildung sind von den Auszu-
bildenden Leistungsnachweise zu erbringen. Im Rahmen 
der berufspraktischen Ausbildung werden Leistungs-
nachweise durch auf das Ausbildungsziel nach § 3 Satz 1 

(3) Ausbildungsstellen sind die unteren Gesundheitsbe-
hörden (Gesundheitsämter) bei den Landratsämtern und 
Bürgermeisterämtern der Stadtkreise.

§ 7

Ausbildungsleiterinnen und -leiter

(1) Jede Ausbildungsstelle nach § 6 Absatz 3 benennt 
eine Ärztin oder einen Arzt als Ausbildungsleiterin oder 
-leiter, die oder der die berufspraktische Ausbildung lei-
tet, koordiniert und überwacht. 

(2) Die Ausbildungsleiterinnen und -leiter erstellen für 
ihren Bereich einen Ausbildungsplan, informieren sich 
regelmäßig über den Ablauf der Ausbildung und haben 
sich vom Ausbildungsfortschritt der Auszubildenden zu 
überzeugen. Sie haben die Auszubildenden zu beraten 
und rechtzeitig auf Mängel hinzuweisen.

(3) Zur Durchführung der Ausbildung bestellen die 
Ausbildungsleiterinnen und -leiter im erforderlichen 
Umfang weitere fachlich qualifizierte Ausbildungskräfte. 
Die Ausbildungskräfte sollen über eine mehrjährige Be-
rufserfahrung im Hygienekontrolldienst verfügen.

§ 8

Dauer der Ausbildung

(1) Die Ausbildung einschließlich der Abschlussprüfung 
(Qualifikationsprüfung) im Rahmen der fachtheoreti-
schen Ausbildung dauert in der Regel 24 Monate. Die 
Ausbildung endet mit dem letzten Kalendertag des Mo-
nats der Bekanntgabe der Ergebnisse der erfolgreichen 
Teilnahme an der Qualifikationsprüfung. Sofern ein Teil 
der berufspraktischen Ausbildung abweichend von § 11 
Absatz 3 erst nach der fachtheoretischen Ausbildung ein-
schließlich erfolgreicher Teilnahme an der Qualifikati-
onsprüfung absolviert wird, endet die Ausbildung mit 
dem letzten Kalendertag des Monats, in dem alle im Aus-
bildungsrahmenplan (Anlage 1) unter Buchstabe B ge-
nannten Ausbildungsabschnitte der berufspraktischen 
Ausbildung abgeschlossen sind. Wurde die Qualifikati-
onsprüfung nicht bestanden und an der Wiederholung 
der Qualifikationsprüfung teilgenommen, verlängert sich 
die Ausbildung um den Zeitraum der Wartezeit ein-
schließlich der Zeiten der Teilnahme an der Wiederho-
lungsprüfung; im Übrigen gelten die Sätze 2 und 3. Die 
oder der Auszubildende bleibt während der Wartezeit 
einschließlich der Zeiten der Teilnahme an der Wieder-
holungsprüfung in der bisherigen Rechtsstellung bei der 
Ausbildungsbehörde. 

(2) Die Ausbildungsbehörde kann die Dauer der Ausbil-
dung um bis zu ein Jahr verlängern, wenn aus nicht von 
der oder dem Auszubildenden zu vertretenden Gründen 
die berufspraktische Ausbildung mindestens zwei Mo-
nate unterbrochen wurde oder erhebliche Zweifel an dem 
erfolgreichen Abschluss der berufspraktischen Ausbil-
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übernehmen. Die personalrechtliche Entscheidung und 
Verantwortung über die Anmeldung zu einem Hygiene-
kontrolleurlehrgang verbleibt bei der Ausbildungsbe-
hörde nach § 6 Absatz 1. 

(4) Für die Durchführung und den Ablauf des Hygiene-
kontrolleurlehrgangs gelten die §§ 3 und 5 der bayeri-
schen Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt Hy-
gienekontrolldienst in der Fachlaufbahn Gesundheit vom 
9. September 1990 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert 
durch § 1 der Verordnung vom 18. März 2011 (GVBl. 
S. 141), in der jeweils geltenden Fassung. Soweit die in 
Satz 1 genannten Vorschriften für die Durchführung und 
den Ablauf des Hygienekontrolleurlehrgangs keine Re-
gelungen enthalten, sind die Vorschriften der bayerischen 
Allgemeinen Prüfungsordnung in der Fassung vom 14. 
Februar 1984 (GVBl. S. 76), zuletzt geändert durch § 1 
der Verordnung vom 17. April 2013 (GVBl. S. 222), in 
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(5) Die Ausbildungsbehörde nach § 6 Absatz 1 kann die 
fachtheoretische Ausbildung auch an einer anderen Aka-
demie für öffentliches Gesundheitswesen zulassen, so-
fern Inhalt und Umfang des Stoffplanes mit dem Stoff-
plan nach Absatz 2 gleichwertig sind. Für die Durchfüh-
rung und den Ablauf der fachtheoretischen Ausbildung 
gelten dann die jeweiligen landesrechtlichen Regelun-
gen. 

§ 13

Prüfungsregelungen

(1) Die Qualifikationsprüfung regelt sich nach dem Drit-
ten Teil der in § 12 Absatz 4 Satz 1 genannten baye
rischen Verordnung. § 12 Absatz 4 Satz 2 findet An
wendung. Sofern Auszubildende die fachtheoretische 
Ausbildung nach § 12 Absatz 5 an einer anderen Akade-
mie für öffentliches Gesundheitswesen absolvieren, gel-
ten die jeweiligen landesrechtlichen Prüfungsregelun-
gen. 

(2) Die Ausbildungsbehörde erteilt der oder dem Auszu-
bildenden auf Antrag ein Zeugnis über die erfolgreiche 
Absolvierung der Ausbildung (Anlage 3). 

§ 14

Evaluation

Die Auswirkungen dieser Verordnung werden nach ei-
nem Erfahrungszeitraum von drei Jahren durch das So
zialministerium überprüft.

§ 15

Inkrafttreten, Übergangsregelungen

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

ausgerichtete Arbeiten und beziehungsweise oder Ar-
beitsvorgänge in den ausbildungsrelevanten Themen und 
durch das Führen eines Berichtsheftes erbracht. Das Be-
richtsheft enthält Angaben zum jeweiligen Ausbildungs-
abschnitt, insbesondere zur Dauer, Tätigkeit und zu den 
gefertigten berufspraktischen Arbeiten und beziehungs-
weise oder erledigten Arbeitsvorgängen. Der Leistungs-
nachweis für die fachtheoretische Ausbildung erfolgt 
durch die Qualifikationsprüfung im Rahmen der Lehr-
gangsteilnahme nach § 12. Die einzelnen Leistungsnach-
weise während der berufspraktischen Ausbildung ver-
bleiben bei der Ausbildungsbehörde, der während der 
fachtheoretischen Ausbildung erstellte Leistungsnach-
weis bei der Akademie nach § 12 Absatz 1. Das Berichts-
heft wird den Auszubildenden nach Abschluss der Aus-
bildung zurückgegeben. 

§ 11

Inhalte der berufspraktischen Ausbildung

(1) Die berufspraktische Ausbildung richtet sich nach 
dem Ausbildungsrahmenplan (Anlage 1).

(2) Die Auszubildenden sind in typische Arbeitsvorgänge 
einzuführen. Ihnen ist unter Berücksichtigung ihres Aus-
bildungsstandes Gelegenheit zu geben, Vorgänge selb-
ständig zu bearbeiten. Die Auszubildenden sollen lernen, 
Vorgänge in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht zu be-
urteilen und geordnet darzustellen, sowie an Dienstbe-
sprechungen teilnehmen. Die Ausbildung kann durch 
Besichtigungen von Unternehmen, öffentlichen und so-
zialen Einrichtungen und durch andere geeignete Tätig-
keiten, soweit dies dem Ausbildungsziel dienlich ist, er-
gänzt werden. Hierzu gehören Praktika in kommunalen 
oder landeseigenen Einrichtungen sowie wissenschaft-
lich orientierten Institutionen, möglichst mit Akkreditie-
rungsnachweis.

(3) Die berufspraktische Ausbildung hat in der Regel vor 
der fachtheoretischen Ausbildung zu erfolgen.

§ 12

Inhalte der fachtheoretischen Ausbildung

(1) Der Hygienekontrolleurlehrgang findet an der Aka-
demie für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit im 
Bayerischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit statt. 

(2) Inhalt und Umfang des Hygienekontrolleurlehrgangs 
ergeben sich aus dem Stoffplan der in Absatz 1 genann-
ten Akademie (Anlage 2).

(3) Die oder der Auszubildende wird von der Ausbil-
dungsbehörde rechtzeitig für den Hygienekontrolleur-
lehrgang einschließlich der Qualifikationsprüfung ange-
meldet. Das für den öffentlichen Gesundheitsdienst zu-
ständige Ministerium kann die Übermittlung der An
meldungen an die in Absatz 1 genannte Akademie 
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aufseher auf der Grundlage der Empfehlungen des So
zialministeriums (Tätigkeits- und Qualifikationsprofil 
der Gesundheitsaufseher in Baden-Württemberg) erfolg-
reich absolviert hat, ist ebenfalls berechtigt, die Berufs-
bezeichnung »Hygienekontrolleurin« oder »Hygiene
kontrolleur« zu führen. Dies gilt entsprechend für Auszu-
bildende nach Absatz 2. 

stuttgart, den 24. November 2014� Altpeter 

(2) Für Auszubildende, die sich im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Verordnung bereits auf der Grundlage der 
Empfehlungen des Sozialministeriums (Tätigkeits- und 
Qualifikationsprofil der Gesundheitsaufseher in Baden-
Württemberg) in Ausbildung befinden, finden die Vor-
schriften dieser Verordnung mit Ausnahme von Absatz 3 
keine Anwendung. 

(3) Wer vor Inkrafttreten dieser Verordnung eine Ausbil-
dung zur Gesundheitsaufseherin oder zum Gesundheits-
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Anlage 1
(zu § 8 Absatz 1, 2 und 4, § 9 Absatz 2 und § 11 Absatz 1)

Ausbildungsrahmenplan

A	 Ausbildungsinhalte

I.	 Umwelthygiene

1.	 Anlagen zur Trinkwasserversorgung und Eigenversorgungsanlagen (einschließlich der Schutzgebiete), Wasser-
schutzgebiete, Mineralquellen und Mineralwasserbetriebe, Brauchwassernutzungsanlagen, Hausinstallationen

2.	 Einrichtungen des öffentlichen und gewerblichen Badewesens einschließlich der Wasseraufbereitungsanlagen, 
Massage- und Krankengymnastikpraxen, medizinische Bäder und Saunen

3.	 Badeplätze an Oberflächengewässern, Badeteiche

4.	 Anlagen zur Abwasser- und Abfallbeseitigung (zum Beispiel Kläranlagen, Klärschlammentsorgung, Einleitung in 
Vorfluter, Müllverbrennungsanlagen, Deponien, thermische Desinfektion)

5.	 Altlastenbewertung, Bodenbelastungen durch Schadstoffe

II.	 Siedlungshygiene

1.	 Flächennutzungs- und Bebauungspläne, Planungsvorhaben in öffentlichen und gewerblichen Bereichen (zum Bei-
spiel Baugesuche, Fragen des Immissionsschutzes)

2.	 Gemeinschaftseinrichtungen (Wohnheime, Massenunterkünfte, Beherbergungsbetriebe)

3.	 Wohnungshygiene (Innenraumluftbelastungen durch Schadstoffe, Lärm, Vermüllungssyndrom, Schimmel)

4.	 Ortshygiene (Ortsbegehungen zur Feststellung von Mängeln aufgrund von Bürgerbeschwerden, zum Beispiel un-
sachgemäße Abfallbeseitigung, Geruchsbelästigung)

5.	 Einrichtungen des Freizeit- und Erholungswesens (zum Beispiel Campingplätze, Zeltlager)

6.	 Bestattungs- und Friedhofswesen

7.	 Anerkennungsverfahren zur Prädikatisierung von Kur- und Erholungsorten

III.	 Gesundheitsschutz

1.	 Kindergärten, Kindertagesstätten, Kinderspielplätze, Schulen sowie Einrichtungen des Sportwesens

2.	 Krankenhäuser, Kliniken, Altenpflegeheime, Sanatorien, Mutter-Kind-Kurheime

3.	 Einrichtungen der Körperpflege (zum Beispiel Frisör, Fußpflege, Piercing, Wellness)

4.	 Fragen zur Desinfektion und Sterilisation (Mikrobiologie) und Schädlingsbekämpfung (Entwesung)

5.	 Fragen des Katastrophenschutzes, Zivilschutzes und des Rettungswesens

IV.	 Infektionsschutz

1.	 Ermittlungen und Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 

	 Krankheiten

2.	 Grundlagen der Lebensmittelhygiene (Grundsätze der Infektionsprävention)

3.	 Belehrungen nach § 43 des Infektionsschutzgesetzes

V.	 Gesundheitsberichterstattung und Epidemiologie

Dokumentation von Untersuchungs- und Überwachungsergebnissen sowie epidemiologischen Erhebungen und Aus-
wertungen, Statistik

B	 Ausbildungsabschnitte 

Gesundheitsamt	 16 Monate

Landesgesundheitsamt	 1 Monat

Krankenhaus	 1 Monat

Chemisches und Veterinäruntersuchungsamt	 2 Wochen

Umweltamt, Baurechts- und Bauplanungsamt	 2 Wochen

Trinkwasserversorgungsanlage	 2 Wochen

Badebeckenbetrieb	 2 Wochen
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Anlage 2
(zu § 12 Absatz 2)

Stoffplan	
der Akademie für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit im Bayerischen Landesamt für Gesundheit 

und Lebensmittelsicherheit für den Hygienekontrolleurlehrgang

1.	 Recht, Verwaltung und Staatsbürgerkunde, Gesundheitsberichterstattung, Statistik� 75 Stunden

1.1.	 Staatsbürgerkunde	

1.2	 Zivil- und Strafrecht	

1.3	 Beamtenrecht	

1.4	 Verwaltung	

1.5	 Medizinalstatistik	

1.6	 Vorbereitung auf die Qualifikationsprüfung	

2.	 Biologie, Mikrobiologie, Gesundheits- und Krankheitslehre� 55 Stunden

2.1	 Biologie	

2.2	 Gesundheits- und Krankheitslehre	

2.3	 Parasiten	

2.4	 Rettungswesen und Katastrophenschutz	

2.5	 Arbeitsschutz und Unfallverhütung	

3.	 Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, Infektionsschutz, Epidemiologie� 100 Stunden

3.1	 Infektionsschutz	

3.2	 Übertragbare Krankheiten	

3.3	 Impfwesen	

3.4	 Desinfektion, Sterilisation	

3.5	 Krankenhaushygiene	

4.	 Allgemeine Hygiene, Wasserhygiene und Auswirkungen von Umwelteinflüssen  
	 auf die Gesundheit� 170 Stunden

4.1	 Trinkwasser	

4.2	 Schwimm- und Badebeckenwasser	

4.3	 EU-Badegewässer und sonstige Bademöglichkeiten	

4.4	 Abwasser	

4.5	 Abfall	

4.6	 Luft	

4.7	 Lärm	

4.8	 Strahlenschutz	

4.9	 Nieder- und hochfrequente, elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder	

4.10	 Ortshygiene	

4.11	 Lebensmittelhygiene	

4.12	 Bodenbelastung	

4.13	 Umweltmedizinische Beratung in der Praxis eines Gesundheitsamtes	

4.14	 Exkursionen	

5.	 Einführung in die psychologischen Grundlagen der Überwachungstätigkeit, insbesondere  
	 in Kommunikations- und Konfliktlösungstechniken� 30 Stunden

5.1	 Gesprächsführung in schwierigen Situationen	

5.2	 Grundlagen der Risikokommunikation	

5.3	 Projektmanagement	

5.4	 Kooperationsmodelle in der Gesundheitsverwaltung	

� Gesamt:  430 Stunden
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Anlage 3
(zu § 13 Absatz 2)
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zu absolvieren. Ein Anspruch auf Übernahme in das Be-
amtenverhältnis wird nicht erworben.

§ 3 

Bewerbung und Zulassung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Ausbildung ist auf dem 
Dienstweg an die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Oberlandesgerichts des Bezirks zu richten, dem die Be-
werberin oder der Bewerber angehört oder in dem die 
Ausbildung absolviert werden soll.

(2) Die Leitung der Beschäftigungsbehörde legt den Zu-
lassungsantrag mit einer Stellungnahme über Eignung, 
Befähigung und fachliche Leistungen sowie die voraus-
sichtliche Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers 
für die Laufbahn des mittleren Gerichtsvollzieherdiens-
tes vor. Etwaige Bedenken gegen die Zulassung sind her-
vorzuheben. Die Stellungnahme kann binnen einer Frist 
von vier Wochen nachgereicht werden.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes
gerichts soll die Bewerberinnen und Bewerber zu einer 
persönlichen Vorstellung einladen und kann weitere Er-
kundigungen über ihre Eignung veranlassen. Vor der 
Entscheidung über den Antrag veranlasst sie oder er die 
amtsärztliche Untersuchung derjenigen Bewerberinnen 
und Bewerber, deren Zulassung beabsichtigt ist. Zum 
Zweck der Auswahl können die Bewerberinnen und Be-
werber auch vorübergehend einer Gerichtsvollzieherin 
oder einem Gerichtsvollzieher sowie der Geschäftsstelle 
einer Vollstreckungsabteilung zugeteilt werden oder in 
sonst geeigneter Weise beschäftigt werden.

(4) Auf Verlangen der Präsidentin oder des Präsidenten 
des Oberlandesgerichts ist von den Bewerberinnen und 
Bewerbern, deren Zulassung beabsichtigt ist, ferner eine 
Erklärung vorzulegen, ob und welche Schulden vorhan-
den sind.

(5) Die erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerber wer-
den durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Oberlandesgerichts zur Ausbildung zugelassen. Sie ver-
bleiben während der Ausbildung und bis zur Verleihung 
eines Amts des Gerichtsvollzieherdienstes in der bisheri-
gen Rechtsstellung, führen ihre bisherige Amts- oder 
Dienstbezeichnung und behalten ihre Besoldung oder ihr 
Entgelt. § 20 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

A B S C H N I T T  2

Vorbereitungslehrgang

§ 4

Dauer und Gliederung des Vorbereitungslehrgangs

Im Rahmen eines zweimonatigen Lehrgangs sollen Jus-
tizfachangestellte und Justizangestellte auf die Ausbil-

Verordnung des Justizministeriums 	
über die Ausbildung und Prüfung 	

für die Laufbahn des mittleren 
Gerichtsvollzieherdienstes (Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für den mittleren 
Gerichtsvollzieherdienst – APrOGVmD)

Vom 25. November 2014

Auf Grund von § 16 Absatz 2 des Landesbeamtengeset-
zes vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 
(GBl. S. 99, 164), wird im Benehmen mit dem Innenmi-
nisterium und dem Finanz- und Wirtschaftsministerium 
verordnet: 

A B S C H N I T T  1

Allgemeines

§ 1

Zulassung zur Ausbildung

(1) Zur Ausbildung für die Laufbahn des mittleren Ge-
richtsvollzieherdienstes kann zugelassen werden, wer 

1.	sich mindestens zwei Jahre im mittleren Justizdienst 
bewährt hat,

2.	nach seiner Persönlichkeit und seinen bisherigen Leis-
tungen für die besonderen Anforderungen des Ge-
richtsvollzieherdienstes geeignet erscheint,

3.	den besonderen Anforderungen des Gerichtsvollzie-
herdienstes körperlich gewachsen ist und

4.	in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt.

(2) Von der Zulassungsvoraussetzung des Absatzes 1 
Nummer 1 kann die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts in begründeten Einzelfällen Ausnah-
men zulassen.

§ 2

Zulassung von Justizfachangestellten  
und Justizangestellten

(1) Zur Ausbildung für die Laufbahn des mittleren Ge-
richtsvollzieherdienstes kann bei Vorliegen der Voraus-
setzungen nach § 1 Absatz 1 Nummern 2 bis 4 auch zu-
gelassen werden, wer

1.	als Justizangestellte oder Justizangestellter sowie als 
Justizfachangestellte oder Justizfachangestellter die 
Laufbahnbefähigung für den mittleren Justizdienst 
nach § 3 Absatz 2 LVO-JuM besitzt und

2.	die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt.

(2) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 haben 
vor Beginn der Ausbildung einen Vorbereitungslehrgang 
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nes Gerichtsvollziehers erhalten, so dass die erworbenen 
fachtheoretischen Kenntnisse in einen Praxisbezug ge-
setzt werden können. Den Teilnehmenden ist ein Über-
blick über die Aufgaben des Gerichtsvollzieherdienstes 
im Innen- und Außendienst sowie die Büroorganisation 
zu geben. Die oder der Dienstvorgesetzte der unterwei-
senden Gerichtsvollzieherin oder des unterweisenden 
Gerichtsvollziehers erteilt über die Teilnahme an der 
fachpraktischen Einführungsphase eine Bescheinigung. 
Dem Oberlandesgericht ist eine Mehrfertigung zu über-
senden.

§ 8

Fachtheoretische Ausbildung

(1) Die fachtheoretische Ausbildung soll den Teilneh-
menden des Vorbereitungslehrgangs in Lehrveranstaltun-
gen vertiefte Kenntnisse in folgenden für die Ausbildung 
relevanten grundlegenden Stoffgebieten vermitteln: 

1.	Allgemeine rechtliche Zusammenhänge,

2.	Bürgerliches Recht,

3.	Handelsrecht,

4.	Zivilprozessrecht,

5.	Insolvenzrecht,

6.	Register- und Grundbuchwesen,

7.	Gerichtskostenrecht und Kassenwesen,

8.	Justizverwaltungs- sowie Disziplinar- und Regress-
recht,

9.	Juristische Klausurtechnik.

Zur Übung und als Leistungskontrollen sind zu fertigen:

1.	Drei Probeklausuren zu je zwei Stunden,

2.	drei Aufsichtsklausuren zu je zwei Stunden.

Der Unterricht wird vor allem in Form von Vorträgen, 
Besprechungen und Übungen erteilt. Hierbei ist stets der 
Bezug zur späteren Tätigkeit herzustellen.

(2) Den Teilnehmenden soll ausreichend Zeit verbleiben, 
den Lehrstoff zu verarbeiten und ihr Wissen durch 
Selbststudium zu erweitern und zu vertiefen.

(3) Die Aufsichtsklausuren sollen am Ende der fachtheo-
retischen Ausbildung in den Schwerpunktbereichen Bür-
gerliches Recht, Handelsrecht und Zivilprozessrecht ge-
fertigt werden. Bei der Ausgestaltung ist ein Bezug zu 
den für die angestrebte Laufbahn relevanten Stoffgebie-
ten herzustellen.

(4) Die Aufsichtsklausuren sind unter Aufsicht zu ferti-
gen. Die Arbeiten sind durch die zuständige Lehrkraft 
mit einer Note und Punktzahl nach § 30 zu bewerten und 
zu besprechen. Über die Ergebnisse der Aufsichtsklausu-
ren sind Übersichten zu erstellen, die der Lehrgangslei-
tung unverzüglich vorzulegen sind.

(5) Die Lehrgangsleitung erteilt über die fachtheoreti-
sche Ausbildung ein Zeugnis, welches auf Grundlage der 

dung für die Laufbahn des mittleren Gerichtsvollzieher-
dienstes vorbereitet werden. Er gliedert sich wie folgt:

1.	erster Abschnitt (erste und zweite Woche): Fachprakti-
sche Einführungsphase bei einer Gerichtsvollzieherin 
oder einem Gerichtsvollzieher,

2.	zweiter Abschnitt (dritte bis achte Woche): Fachtheo-
retische Ausbildung.

§ 5

Einberufung und Status

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts beruft die Teilnehmenden zeitgleich mit der Zulas-
sung zur Gerichtsvollzieherausbildung zu dem Vorberei-
tungslehrgang ein.

(2) Für die Dauer des Vorbereitungslehrgangs behalten 
die Teilnehmenden ihre bisherige Rechtsstellung. 

(3) Während des Vorbereitungslehrgangs soll kein Erho-
lungsurlaub erteilt werden.

§ 6

Leitung des Vorbereitungslehrgangs

(1) Die Organisation der fachtheoretischen Ausbildung 
obliegt den Oberlandesgerichten. Sie erstellen einver-
nehmlich den Lehrplan, stellen den Stundenplan auf und 
sorgen für einen ordnungsgemäßen Unterricht. Die Prä-
sidentinnen oder Präsidenten der Oberlandesgerichte be-
stellen die Lehrgangsleitung und die Lehrkräfte einver-
nehmlich.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Organisation der 
fachtheoretischen Ausbildung auch der Ausbildungs-
stätte nach § 19 Absatz 1 übertragen werden. Die Teil-
nehmerin oder der Teilnehmer wird durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts an die Aus-
bildungsstätte abgeordnet. Während der fachtheoreti-
schen Ausbildung unterstehen die Teilnehmenden wei-
terhin der Dienstaufsicht der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Oberlandesgerichts ihres Ausbildungs-
bezirks. Sie haben die Anordnungen der Lehrgangslei-
tung zu befolgen.

(3) Die Leitung der fachpraktischen Einführungsphase 
obliegt der Präsidentin oder dem Präsidenten des Ober-
landesgerichts. Sie oder er bestimmt die Gerichtsvollzie-
herin oder den Gerichtsvollzieher, dem die Teilnehmerin 
oder der Teilnehmer zugewiesen wird.

§ 7

Fachpraktische Einführungsphase

Im Rahmen der fachpraktischen Einführungsphase sol-
len die Teilnehmenden einen möglichst umfassenden 
Einblick in den Beruf einer Gerichtsvollzieherin oder ei-
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(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts kann aus wichtigem Grund die Abschnittsreihen-
folge und die Dauer der Ausbildungsabschnitte I, II und 
IV abweichend festsetzen.

§ 12

Urlaub

Urlaub nach § 31 der Arbeitszeit- und Urlaubsverord-
nung oder § 28 des Tarifvertrages für den öffentlichen 
Dienst der Länder wird auf die Ausbildung nicht ange-
rechnet.

§ 13

Krankheit

Die durch Krankheit versäumte Zeit muss nachgeholt 
werden, soweit sie einen Monat im Ausbildungsjahr 
übersteigt. Die Ausbildung verlängert sich entsprechend. 
Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts kann Ausnahmen zulassen.

§ 14

Zeugnisse

Nach Beendigung der einzelnen Ausbildungsabschnitte 
hat die jeweilige Ausbildungsleitung (§ 16 Absatz 3 und 
7) ein Zeugnis über die Art der Beschäftigung, die Fähig-
keiten, die Leistungen und über die Persönlichkeit der 
Teilnehmerin oder des Teilnehmers zu erstellen.

§ 15

Verlängerung der Ausbildung

Hat die Teilnehmerin oder der Teilnehmer das Ziel der 
Ausbildung in einzelnen Abschnitten nicht erreicht, kann 
die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts die Ausbildung um die erforderliche Dauer, höchs-
tens jedoch um zwölf Monate, verlängern.

§ 16

Leitung der Ausbildung

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts bestimmt die Amtsgerichte und die Gerichtsvoll-
zieherinnen oder Gerichtsvollzieher, bei denen die Teil-
nehmerin oder der Teilnehmer ausgebildet wird. Einem 
späteren Ausbildungsabschnitt darf die Teilnehmerin 
oder der Teilnehmer endgültig erst überwiesen werden, 
wenn das Ziel des vorhergehenden Abschnitts erreicht 
wurde. Die Oberlandesgerichte regeln einvernehmlich 
Inhalt und Ablauf des Einführungslehrgangs I und II und 
bestellen die Lehrgangsleitung. 

mündlichen Leistungen sowie der in den Aufsichtsklau-
suren erzielten Ergebnisse Aussagen über Befähigung, 
Kenntnisse und Leistungen der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sowie deren fachtheoretische Eignung für 
den angestrebten Beruf trifft. Das Zeugnis schließt mit 
einer der in § 30 Absatz 1 genannten Noten mit Punkt-
zahl ab. Die Lehrgangsleitung übersendet das Zeugnis 
dem zuständigen Oberlandesgericht zu weiteren Be-
kanntgabe an die Teilnehmerin oder den Teilnehmer. 

§ 9

Widerruf der Zulassung zur Ausbildung

(1) Bestehen nach dem Ergebnis des Vorbereitungslehr-
gangs Zweifel an der Eignung der Teilnehmerin oder des 
Teilnehmers für die Laufbahn des mittleren Gerichtsvoll-
zieherdienstes, widerruft der Präsident oder die Präsiden-
tin des Oberlandesgerichts die Entscheidung über die 
Zulassung zur Ausbildung für die Gerichtsvollzieher-
laufbahn. Ein Widerruf soll der Teilnehmerin oder dem 
Teilnehmer spätestens acht Wochen nach Ende des Vor-
bereitungslehrgangs schriftlich mitgeteilt werden.

(2) Teilnehmende, deren Zulassung zur Ausbildung wi-
derrufen wurde, setzen ihre frühere Tätigkeit fort.

(3) Eine Wiederholung oder Verlängerung des Vorberei-
tungslehrgangs ist ausgeschlossen. In begründeten Ein-
zelfällen kann die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts Ausnahmen zulassen.

A B S C H N I T T  3

Ausbildung

§ 10

Dauer der Ausbildung

Die Ausbildung dauert 20 Monate. Sie kann von der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts 
bis zum Abschluss der auf die Beendigung der Ausbil-
dung folgenden Gerichtsvollzieherprüfung verlängert 
werden.

§ 11

Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung gliedert sich in fünf Ausbildungsab-
schnitte:

Abschnitt I:	� Amtsgericht und Einführungs- 
lehrgang I� 2 Monate,

Abschnitt II:	� Gerichtsvollzieher und  
Einführungslehrgang II� 6 Monate,

Abschnitt III:	 Fachlehrgang I� 5 Monate,

Abschnitt IV:	 Gerichtsvollzieher� 5 Monate,

Abschnitt V:	 Fachlehrgang II� 2 Monate.



Nr. 23	 GBl. vom 15. Dezember 2014� 725

setzlichen und sonstigen Bestimmungen bekannt ge-
macht werden. Ferner findet der zweite Teil des insge-
samt sechswöchigen Einführungslehrgangs statt.

(2) Die ausbildende Gerichtsvollzieherin oder der ausbil-
dende Gerichtsvollzieher soll der Teilnehmerin oder dem 
Teilnehmer zunächst einfachere Büroarbeiten, die Füh-
rung der Geschäftsbücher sowie den Entwurf von Nie-
derschriften, Urkunden, Mitteilungen an die Parteien und 
Kostenrechnungen übertragen. In der Folge ist die Teil-
nehmerin oder der Teilnehmer in alle Geschäfte des Ge-
richtsvollzieherdienstes einzuführen. Die dabei anzu-
wendenden gesetzlichen und sonstigen Bestimmungen 
sind eingehend mit ihr oder ihm zu erörtern. Sobald der 
Ausbildungsstand es zulässt, soll die Gerichtsvollziehe-
rin oder der Gerichtsvollzieher die Teilnehmerin oder 
den Teilnehmer zu den Geschäften im Außendienst mit-
nehmen; in den beiden letzten Monaten soll die Teilneh-
merin oder der Teilnehmer ausschließlich im Außen-
dienst ausgebildet werden. Auf die Anleitung der Teil-
nehmerin oder des Teilnehmers zur geordneten und 
zweckmäßigen Führung eines Geschäftszimmers und die 
Behandlung vereinnahmter Gelder ist besondere Sorgfalt 
zu verwenden.

(3) Mit der praktischen Ausbildung bei einer Gerichts-
vollzieherin oder einem Gerichtsvollzieher ist eine theo-
retische Unterweisung zu verbinden. Mit dieser Unter-
weisung kann die Behördenleitung des Amtsgerichts 
eine Beamtin oder einen Beamten des gehobenen Justiz-
dienstes oder eine oder einen für diese Tätigkeit geeig-
nete Gerichtsvollzieherin oder geeigneten Gerichtsvoll-
zieher betrauen. Durch die Unterweisung soll die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer zum besseren Ver-
ständnis der praktischen Arbeit in die gesetzlichen und 
sonstigen Bestimmungen eingeführt werden, die für den 
Gerichtsvollzieherdienst besonders in Betracht kommen.

§ 19

Fachlehrgang I und II (Ausbildungsabschnitte III  
und V)

(1) Die theoretische Ausbildung findet im Fachlehrgang 
I und II statt, der an dem Ausbildungszentrum der Justiz 
Nordrhein-Westfalen Nebenstelle Monschau durchge-
führt wird. Es ist sicherzustellen, dass dieser Lehrgang 
die Anforderungen der Absätze 3 bis 6 erfüllt.

(2) Die Teilnehmerin oder der Teilnehmer wird durch die 
Präsidentin oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts 
an die Ausbildungsstätte abgeordnet. Während des Fach-
lehrgangs I und II unterstehen die Teilnehmenden weiter-
hin der Dienstaufsicht der Präsidentin oder des Präsiden-
ten des Oberlandesgerichts ihres bisherigen Ausbil-
dungsbezirks. Die Teilnehmenden haben die Anordnun-
gen der Lehrgangsleitung zu befolgen.

(3) Der Unterricht wird in Form von Vorträgen sowie 
Lehrgesprächen und Übungen durchgeführt. Er soll fol-

(2) In den Ausbildungsabschnitten I, II und IV ist die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer in der Regel an ihrem 
oder seinem bisherigen dienstlichen Wohnsitz oder Be-
schäftigungsort zu belassen. In den Ausbildungsab-
schnitten II und IV soll keine Zuteilung an dieselbe Ge-
richtsvollzieherin oder denselben Gerichtsvollzieher 
erfolgen.

(3) Mit Ausnahme des Einführungslehrgangs im Ausbil-
dungsabschnitt I sowie der Ausbildungsabschnitte III 
und V ist die Behördenleitung des Amtsgerichts für die 
Ausbildung verantwortlich. Sie setzt die Reihenfolge 
und die Dauer der Beschäftigung bei den einzelnen Ab-
teilungen des Amtsgerichts während des Ausbildungs
abschnitts I fest. Mit der Ausbildung sollen nur solche 
Beamtinnen und Beamte betraut werden, die über die nö-
tigen Kenntnisse verfügen und nach ihrer Persönlichkeit 
hierzu geeignet sind.

(4) Durch ausgiebige Zuteilung von praktischen Arbeiten 
aus dem jeweiligen Ausbildungsgebiet sollen die Teil-
nehmerin oder der Teilnehmer angehalten werden, sich 
mit den einschlägigen gesetzlichen und sonstigen Be-
stimmungen vertraut zu machen und sich frühzeitig an 
ein selbständiges Arbeiten zu gewöhnen.

(5) Mechanische oder sich ständig wiederholende Arbei-
ten dürfen den Teilnehmenden nur insoweit übertragen 
werden, als sie der Ausbildung dienen.

(6) Die Teilnehmenden sind verpflichtet, auch durch ge-
wissenhaftes Selbststudium an der Vervollkommnung 
ihres fachlichen Wissens zu arbeiten.

(7) Einführungs- und Fachlehrgänge leitet die jeweilige 
Lehrgangsleitung.

§ 17

Ausbildungsabschnitt I

(1) Im Ausbildungsabschnitt I soll die Teilnehmerin oder 
der Teilnehmer mit der Tätigkeit der Vollstreckungs- und 
der Registerabteilung vertraut gemacht werden. Es sollen 
Einblicke in die Insolvenzabteilung ermöglicht werden. 
Ferner findet der erste Teil des insgesamt sechswöchigen 
Einführungslehrgangs statt.

(2) Die praktische Ausbildung leitet eine Rechtspflegerin 
oder ein Rechtspfleger, die von der Behördenleitung be-
stellt worden sind. Der Einführungslehrgang wird von 
einer Richterin oder einem Richter oder einer Beamtin 
oder einem Beamten des höheren Dienstes geleitet.

§ 18

Ausbildungsabschnitt II

(1) Im Ausbildungsabschnitt II soll die Teilnehmerin 
oder der Teilnehmer in alle Geschäfte des Gerichtsvoll-
zieherdienstes eingeführt und mit den einschlägigen ge-
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§ 20

Ausbildungsabschnitt IV

(1) Im Ausbildungsabschnitt IV soll die Teilnehmerin 
oder der Teilnehmer lernen, die in der theoretischen Aus-
bildung erworbenen Kenntnisse in der Praxis anzuwen-
den; sie oder er soll so gefördert werden, dass am Ende 
der Ausbildung die Geschäfte der Gerichtsvollzieherin 
oder des Gerichtsvollziehers selbständig erledigt werden 
können. Neben der Ausbildung muss der Teilnehmerin 
oder dem Teilnehmer hinreichend Zeit zur Vorbereitung 
auf die Gerichtsvollzieherprüfung verbleiben.

(2) Teilnehmende, die genügend fortgeschritten sind, 
können zum Zwecke der Ausbildung mit der selbständi-
gen Wahrnehmung von Aufgaben des Gerichtsvollzie-
herdienstes beauftragt werden (Dienstleistungsauftrag). 
Nicht verbeamtete Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind 
zu diesem Zwecke in das Beamtenverhältnis zu überneh-
men.

§ 21

Fachlehrgang II (Ausbildungsabschnitt V)

Im Fachlehrgang II werden vor allem die im Ausbil-
dungsabschnitt IV praktisch erworbenen Fähigkeiten im 
erforderlichen Umfang theoretisch erweitert und vertieft. 
Am Ende dieses Fachlehrgangs findet die schriftliche 
Gerichtsvollzieherprüfung gemäß § 27 statt.

§ 22

Vorzeitige Beendigung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung ist vorzeitig zu beenden, wenn die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer

1.	sich aufgrund ihres oder seines Verhaltens für die Ge-
richtsvollzieherlaufbahn ungeeignet erweist,

2.	in der Ausbildung nicht hinreichend fortschreitet,

3.	ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt.

Vor der vorzeitigen Beendigung der Ausbildung ist die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer zu hören; von der An-
hörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Um-
ständen des Einzelfalls nicht geboten ist.

(2) Wird die Ausbildung vorzeitig beendet, so nimmt die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer ihre oder seine frühere 
Tätigkeit wieder auf.

A B S C H N I T T  4

Gerichtsvollzieherprüfung

§ 23

Zweck

In der Gerichtsvollzieherprüfung soll festgestellt wer-
den, ob die Teilnehmerin oder der Teilnehmer nach ihren 

gende Gebiete umfassen, soweit sie für den Dienst des 
Gerichtsvollziehers von Bedeutung sind:

  1.	Grundzüge des bürgerlichen Rechts, des Handels-
rechts und des Rechts der freiwilligen Gerichtsbar-
keit,

  2.	das Wechsel- und Scheckrecht,

  3.	die Gerichtsverfassung,

  4.	das Zivilprozessrecht, insbesondere Buch 8 der Zi-
vilprozessordnung,

  5.	die Grundzüge der Insolvenzordnung und des Devi-
senrechts,

  6.	die Grundzüge des Straf- und Strafprozessrechts ein-
schließlich des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten,

  7.	die Grundzüge des Staats- und Verwaltungsrechts so-
wie des Beamtenrechts,

  8.	das Kostenrecht einschließlich der Grundzüge des 
Steuer- und Zollrechts,

  9.	die Grundzüge des Kassenwesens und das Beitrei-
bungsverfahren,

10.	die Grundzüge der Waren- und Wirtschaftskunde,

11.	die Geschäftsanweisung für die Gerichtsvollzieher,

12.	die Gerichtsvollzieherordnung einschließlich der 
Anleitung zur Verwaltung des Schriftguts, zur Buch-
führung und zur selbständigen Führung eines Ge-
schäftszimmers,

13.	deeskalierende Gesprächsführung und Gewaltprä-
vention.

(4) Die Teilnehmerin oder der Teilnehmer soll mit den 
psychologischen und sozialen Grundfragen der Arbeit 
einer Gerichtsvollzieherin oder eines Gerichtsvollziehers 
vertraut gemacht werden. Zur Förderung der Kenntnisse 
in der Waren- und Wirtschaftskunde (Absatz 3 Nummer 
10) sollen landwirtschaftliche, handwerkliche, kaufmän-
nische und industrielle Betriebe besichtigt werden.

(5) Die Teilnehmerin oder der Teilnehmer fertigt schrift-
liche Arbeiten unter Aufsicht an. Auch sollen häusliche 
Aufgaben zur schriftlichen Bearbeitung gestellt werden. 
Die Aufsichtsarbeiten sind mit einer Note nach § 23 Ab-
satz 3 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
für die Laufbahn des Gerichtsvollzieherdienstes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 14. März 2005 (GV. NRW. 
S. 203) in der jeweils geltenden Fassung zu bewerten und 
mit der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer zu bespre-
chen. 

(6) Nach Abschluss des Lehrgangs berichtet die Lehr-
gangsleitung der oder dem für die Teilnehmerin oder den 
Teilnehmer zuständigen Präsidentin oder Präsidenten des 
Oberlandesgerichts über die von den einzelnen Teilneh-
menden in den schriftlichen Arbeiten erzielten Noten 
und übermittelt die während des Lehrgangs gefertigten 
und bewerteten schriftlichen Arbeiten.
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den. Die Termine der mündlichen Prüfung werden von 
dem Oberlandesgericht im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss möglichst bald nach der schriftlichen 
Prüfung bestimmt; die Ladungen zu diesen Terminen 
werden durch das Oberlandesgericht veranlasst.

(3) Termine für Prüfungsarbeiten, die aus persönlichen 
Gründen (beispielweise Krankheit) des Prüflings außer-
halb der regelmäßigen Prüfungstermine anberaumt wer-
den müssen, werden von dem Oberlandesgericht im Ein-
vernehmen mit dem Prüfungsausschuss festgesetzt.

§ 27

Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung findet an vier Tagen statt. 
Unter Aufsicht sind fünf Prüfungsaufgaben aus dem Ge-
biet des Vollstreckungswesens, der Zustellungstätigkeit, 
der Protesterhebung und des Kostenrechts zu bearbeiten.

(2) Die schriftlichen Prüfungsaufgaben werden durch 
Lehrkräfte der Nebenstelle Monschau des Ausbildungs-
zentrums der Justiz Nordrhein-Westfalen erstellt und mit 
Musterlösungen versehen (§ 29 Absatz 2 der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 
Gerichtsvollzieherdienstes des Landes Nordrhein-West-
falen vom 14. März 2005 (GV. NRW. S. 203) in der je-
weils geltenden Fassung). Zu jeder Aufgabe sind die 
Zeit, in der sie zu lösen ist, und die Hilfsmittel, die be-
nutzt werden dürfen, anzugeben. 

(3) Die schriftlichen Prüfungsaufgaben samt Musterlö-
sungen für Termine, die gemäß § 26 Absatz 3 außerhalb 
der regelmäßigen Prüfungstermine anberaumt werden, 
erstellt die vorsitzende Person des Prüfungsausschusses; 
sie kann die Mitglieder des Prüfungsausschusses oder 
fachkundige Dritte um Mithilfe und Vorschläge bitten. 
Im Übrigen gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend.

(4) Die Aufsicht bei der Anfertigung der Prüfungsarbei-
ten führt die Leitung oder eine Lehrkraft des Fachlehr-
gangs II, im Fall des § 26 Absatz 3 eine Beamtin oder ein 
Beamter des gehobenen oder höheren Dienstes.

(5) Die Prüfungsarbeiten sind spätestens nach Ablauf der 
Bearbeitungsfrist an die aufsichtsführende Person abzu-
geben. Die Dauer der Bearbeitung soll bei einer Prü-
fungsaufgabe an einem Tag fünf Stunden, bei zwei Prü-
fungsaufgaben an einem Tag je drei Stunden nicht über-
steigen.

(6) Die Prüfungsarbeiten sind anstelle des Namens mit 
einer Kennziffer zu versehen. Die Kennziffern werden 
vor Beginn der schriftlichen Prüfung vom Ausbildungs-
zentrum der Justiz Nordrhein-Westfalen zugeteilt. Die zu 
den Kennziffern gehörenden Namen dürfen den prüfen-
den Personen vor der Begutachtung der Aufsichtsarbei-
ten nicht bekannt gegeben werden.

(7) Die aufsichtsführende Person fertigt eine Nieder-
schrift und vermerkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. Sie 

oder seinen Kenntnissen, Fähigkeiten und Leistungen 
sowie nach ihrer oder seiner Persönlichkeit die Eignung 
für die Gerichtsvollzieherlaufbahn besitzt.

§ 24

Prüfungsausschuss

(1) Die Gerichtsvollzieherprüfung wird vor einem Prü-
fungsausschuss abgelegt, der bei den Oberlandesgerich-
ten gebildet wird und dessen Mitglieder bei ihrer Tätig-
keit als Prüfende unabhängig und nicht an Weisungen 
gebunden sind. Nach näherer Bestimmung des Justizmi-
nisteriums kann für mehrere Oberlandesgerichtsbezirke 
ein Prüfungsausschuss bei einem Oberlandesgericht ge-
bildet werden.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern. 
Die vorsitzende Person muss die Befähigung zum Rich-
teramt besitzen; die beiden anderen Mitglieder gehören 
je der Laufbahn des gehobenen Justizdienstes und des 
mittleren Gerichtsvollzieherdienstes an. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts bestellt mit Zustimmung des Justizministeriums 
die vorsitzende Person sowie die weiteren Mitglieder 
und für jedes Mitglied des Prüfungsausschusses eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter auf die Dauer 
von drei Jahren.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterstehen 
in dieser Eigenschaft der Dienstaufsicht der Präsidentin 
oder des Präsidenten des Oberlandesgerichts. 

(5) Der Prüfungsausschuss fällt alle Entscheidungen 
über Prüfungsleistungen mit Stimmenmehrheit.

§ 25

Zulassung zur Prüfung

(1) Gegen Ende des Ausbildungsabschnitts IV lässt die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts die 
Teilnehmerin oder den Teilnehmer zur Gerichtsvollzie-
herprüfung zu, falls diese oder dieser nach den bisherigen 
Ausbildungsleistungen hinreichend vorbereitet erscheint.

(2) Hält die Präsidentin oder der Präsident des Oberlan-
desgerichts die Teilnehmerin oder den Teilnehmer nicht 
für hinreichend vorbereitet, wird sie oder er, falls die 
Ausbildung nicht vorzeitig beendet wird (§ 22), in die 
Ausbildung zurückverwiesen und deren Art und Dauer 
geregelt. 

§ 26

Prüfungsverfahren

(1) Die Gerichtsvollzieherprüfung besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen Teil.

(2) Die schriftliche Prüfung soll am Ende des Fachlehr-
gangs II im Ausbildungsabschnitt V abgenommen wer-
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sehr gut (1) 	 = 13 bis 15 Punkte  
= eine besonders hervorragende Leistung,

gut (2) 	 = 10 bis 12 Punkte 
= eine erheblich über dem Durchschnitt liegende Leis-
tung,

befriedigend (3)	= 7 bis 9 Punkte 
= eine über dem Durchschnitt liegende Leistung,

ausreichend (4)	 = 4 bis 6 Punkte
= eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 
entspricht,

mangelhaft (5) 	 = 2 bis 3 Punkte
= eine Leistung mit erheblichen Mängeln,

ungenügend (6)	 = 0 bis 1 Punkt
= eine Leistung, die den Anforderungen nicht genügt.

Die Vergabe von Zwischenpunktzahlen ist unzulässig.

(2) Gibt die zu prüfende Person eine Arbeit nicht oder 
nicht rechtzeitig ab, so erhält sie für die Prüfungsaufgabe 
die Note ungenügend (null Punkte).

§ 31

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die schriftlichen Arbeiten werden von zwei prüfen-
den Personen unabhängig voneinander mit einer Punkt-
zahl nach § 30 bewertet.

(2) Weichen die Bewertungen der prüfenden Personen 
einer Arbeit um nicht mehr als zwei Punkte voneinander 
ab, so gilt der Durchschnitt als Note. Bei größeren Ab-
weichungen setzt die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts oder eine von ihr oder ihm bestimmte 
dritte fachkundige Person die Punktzahl im Rahmen der 
Vorschläge fest, wenn die prüfenden Personen sich nicht 
einigen oder bis auf zwei Punkte annähern können. 

(3) Die Leistungen in der mündlichen Prüfung werden 
mit einer Gesamtpunktzahl nach § 30 bewertet. Weichen 
die Ansichten der prüfenden Personen voneinander ab, 
so finden die §§ 196 und 197 des Gerichtsverfassungsge-
setzes sinngemäße Anwendung.

§ 32

Prüfungsgesamtnote

(1) Im Anschluss an die mündliche Prüfung berät der 
Prüfungsausschuss über das Ergebnis der Gerichtsvoll-
zieherprüfung und setzt die Gesamtnote fest.

(2) Grundlage der Festsetzung sind die Einzelleistungen 
in der schriftlichen und der mündlichen Prüfung. Die für 
die schriftlichen Arbeiten und für die Leistungen in der 
mündlichen Prüfung erteilten Punktzahlen werden zu-
sammengerechnet; dabei wird die Bewertung in der 
mündlichen Prüfung dreifach gezählt. Das Ergebnis wird 
durch acht geteilt und kaufmännisch gerundet auf zwei 
Dezimalen errechnet (Durchschnittspunktzahl).

verzeichnet auf jeder Arbeit den Zeitpunkt des Beginns 
und der Ablieferung, verschließt die Prüfungsarbeiten in 
einem Umschlag und versiegelt ihn.

(8) Nach Abschluss der schriftlichen Prüfung sind die 
Prüfungsaufgaben, die dazu erstellten Musterlösungen, 
die Prüfungsarbeiten und die Prüfungsniederschriften 
von der Leitung des Ausbildungsabschnitts V in getrenn-
ten, versiegelten Umschlägen den Oberlandesgerichten 
zu übersenden. Auf den Umschlägen sind die in Absatz 2 
Satz 2 bezeichneten Angaben zu vermerken. Im Einver-
nehmen mit dem Oberlandesgericht können die Prü-
fungsaufgaben und Lösungsvorschläge einem Mitglied 
des Prüfungsausschusses unmittelbar zugeleitet werden. 
Im Fall des § 26 Absatz 3 erfolgt die entsprechende orga-
nisatorische Abwicklung durch das zuständige Oberlan-
desgericht.

§ 28

Zulassung zur mündlichen Prüfung

Mündlich geprüft wird, wer in der schriftlichen Prüfung 
einen Gesamtdurchschnitt von mindestens 3,60 Punkten 
und in wenigstens drei – davon mindestens einer aus dem 
Gebiet Vollstreckungswesen – der nach § 27 zu fertigen-
den Prüfungsarbeiten 4,0 oder mehr Punkte erreicht hat. 
Wer diese Voraussetzungen nicht erfüllt, ist von der 
mündlichen Prüfung ausgeschlossen und hat die Ge-
richtsvollzieherprüfung nicht bestanden.

§ 29

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung schließt sich sobald als mög-
lich an die schriftliche Prüfung an. In der Regel sollen 
nicht mehr als fünf Prüflinge gleichzeitig geprüft wer-
den.

(2) Die Dauer der mündlichen Prüfung soll so bemessen 
sein, dass auf jeden Prüfling etwa 45 Minuten entfallen; 
sie kann durch eine angemessene Pause unterbrochen 
werden.

(3) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf das gesamte 
Ausbildungsgebiet nach § 19 Absatz 3. Sie soll außer-
dem den Stand der Allgemeinbildung des Prüflings fest-
stellen.

(4) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person kann 
Richterinnen und Richtern und Beamtinnen und Beam-
ten, die ein dienstliches Interesse nachweisen, die Anwe-
senheit in der mündlichen Prüfung gestatten.

§ 30

Prüfungsnoten

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen sind wie folgt zu 
bewerten:
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§ 35

Prüfungszeugnis

(1) Wer die Gerichtsvollzieherprüfung bestanden hat, er-
hält über das Ergebnis ein Zeugnis mit der erreichten Ge-
samtnote. Sind die Prüfungsleistungen mit der Gesamt-
note ausreichend bewertet worden, so wird in dem Zeug-
nis nur angegeben, dass die Gerichtsvollzieherprüfung 
bestanden ist. Auf Antrag wird auch eine Bescheinigung 
über die erreichte Platzziffer ausgestellt.

(2) Das Prüfungszeugnis wird von der dem Prüfungsaus-
schuss vorsitzenden Person unterzeichnet und mit dem 
großen Dienstsiegel des Oberlandesgerichts versehen.

(3) Mit dem Bestehen der Gerichtsvollzieherprüfung er-
wirbt der Prüfling keinen Anspruch auf Verwendung als 
Gerichtsvollzieherin oder Gerichtsvollzieher.

§ 36

Rücktritt

(1) Bleibt ein Prüfling der schriftlichen Prüfung insge-
samt fern oder gibt er bei keiner der Prüfungsarbeiten 
eine Bearbeitung ab, gilt dies als Rücktritt von der Ge-
richtsvollzieherprüfung. Als Rücktritt von der Gerichts-
vollzieherprüfung gilt weiter, wenn ein Prüfling ganz 
oder teilweise nicht an der mündlichen Prüfung teil-
nimmt. 

(2) Bei Verhinderung an der Prüfungsteilnahme wegen 
Krankheit oder aus einem anderen wichtigen Grund wird 
der Rücktritt auf Antrag genehmigt. Der Antrag ist un-
verzüglich zu stellen, im Falle einer Erkrankung grund-
sätzlich unter Beifügung eines amtsärztlichen Zeugnis-
ses, das die für die Beurteilung der Prüfungsunfähigkeit 
nötigen medizinischen Befundtatsachen enthält.

(3) Hat sich der Prüfling in Kenntnis oder fahrlässiger 
Unkenntnis einer gesundheitlichen Beeinträchtigung 
oder eines anderen Rücktrittsgrundes der Prüfung unter-
zogen, so kann ein nachträglicher Rücktritt wegen dieses 
Grundes nicht genehmigt werden. Fahrlässige Unkennt-
nis liegt vor, wenn bei Anhaltspunkten für eine gesund-
heitliche Beeinträchtigung nicht unverzüglich eine Klä-
rung herbeigeführt wurde.

(4) Wird der Rücktritt genehmigt, so gilt die Gerichts-
vollzieherprüfung als nicht unternommen. Betrifft die 
Genehmigung nur die mündliche Prüfung, wird ein neuer 
mündlicher Prüfungstermin bestimmt. Wird der Rücktritt 
nicht genehmigt, gilt die Gerichtsvollzieherprüfung als 
nicht bestanden.

§ 37

Täuschungsversuch, Ordnungsverstoß

(1) Unternimmt es ein Prüfling, das Ergebnis einer Prü-
fungsarbeit durch Täuschung oder Benutzung nicht zu-

(3) Der Prüfungsausschuss kann die Durchschnittspunkt-
zahl nach dem Gesamteindruck, den er von den Leistun-
gen des Prüflings gewonnen hat, bestätigen oder mit 
Stimmenmehrheit bis zu einem Punkt heben oder senken 
(Endpunktzahl); dabei sind die Leistungen des Prüflings 
während der Ausbildung angemessen zu berücksichti-
gen.

(4) Die Gerichtsvollzieherprüfung ist bestanden, wenn 
die zu prüfenden Person mindestens die Endpunktzahl 
4,00 erzielt hat.

(5) Bei bestandener Gerichtsvollzieherprüfung ergibt 
sich die Gesamtnote aus der Endpunktzahl wie folgt:

4,00 bis 6,49 Punkte	 = ausreichend,

6,50 bis 9,49 Punkte	 = befriedigend,

9,50 bis 12,49 Punkte	 = gut,

12,50 bis 15,00 Punkte	 = sehr gut.

(6) Das Ergebnis der Gerichtsvollzieherprüfung gibt die 
dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person den Prüflin-
gen mündlich bekannt.

§ 33

 Niederschrift des Prüfungsausschusses

(1) Über den Hergang der mündlichen Prüfung ist eine 
Niederschrift aufzunehmen, in der festgehalten wird:

1.	Ort, Tag und Dauer der Prüfung,

2.	die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter, die bei 
der Prüfung mitgewirkt haben,

3.	die Bewertung der schriftlichen Arbeiten,

4.	die Gegenstände der mündlichen Prüfung und die in 
der mündlichen Prüfung erteilte Gesamtpunktzahl,

5.	die Durchschnittspunktzahl, die Endpunktzahl und die 
Gesamtnote,

6.	die Entscheidungen des Prüfungsausschusses.

(2) Ist die Gerichtsvollzieherprüfung nicht bestanden, so 
wird in der Niederschrift vermerkt, welche weitere Aus-
bildung der Prüfungsausschuss für erforderlich hält.

(3) Die Niederschrift ist von der dem Prüfungsausschuss 
vorsitzenden Person zu unterzeichnen und mit den Prü-
fungsunterlagen der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Oberlandesgerichts zu übersenden.

§ 34

Platzziffer

Nach Abschluss der Gerichtsvollzieherprüfung setzt die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts 
aufgrund der Endpunktzahlen Platzziffern fest. Haben 
mehrere Prüflinge die gleiche Endpunktzahl, so erhalten 
sie die gleiche Platzziffer.
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(3) Die Ernennung zur Gerichtsvollzieherin oder zum 
Gerichtsvollzieher soll erst erfolgen, nachdem die Beam-
tin oder der Beamte mindestens ein Jahr nach der Prü-
fung selbständig im Gerichtsvollzieherdienst tätig gewe-
sen ist.

A B S C H N I T T  5

Schlussbestimmungen

§ 41

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 25. November 2014� Stickelberger 

Verordnung des Justizministeriums 	
über die laufbahnqualifizierende 
Zusatzausbildung und Prüfung 	
für den mittleren Justizdienst 

(Zusatzausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den mittleren Justizdienst – 

ZaPrOmDJu)

Vom 25. November 2014

Auf Grund von § 16 Absatz 2 des Landesbeamtengeset-
zes vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 
(GBl. S. 99, 164), wird im Benehmen mit dem Innenmi-
nisterium und dem Finanz- und Wirtschaftsministerium 
verordnet: 

A B S C H N I T T  1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Befähigung und Berufsbezeichnung

(1) Justizfachangestellte und Justizangestellte erwerben 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 der Laufbahnverordnung-
Justizministerium (LVO-JuM) die Befähigung für die 
Laufbahn des mittleren Justizdienstes durch die erfolg-
reiche Ableistung der laufbahnqualifizierenden Zusatz-
ausbildung (Zusatzausbildung).

(2) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Zusatzausbil-
dung wird die Berechtigung zum Führen der Berufsbe-
zeichnung »Justizfachwirtin« oder »Justizfachwirt« er-
worben.

gelassener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem Vorteil 
zu beeinflussen, kann entsprechend der Schwere des Ver-
stoßes die Arbeit mit der Note ungenügend (null Punkte) 
bewertet, die Gesamtnote zum Nachteil des Prüflings 
abgeändert oder der Ausschluss von der Gerichtsvoll
zieherprüfung, in besonders schweren Fällen auch der 
endgültige Ausschluss ohne Wiederholungsmöglichkeit, 
ausgesprochen werden. Auf die in Satz 1 vorgesehenen 
Folgen kann auch erkannt werden, wenn nach Ausgabe 
der Aufgabe nicht zugelassene Hilfsmittel mitgeführt 
werden oder in sonstiger Weise gröblich gegen die Ord-
nung verstoßen wird. In minder schweren Fällen kann 
von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden.

(2) Wer im Verdacht steht, unzulässige Hilfsmittel be-
nutzt oder mit sich geführt zu haben, ist verpflichtet, an 
der Aufklärung mitzuwirken und die Hilfsmittel heraus-
zugeben. Wird die Mitwirkung oder die Herausgabe ver-
weigert, wird die Arbeit mit der Note ungenügend (null 
Punkte) bewertet.

(3) Absätze 1 und 2 gelten für die mündliche Prüfung 
entsprechend.

(4) Stellt sich nachträglich heraus, dass die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 oder 3 vorlagen, kann die Präsi-
dentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts die er-
gangenen Prüfungsentscheidungen zurücknehmen und 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen verhängen. 
Die Rücknahme ist ausgeschlossen, wenn seit Beendi-
gung der Prüfung mehr als zwei Jahre vergangen sind.

§ 38

Wiederholung der Prüfung

(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal 
wiederholen. Die Prüfung ist vollständig zu wiederholen, 
einzelne Prüfungsleistungen können nicht erlassen wer-
den.

(2) Die weitere Ausbildung beträgt mindestens vier und 
höchstens neun Monate. Art und Dauer bestimmt die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts; 
die Vorschläge des Prüfungsausschusses (§ 33 Absatz 2) 
sollen dabei berücksichtigt werden.

§ 39

Prüfungsakten

Die Prüfungsakten verbleiben beim Oberlandesgericht.

§ 40

Verwendung nach der Prüfung

(1) Teilnehmende, die die Prüfung endgültig nicht be-
standen haben, nehmen ihre frühere Tätigkeit wieder auf.

(2) Mit Erfolg geprüfte Teilnehmende sind möglichst im 
Gerichtsvollzieherdienst zu verwenden.
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(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts kann in besonders begründeten Einzelfällen von 
der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Vorausset-
zung eine Ausnahme zulassen. 

§ 4

Zulassungsverfahren

(1) Das Auswahlverfahren wird bei den Gerichten und 
Justizbehörden im Bezirk des jeweiligen Oberlandesge-
richts ausgeschrieben. Die Zulassung zur Zusatzausbil-
dung ist auf dem Dienstweg bei der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Oberlandesgerichts zu beantragen, in 
dessen Bezirk die Bewerberin oder der Bewerber be-
schäftigt ist oder die Zusatzausbildung ableisten will.

(2) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen:

1.	ein tabellarischer Lebenslauf;

2.	ein aktuelles Lichtbild in Passbildgröße;

3.	eine Kopie des Schulabschlusszeugnisses;

4.	Kopien von Zeugnissen und Nachweisen über Be-
schäftigungen seit der Schulentlassung;

5.	eine Geburtsurkunde und eine Kopie der Ausweispa-
piere.

(3) Die Beschäftigungsbehörde legt den Zulassungsan-
trag unter Beifügung einer Stellungnahme über Eignung, 
Befähigung und fachliche Leistungen sowie die voraus-
sichtliche Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers 
für den mittleren Justizdienst vor. Die Stellungnahme 
kann binnen einer Frist von vier Wochen nachgereicht 
werden. Soweit die nach Absatz 2 erforderlichen Unter-
lagen in den Personalaktendaten sind, kann auf sie Bezug 
genommen werden.

(4) Auf Verlangen des Präsidenten oder der Präsidentin 
des Oberlandesgerichts sind ferner von den Bewerberin-
nen und Bewerbern, deren Zulassung beabsichtigt ist, 
vorzulegen:

1.	ein aktuelles amtsärztliches Gesundheitszeugnis;

2.	eine schriftliche Erklärung über etwa anhängige straf-
rechtliche Ermittlungsverfahren oder Strafverfahren;

3.	eine Erklärung, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse 
geordnet sind.

(5) Bei der Entscheidung über die Zulassung zur Zusatz-
ausbildung muss ein Führungszeugnis zur Vorlage bei 
einer Behörde (§ 30 Absatz 5 des Bundeszentralregister-
gesetzes) vorliegen, das nicht älter als drei Monate sein 
soll. Das Führungszeugnis ist von der Bewerberin oder 
dem Bewerber bei der Meldebehörde zur Vorlage bei der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesge-
richts zu beantragen.

(6) Über den Zulassungsantrag entscheidet die Präsiden-
tin oder der Präsident des Oberlandesgerichts auf Grund-
lage eines Auswahlverfahrens. Durch das Auswahlver-
fahren soll festgestellt werden, ob und in welchem Maße 

§ 2 

Ziel und Grundsätze der Zusatzausbildung

(1) Ziel der Zusatzausbildung ist es, die im Rahmen der 
Ausbildung zur oder zum Justizfachangestellten oder 
Justizangestellten sowie der bisherigen beruflichen Pra-
xis erworbenen Kenntnisse der Nachwuchskräfte zu ver-
tiefen und zu festigen. Weiter sollen die für die Laufbahn 
des mittleren Justizdienstes erforderlichen zusätzlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten erworben werden. Die 
Nachwuchskräfte sollen befähigt werden, alle Aufgaben 
des mittleren Justizdienstes sachkundig, eigenverant-
wortlich und bürgerfreundlich wahrzunehmen. Dies gilt 
in besonderem Maße für die Ausübung von herausgeho-
benen Aufgaben.

(2) Bei der Ausgestaltung der fachtheoretischen und 
praktischen Ausbildung sind die im Rahmen der Ausbil-
dung zur oder zum Justizfachangestellten oder Justizan-
gestellten vermittelten Ausbildungsinhalte sowie die im 
jeweiligen Einzelfall vorhandenen berufspraktischen Er-
fahrungen zu berücksichtigen. Überschneidungen der 
Ausbildungsinhalte sollen, soweit sie nicht der Wieder-
holung dienen, vermieden werden. Die fachtheoretische 
Ausbildung ist anschaulich und praxisorientiert auszuge-
stalten. 

A B S C H N I T T  2

Zulassungsverfahren

§ 3

Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Zusatzausbildung kann durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts zugelassen 
werden, wer

1.	die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt;

2.	a)   �die Prüfung zur oder zum Justizfachangestellten 
mit einem Gesamtdurchschnittsergebnis von min-
destens 73 Punkten oder 

b)	 die Prüfung zur oder zum Justizangestellten mit ei-
nem mindestens befriedigenden Gesamtergebnis 

	 bestanden hat;

3.	für die in § 3 Absatz 1 Nummer 2 LVO-JUM genannte 
Dauer Aufgaben des mittleren Justizdienstes wahrge-
nommen hat;

4.	nach seiner Persönlichkeit und seinen bisherigen Leis-
tungen für die Laufbahn des mittleren Justizdienstes 
geeignet erscheint;

5.	nach amtsärztlichem Zeugnis über die erforderliche 
körperliche Eignung oder als schwerbehinderter 
Mensch über ein Mindestmaß an gesundheitlicher 
Eignung für die Aufgaben des mittleren Justizdienstes 
verfügt.
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  6. 	Verfahren nach dem Gesetz über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit;

  7. 	Strafverfahrensrecht;

  8.	Strafvollstreckung;

  9.	Kosten- und Vergütungsrecht;

10.	Grundbuchrecht;

11.	Geschäftliche Behandlung;

12.	Justizverwaltung;

13.	Lern- und Motivationstechniken, Kommunikations-
techniken sowie Zeitmanagement und Arbeitsplatz-
organisation.

(3) Der Unterricht ist praxisnah und möglichst hand-
lungsorientiert zu gestalten. Er ist inhaltlich und metho-
disch so durchzuführen, dass die Eigenständigkeit und 
Teamfähigkeit sowie das Verantwortungsbewusstsein 
der Nachwuchskräfte gestärkt werden. Das bereits er-
worbene Fachwissen sowie die berufliche Erfahrung der 
Nachwuchskräfte sind zu berücksichtigen. Insgesamt 
sind mindestens 480 Stunden Unterricht zu erteilen. Die 
Nachwuchskräfte haben ihr Wissen durch Nacharbeit 
und Selbststudium zu erweitern und zu vertiefen. 

(4) Die Bestellung der Lehrkräfte erfolgt durch die Präsi-
dentin oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts.

§ 8

Leistungsnachweise

(1) Während des fachtheoretischen Lehrgangs ist in den 
folgenden Stoffgebieten mindestens je eine schriftliche 
Arbeit mit einer Dauer von zwei Stunden unter Aufsicht 
zu fertigen (Leistungsnachweise): 

1. 	Bürgerliches Recht und alternativ Zivilverfahrens-
recht oder Recht der freiwilligen Gerichtsbarkeit;

2. 	Straf- und Strafvollstreckungsrecht einschließlich Ver-
fahrensrecht;

3. 	Kosten- und Vergütungsrecht;

4.	Zwangsvollstreckungs- oder Insolvenzrecht;

5.	Geschäftliche Behandlung;

6. 	Justizverwaltung;

7. 	Handels-, Gesellschafts- und Registerrecht oder 
Grundbuchrecht.

Es sind insgesamt höchstens 14 Leistungsnachweise an-
zufertigen. 

(2) Die Leistungsnachweise sind durch die zuständige 
Lehrkraft mit einer Note und Punktzahl nach § 14 zu be-
werten, mit den Nachwuchskräften zu besprechen und 
diesen auszuhändigen. Das Oberlandesgericht erstellt 
über die Ergebnisse der Leistungsnachweise eine Über-
sicht, die der Nachwuchskraft auszuhändigen ist. Die 
Übersicht weist die Durchschnittspunktzahl aus, die aus 

die Bewerberin oder der Bewerber aufgrund ihrer Fähig-
keiten und Leistungen sowie ihrer Persönlichkeit für die 
Laufbahn des mittleren Justizdienstes geeignet erschei-
nen. Die Bewerberin oder der Bewerber kann an dem 
Auswahlverfahren insgesamt dreimal teilnehmen. Die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts 
kann in besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen 
von Satz 3 zulassen.

§ 5

Rechtsstellung

Für die Dauer der Zusatzausbildung behalten die Nach-
wuchskräfte ihre bisherige Rechtsstellung. 

A B S C H N I T T  3

Zusatzausbildung

§ 6

Dauer und Gliederung der Zusatzausbildung

(1) Die Zusatzausbildung besteht einschließlich der Prü-
fung aus einem fachtheoretischen Lehrgang von mindes-
tens vier Monaten sowie einer Praxisphase von höchs-
tens zwei Monaten.

(2) Die Zusatzausbildung endet mit Ablauf der Ausbil-
dungsdauer. Vorbehaltlich etwaiger abweichender Be-
stimmungen durch die Präsidentin oder den Präsidenten 
des Oberlandesgerichts setzen die Nachwuchskräfte 
nach deren Beendigung ihre bisherige Tätigkeit fort.

§ 7

Fachtheoretischer Lehrgang

(1) Der fachtheoretische Lehrgang soll den Nachwuchs-
kräften die theoretischen Kenntnisse vermitteln, die für 
eine Tätigkeit im mittleren Justizdienst erforderlich sind, 
aber nicht oder nicht in der erforderlichen Tiefe Gegen-
stand der Ausbildung zur oder zum Justizfachangestell-
ten oder Justizangestellten sind. Zudem soll er bereits 
vorhandene Kenntnisse festigen, vertiefen und erweitern.

(2) Die Organisation des fachtheoretischen Lehrgangs 
obliegt den Oberlandesgerichten. Die beiden Oberlan-
desgerichte stellen mit Zustimmung des Justizministeri-
ums einvernehmlich einen Lehrplan auf, der, soweit für 
die Aufgabenbereiche des mittleren Justizdienstes erfor-
derlich, folgende Aufgabenbereiche umfasst:

  1.	Bürgerliches Recht;

  2.	Handels-, Gesellschafts- und Registerrecht;

  3.	Strafrecht;

  4. 	Zivilverfahrensrecht;

  5.	Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzrecht;
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behörde bekannt zu geben und auf Verlangen mit ihr zu 
besprechen.

§ 10

Leitung der Ausbildung

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts leitet die gesamte Zusatzausbildung und bestimmt 
die Ausbildungsbehörden der Praxisphase.

(2) Für die Ausbildung innerhalb der Praxisphase ist 
die Leitung der Ausbildungsbehörde verantwortlich. Sie 
setzt nach Maßgabe der Vorgaben des Oberlandesge-
richts den konkreten Ausbildungsverlauf fest und be-
stimmt die Ausbilderinnen und Ausbilder. Mit der Aus-
bildung sollen nur solche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter betraut werden, die über die nötigen Kenntnisse ver-
fügen und nach ihrer Persönlichkeit hierzu geeignet sind.

§ 11

Urlaub und Fehlzeiten

(1) Bei der Erteilung von Erholungsurlaub sind die Er-
fordernisse der Ausbildung zu berücksichtigen. Während 
des fachtheoretischen Lehrgangs werden die von den 
Oberlandesgerichten bestimmten unterrichtsfreien Zei-
ten auf den Erholungsurlaub angerechnet. Darüber hin-
aus soll während des fachtheoretischen Lehrgangs Erho-
lungsurlaub nicht erteilt werden.

(2) Andere Unterbrechungen, insbesondere Krankheits-
zeiten, werden bis zu einem Umfang von 15 Arbeitstagen 
auf die Ausbildung angerechnet. Die Präsidentin oder der 
Präsident des Oberlandesgerichts kann Ausnahmen von 
Satz 1 zulassen. Der Erfolg der Ausbildung darf nicht be-
einträchtigt werden. 

(3) Wird die Zusatzausbildung durch Krankheit oder aus 
einem anderen wichtigen Grund länger als 15 Arbeits-
tage unterbrochen, kann die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Oberlandesgerichts bestimmen, dass die Zusatz-
ausbildung unterbrochen und in der folgenden Zusatz-
ausbildung teilweise oder vollständig fortgesetzt wird. 
Bis zur Fortsetzung der Zusatzausbildung wird vorbe-
haltlich einer abweichenden Anordnung der Präsidentin 
oder des Präsidenten des Oberlandesgerichts die bishe-
rige Tätigkeit fortgeführt. 

§ 12

Beendigung der Zusatzausbildung

Die Zulassung der Nachwuchskraft zur Zusatzausbil-
dung ist zu widerrufen,

1.	wenn die Leistungen erkennen lassen, dass das Ausbil-
dungsziel voraussichtlich nicht erreicht wird;

2.	bei Vorliegen eines sonstigen wichtigen Grundes.

den Punktzahlen der Leistungsnachweise bis auf zwei 
Dezimalstellen (ohne Rundung) errechnet wird.

(3) Versäumt eine Nachwuchskraft einen Leistungsnach-
weis aus wichtigem Grund, ist ein vergleichbarer Leis-
tungsnachweis bis zu Beginn der schriftlichen Prüfung 
nachzuholen. Der Nachweis eines wichtigen Grundes ist 
gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts unverzüglich zu erbringen. In Krank-
heitsfällen ist ein ärztliches Attest vorzulegen. 

(4) Begeht eine Nachwuchskraft einen Täuschungsver-
stoß oder nach Abmahnung einen Verstoß gegen die Ord-
nung (schuldhafte Störung), ist der Leistungsnachweis 
mit 0 Punkten zu bewerten. Das gleiche gilt, wenn die 
Nachwuchskraft ohne wichtigen Grund einen Leistungs-
nachweis versäumt. 

§ 9

Praxisphase

(1) In der Praxisphase sollen die Nachwuchskräfte ler-
nen, ihre im Rahmen des fachtheoretischen Lehrgangs 
erworbenen Kenntnisse in der beruflichen Praxis selb-
ständig und bürgerfreundlich umzusetzen. Aufbauend 
auf den bereits erworbenen Fertigkeiten sind ihnen die 
hierfür erforderlichen Methoden und Techniken zu ver-
mitteln. Ablauf und Inhalt der Praxisphase werden für 
jede einzelne Nachwuchskraft gesondert durch die Präsi-
dentin oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts fest-
gelegt. Soweit beabsichtigt ist, der Nachwuchskraft im 
Falle der erfolgreichen Ableistung der Zusatzausbildung 
neue Tätigkeiten zu übertragen, soll die Praxisphase 
schwerpunktmäßig hieran ausgerichtet werden. Im Übri-
gen soll der Schwerpunkt der Praxisphase auf Aufgaben 
liegen, die nicht Gegenstand der Ausbildung zur oder 
zum Justizfachangestellten oder Justizangestellten sowie 
der bisherigen beruflichen Tätigkeit waren. 

(2) Ausbildungsbehörden sind die Amtsgerichte, Land-
gerichte, Staatsanwaltschaften oder das Oberlandesge-
richt. Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes-
gerichts kann weitere Justizbehörden zu Ausbildungsbe-
hörden bestimmen. 

(3) Die Nachwuchskräfte sind verpflichtet, durch Selbst-
studium ihr Fachwissen zu erweitern.

(4) Die Ausbildungsbehörden haben der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Oberlandesgerichts umgehend zu 
berichten, wenn die Nachwuchskraft in ihrer Ausbildung 
nicht hinreichend fortschreitet. 

(5) Nach Abschluss der Praxisphase erstellt die Ausbil-
dungsbehörde ein Zeugnis, in dem Eignung, Kenntnisse, 
Leistungen und Verhalten der Nachwuchskraft mit einer 
Note und Punktzahl nach § 14 gewertet werden. Das 
Zeugnis ist spätestens einen Monat nach Beendigung der 
Praxisphase dem Oberlandesgericht vorzulegen. Das 
Zeugnis ist der Nachwuchskraft durch die Ausbildungs-
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§ 14 

Bewertung der Prüfungsarbeiten

(1) Die Prüfungsarbeiten nach § 13 Absatz 3 werden von 
zwei prüfenden Personen unabhängig voneinander mit 
einer Note und Punktzahl wie folgt bewertet:

sehr gut 	 = 1 (13 bis 15 Punkte)
= eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem 
Maße entspricht;

gut	 = 2 (10 bis 12 Punkte)
= eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht;

befriedigend	= 3 (7 bis 9 Punkte)
= eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen 
entspricht;

ausreichend	 = 4 (4 bis 6 Punkte)
= eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderungen noch entspricht;

mangelhaft	 = 5 (1 bis 3 Punkte)
= eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind;

ungenügend	 = 6 (0 Punkte)
= eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht 
und bei der die notwendigen Grundkenntnisse fehlen.

Die Vergabe von Zwischenpunktzahlen ist unzulässig.

(2) Wird eine Prüfungsarbeit nicht oder nicht rechtzeitig 
abgeliefert, wird für diese die Note ungenügend (null 
Punkte) erteilt. 

(3) Weichen die Bewertungen der Prüfenden einer Prü-
fungsarbeit um nicht mehr als zwei Punkte voneinander 
ab, gilt der Durchschnitt als Punktzahl. Bei größeren Ab-
weichungen setzt die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts oder eine von ihr oder ihm bestimmte 
dritte fachkundige Person die Punktzahl im Rahmen der 
Vorschläge fest, wenn die Prüfenden sich nicht einigen 
oder bis auf zwei Punkte annähern können. 

§ 15 

Fernbleiben und Rücktritt von der Prüfung

(1) Das Fernbleiben von der Prüfung oder von Prüfungs-
teilen gilt als Rücktritt von der Prüfung.

(2) Bei Verhinderung an der Prüfungsteilnahme wegen 
Krankheit oder aus einem anderen wichtigen Grund wird 
der Rücktritt auf Antrag genehmigt. Der Antrag ist un-
verzüglich zu stellen, im Falle einer Erkrankung grund-
sätzlich unter Beifügung eines amtsärztlichen Zeugnis-
ses, das die für die Beurteilung der Prüfungsunfähigkeit 
nötigen medizinischen Befundtatsachen enthält.

(3) Hat sich die zu prüfende Person in Kenntnis oder 
fahrlässiger Unkenntnis einer gesundheitlichen Beein-
trächtigung oder eines anderen Rücktrittsgrundes der 
Prüfung unterzogen, kann ein nachträglicher Rücktritt 

A B S C H N I T T  4 

Schriftliche Prüfung

§ 13

Schriftliche Prüfung

(1) Durch eine schriftliche Prüfung ist festzustellen, ob 
das Ausbildungsziel des fachtheoretischen Lehrgangs er-
reicht wurde. Die schriftliche Prüfung findet nach Ab-
schluss des fachtheoretischen Lehrgangs statt.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts bestellt die prüfenden Personen in der erforderli-
chen Anzahl in der Regel auf drei Jahre. Die Prüfenden 
gehören der Laufbahn des mittleren oder gehobenen Jus-
tizdienstes an oder verfügen über die Befähigung zum 
Richteramt. Bei ihrer Tätigkeit sind sie unabhängig und 
nicht an Weisungen gebunden. 

(3) Die schriftliche Prüfung umfasst im Rahmen des 
Ausbildungsziels fünf Aufgaben, die unter Aufsicht zu 
bearbeiten sind:

1.	eine Aufgabe mit den Schwerpunkten Zivilverfahrens-
recht, Recht der freiwilligen Gerichtsbarkeit und Bür-
gerliches Recht (3 Stunden);

2.	eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Straf- und Straf-
vollstreckungsrecht einschließlich Verfahrensrecht (2 
Stunden);

3.	eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Kosten- und Ver-
gütungsrecht (3 Stunden);

4.	eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Zwangsvollstre-
ckungs- und Insolvenzrecht (2 Stunden);

5.	eine Aufgabe mit dem Schwerpunkt Geschäftliche Be-
handlung (2 Stunden).

(4) Die schriftlichen Prüfungsaufgaben werden auf An-
forderung der Präsidentin oder des Präsidenten des Ober-
landesgerichts durch Lehrkräfte des fachtheoretischen 
Lehrgangs erstellt und mit Musterlösungen versehen. Zu 
jeder Aufgabe sind die Zeit, in der sie zu lösen ist, und 
die Hilfsmittel, die benutzt werden dürfen, anzugeben. 

(5) Die Prüfungsarbeiten sind anstelle des Namens mit 
einer Kennzahl zu versehen. Die Kennzahlen werden vor 
Beginn der schriftlichen Prüfung ausgelost oder zuge-
teilt. Bei der Prüfung ist der mit der Kennzahl versehene 
Platz einzunehmen. Die zu den Kennzahlen gehörenden 
Namen dürfen den prüfenden Personen nicht bekanntge-
geben werden.

(6) Die Prüfungsarbeiten sind spätestens nach Ablauf der 
Bearbeitungsfrist an die aufsichtsführende Person abzu-
geben. Die aufsichtsführende Person fertigt eine Nieder-
schrift und vermerkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. 
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ten erschweren, kann die Präsidentin oder der Präsident 
des Oberlandesgerichts auf schriftlichen Antrag die Be-
arbeitungszeit angemessen verlängern oder Ruhepausen 
gewähren, die nicht auf die Bearbeitungszeit angerechnet 
werden. Es können auch Hilfsmittel oder Hilfspersonen 
zugelassen werden. Wird die Bearbeitungszeit verlän-
gert, darf die Zeit der Verlängerung und der Ruhepausen 
insgesamt eine Stunde nicht überschreiten. Die Beein-
trächtigung ist darzulegen und durch amtsärztliches 
Zeugnis, das die für die Beurteilung nötigen medizini-
schen Befundtatsachen enthalten muss, nachzuweisen. 

§ 18 

Prüfungsakten

Die Prüfungsakten verbleiben beim Oberlandesgericht. 
Die geprüfte Person kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses beim Oberlandesgericht 
schriftlich Einsicht in die Aufsichtsarbeiten beantragen. 

A B S C H N I T T  5

 Ausbildungszeugnis und Laufbahnbefähigung

§ 19 

Gesamtnote

(1) Der Summe der in den fünf Prüfungsarbeiten erziel-
ten Punktzahlen wird die in den Leistungsnachweisen 
erzielte Durchschnittspunktzahl nach § 8 Absatz 2 hinzu-
addiert und durch sechs geteilt. Das Ergebnis wird auf 
zwei Dezimalstellen (ohne Rundung) errechnet (End-
punktzahl). 

(2) Die Zusatzausbildung ist bestanden, wenn die Nach-
wuchskraft mindestens die Endpunktzahl 4,00 erzielt 
hat. 

(3) Bei bestandener Zusatzausbildung ergibt sich die Ge-
samtnote aus der Endpunktzahl wie folgt:

4,00 bis 6,49 Punkte 	 = ausreichend;

6,50 bis 9,49 Punkte 	 = befriedigend;

9,50 bis 12,49 Punkte 	 = gut;

12,50 bis 15,00 Punkte 	 = sehr gut.

§ 20 

Wiederholung

Wer die Zusatzausbildung nicht bestanden hat, kann die 
schriftliche Prüfung einmal wiederholen. Die Wiederho-
lungsprüfung ist zum nächsten Prüfungstermin abzule-
gen. Die Prüfung ist vollständig zu wiederholen; ein-
zelne Prüfungsleistungen können nicht erlassen werden. 
Eine Wiederholung des fachtheoretischen Lehrgangs 

wegen dieses Grundes nicht genehmigt werden. Fahrläs-
sige Unkenntnis liegt vor, wenn bei Anhaltspunkten für 
eine gesundheitliche Beeinträchtigung nicht unverzüg-
lich eine Klärung herbeigeführt wurde.

(4) Wird der Rücktritt genehmigt, gilt die Prüfung als 
nicht unternommen. Wird der Rücktritt nicht genehmigt, 
gilt die Prüfung als nicht bestanden.

§ 16 

Täuschungsversuch, Ordnungsverstoß

(1) Unternimmt es eine zu prüfende Person, das Ergebnis 
einer Prüfungsarbeit durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem 
Vorteil zu beeinflussen, kann entsprechend der Schwere 
des Verstoßes die Arbeit mit der Note ungenügend (null 
Punkte) bewertet, die Gesamtnote zum Nachteil der zu 
prüfenden Person abgeändert oder der Ausschluss von 
der Prüfung, in besonders schweren Fällen auch der 
endgültige Ausschluss ohne Wiederholungsmöglichkeit, 
ausgesprochen werden. Auf die in Satz 1 vorgesehenen 
Folgen kann auch erkannt werden, wenn nach Ausgabe 
der Aufgabe nicht zugelassene Hilfsmittel mitgeführt 
werden oder in sonstiger Weise gröblich gegen die Ord-
nung verstoßen wird. In minder schweren Fällen kann 
von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden.

(2) Wer im Verdacht steht, unzulässige Hilfsmittel be-
nutzt oder mit sich geführt zu haben, ist verpflichtet, an 
der Aufklärung mitzuwirken und die Hilfsmittel heraus-
zugeben. Wird die Mitwirkung oder die Herausgabe ver-
weigert, wird die Arbeit mit der Note ungenügend (null 
Punkte) bewertet.

(3) Stellt sich nachträglich heraus, dass die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vorlagen, kann die Präsidentin 
oder der Präsident des Oberlandesgerichts die ergangene 
Prüfungsentscheidung zurücknehmen und die in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen verhängen. Die 
Rücknahme ist ausgeschlossen, wenn seit Beendigung 
der Prüfung mehr als zwei Jahre vergangen sind.

§ 17 

Beeinträchtigung des Prüfungsverfahrens

(1) Treten während des Prüfungsverfahrens Umstände 
ein, die die Chancengleichheit beeinträchtigen, verfügt 
die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts eine Schreibverlängerung oder eine andere ange-
messene Ausgleichsmaßnahme.

(2) Gehen einzelne Prüfungsarbeiten verloren oder wird 
eine Aufgabe vorzeitig bekannt, ist die Arbeit im ersten 
Fall von den betroffenen Prüflingen, im zweiten Fall von 
einzelnen oder von allen Prüflingen zu wiederholen.

(3) Bei prüfungsunabhängigen Beeinträchtigungen einer 
Nachwuchskraft, die die Anfertigung der Prüfungsarbei-
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Verordnung des Innenministeriums 	
über die Einrichtung von Laufbahnen 	

der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
(Polizei-Laufbahnverordnung – LVOPol)

Vom 26. November 2014

Auf Grund von § 4 Absatz 1, § 15 Absatz 4, § 16 Ab-
satz 2, § 19 Absatz 5 Satz 2 und Absatz 8, § 21 Absatz 5 
und 6 Satz 1, § 22 Absatz 4 Satz 1 und 3 sowie § 23 Ab-
satz 2 des Landesbeamtengesetzes (LBG) vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 794), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 
164), wird im Benehmen mit dem Finanz- und Wirt-
schaftsministerium verordnet:

INHALTSÜBERSICHT

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 	 Geltungsbereich

§ 2 	 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte

§ 3 	 Laufbahnen

§ 4 	 Berufung in ein Beamtenverhältnis im Polizeivollzugdienst

§ 5 	 Aufstieg

§ 6 	 Übernahme von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten anderer 
Dienstherren und von früheren Polizeibeamtinnen und Polizei
beamten

§ 7 	 Fortbildung

Teil 2 
Laufbahnbewerber

Abschnitt 1: Gemeinsame Vorschriften

§ 8 	 Vorbereitungsdienst

§ 9 	 Prüfungen

Abschnitt 2: Laufbahnen des Polizeivollzugsdienstes

Unterabschnitt 1: Mittlerer Dienst

§ 10 	Laufbahnbefähigung für den mittleren Polizeivollzugsdienst

§ 11 	Vorbereitungsdienst

§ 12 	Probezeit

Unterabschnitt 2: Gehobener Dienst

§ 13 	Zulassung zum Aufstieg

§ 14 	Laufbahnbefähigung für den gehobenen Polizeivollzugsdienst

§ 15 	Einstellung von Polizeikommissaranwärterinnen und Polizei
kommissaranwärtern

§ 16 	Probezeit

Unterabschnitt 3: Höherer Dienst

§ 17 	Zulassung zum Aufstieg

§ 18 	Laufbahnbefähigung für den höheren Polizeivollzugsdienst

Unterabschnitt 4: Kriminalpolizei

§ 19 	Kriminalpolizei

Unterabschnitt 5: Wasserschutzpolizei

§ 20 	Wasserschutzpolizei

einschließlich der Leistungsnachweise sowie der Praxis-
phase ist ausgeschlossen. 

§ 21 

Ausbildungszeugnis, Platznummer

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts erteilt bei Bestehen der Zusatzausbildung ein 
Zeugnis mit den in den Prüfungsarbeiten erzielten Punkt-
zahlen sowie der erreichten Gesamtnote und Endpunkt-
zahl. Sind die Ausbildungsleistungen mit der Gesamt-
note ausreichend bewertet worden, so wird in dem 
Zeugnis nur angegeben, dass die Ausbildung bestanden 
ist.

(2) Nach Abschluss der Ausbildung werden auf Grund 
der Endpunktzahlen Platznummern festgesetzt. Haben 
mehrere Kandidaten die gleiche Endpunktzahl, so erhal-
ten sie die gleiche Platznummer. Über die erreichte 
Platznummer wird eine Bescheinigung ausgestellt.

§ 22

Laufbahnbefähigung

Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts stellt im Rahmen des Ausbildungszeugnisses die 
Befähigung für die Laufbahn des mittleren Justizdienstes 
fest. Durch die Feststellung der Befähigung wird kein 
Anspruch auf die Übernahme in das Beamtenverhältnis 
begründet. 

A B S C H N I T T  6

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 23

Übergangsbestimmungen

Die Ausbildung und Prüfung der Anwärterinnen und An-
wärter sowie Aufstiegsbeamtinnen und Aufstiegsbeam-
ten, die sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung im Vorbereitungsdienst für den mittleren Justiz-
dienst befinden, richtet sich nach der Ausbildungs-  
und Prüfungsordnung für den mittleren Justizdienst 
(APrOJu mD) vom 25. Juni 1998 (GBl. S. 391). Dies gilt 
ebenfalls für Anwärterinnen und Anwärter, die begin-
nend zum 1. September 2015 einen nach § 7 Absatz 2 
APrOJu mD um ein Jahr verkürzten Vorbereitungsdienst 
ableisten. 

§ 24 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 25. November 2014� Stickelberger
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wiesen werden, soweit dort vollzugspolizeiliche Aufga-
ben wahrgenommen werden.

§ 2

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte im Sinne des Lan-
desbeamtengesetzes und dieser Verordnung sind:

1.	Beamtinnen und Beamte, denen ein in § 3 Absatz 2 
aufgeführtes Amt verliehen ist; ausgenommen sind die 
in § 3 Absatz 3 genannten Ämter, soweit sie der Lauf-
bahn des höheren Verwaltungsdienstes zugeordnet 
sind,

2.	Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst in einer Laufbahn des Polizeivollzugs-
dienstes (§ 3 Absatz 1).

§ 3

Laufbahnen

(1) Im Polizeidienst des Landes sind im Polizeivollzugs-
dienst folgende Laufbahnen eingerichtet:

1.	Mittlerer, gehobener und höherer Dienst,

2.	gehobener Dienst der Wirtschaftskriminalistinnen und 
Wirtschaftskriminalisten sowie 

3.	gehobener Dienst der Cyberkriminalistinnen und Cy-
berkriminalisten.

(2) Die Laufbahnen des Polizeivollzugsdienstes umfas-
sen folgende Ämter der Landesbesoldungsordnungen A 
und B sowie der Landesbesoldungsordnung A künftig 
wegfallende Ämter in den Anlagen 1, 2 und 5 des Lan-
desbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg:

Abschnitt 3: Sonderlaufbahnen im Polizeivollzugsdienst

§ 21 	Laufbahnbefähigung für den gehobenen Polizeivollzugsdienst der 
Wirtschaftskriminalistinnen und Wirtschaftskriminalisten sowie 
für den gehobenen Dienst der Cyberkriminalistinnen und Cyber-
kriminalisten

§ 22 	Einstellung

§ 23 	Probezeit, Polizeifachliche Fortbildung

§ 24 	Laufbahnwechsel

Abschnitt 4: Beamtinnen und Beamte des Landesamts 
für Verfassungsschutz

§ 25 	Beamtinnen und Beamte des Landesamts für Verfassungsschutz

Teil 3
Ausnahmen und Sonderregelungen

§ 26 	Ausnahmen und Sonderregelungen

Teil 4
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 27 	Übergangsregelung für den Befähigungserwerb

§ 28 	Inkrafttreten

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für alle Beamtinnen und Be-
amten des Polizeivollzugsdienstes (Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte) im Sinne des § 59 Nummer 2 des Po-
lizeigesetzes.

(2) Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte können in 
Planstellen einer anderen Dienststelle des Landes einge-

Schutzpolizei Kriminalpolizei

1. Mittlerer Dienst

Polizeimeisterin und Polizeimeister Kriminalmeisterin und Kriminalmeister

Polizeiobermeisterin und Polizeiober-meister Kriminalobermeisterin und Kriminalobermeister

Polizeihauptmeisterin und Polizeihauptmeister Kriminalhauptmeisterin und Kriminalhauptmeister
(Besoldungsgruppe A 9)

Polizeihauptmeisterin und Polizeihauptmeister Kriminalhauptmeisterin und Kriminalhauptmeister

(Besoldungsgruppe A 9 mit Amtszulage)

2. Gehobener Dienst

Polizeikommissarin und Polizeikommissar Kriminalkommissarin und Kriminalkommissar

Polizeioberkommissarin und Polizeioberkommissar Kriminaloberkommissarin und Kriminalober
kommissar

Polizeihauptkommissarin und Polizeihauptkommissar Kriminalhauptkommissarin und Kriminalhaupt
kommissar

(Besoldungsgruppe A 11)
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Polizeihauptkommissarin und Polizeihauptkommissar Kriminalhauptkommissarin und Kriminalhaupt
kommissar

(Besoldungsgruppe A 12)

Erste Polizeihauptkommissarin und  
Erster Polizeihauptkommissar

Erste Kriminalhauptkommissarin und  
Erster Kriminalhauptkommissar

(Besoldungsgruppe A 13)

3. Höherer Dienst

Polizeirätin und Polizeirat Kriminalrätin und Kriminalrat

Polizeioberrätin und Polizeioberrat Kriminaloberrätin und Kriminaloberrat

Polizeidirektorin und Polizeidirektor Kriminaldirektorin und  Kriminaldirektor

Leitende Polizeidirektorin und Leitender Polizeidirektor Leitende Kriminaldirektorin und Leitender Kriminal-
direktor

Polizeivizepräsidentin und Polizeivizepräsident Vizepräsidentin und Vizepräsident des Landes
kriminalamts

Vizepräsidentin und Vizepräsident bei der Hochschule für 
Polizei Baden-Württemberg

Vizepräsidentin und Vizepräsident des Präsidiums 
Technik, Logistik, Service der Polizei

Polizeipräsidentin und Polizeipräsident Präsidentin und Präsident des Landeskriminalamts

Präsidentin und Präsident des Präsidiums Technik, 
Logistik, Service der Polizei

Landespolizeidirektorin und Landespolizeidirektor Landeskriminaldirektorin und Landeskriminal
direktor

Inspekteurin und Inspekteur der Polizei

(3) Die Ämter der Vizepräsidentin oder des Vizepräsi-
denten des Landeskriminalamts sowie der Präsidentin 
oder des Präsidenten und der Vizepräsidentin oder des 
Vizepräsidenten des Präsidiums Technik, Logistik, Ser-
vice der Polizei können sowohl der Laufbahn des höhe-
ren Polizeivollzugsdienstes als auch der Laufbahn des 
höheren Verwaltungsdienstes zugeordnet werden. Sie 
sind der Laufbahn des höheren Polizeivollzugsdienstes 
zugeordnet, wenn das jeweilige bisherige Amt der Beam-
tin oder des Beamten dem höheren Polizeivollzugsdienst 
zugeordnet ist.

(4) Die Laufbahnen des gehobenen Dienstes der Wirt-
schaftskriminalistinnen und Wirtschaftskriminalisten so-
wie der Cyberkriminalistinnen und Cyberkriminalisten 
umfassen die Ämter des gehobenen Dienstes bei der Kri-
minalpolizei.

§ 4

Berufung in ein Beamtenverhältnis  
im Polizeivollzugsdienst 

In ein Beamtenverhältnis im Polizeivollzugsdienst darf 
nur berufen werden, wer

1.	die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt,

2.	polizeidiensttauglich ist,

3.	nach dem Ergebnis des Einstellungsverfahrens geeig-
net ist und

4.	die nach dieser Verordnung vorgeschriebenen beson-
deren Einstellungsvoraussetzungen für die jeweilige 
Laufbahn erfüllt.

§ 5

Aufstieg

(1) Der gehobene und der höhere Polizeivollzugsdienst 
werden, soweit in dieser Verordnung nichts anderes be-
stimmt ist, durch Aufstieg erreicht. Die Qualifizierung 
für den Aufstieg erfolgt über den in der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen Polizeivollzugs-
dienst und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
den höheren Polizeivollzugsdienst näher beschriebenen 
Ausbildungsdienst und das Bestehen der jeweiligen Lauf
bahnprüfung. 

(2) Über die Zulassung zum Aufstieg entscheidet das In-
nenministerium. Die Zulassung kann jederzeit widerru-
fen werden, wenn sich die Polizeibeamtin oder der Poli-
zeibeamte nach ihren oder seinen Fähigkeiten und 
dienstlichen Leistungen sowie nach ihrer oder seiner 
Persönlichkeit als nicht geeignet erweist. Das Innenmi-
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wesentlich gesteigert haben, sollen gefördert werden. 
Vor allem ist ihnen nach Möglichkeit Gelegenheit zu ge-
ben, ihre Fachkenntnisse in höher bewerteten Dienstge-
schäften anzuwenden. 

(4) Die für die Wahrnehmung von besonderen Aufgaben 
im Polizeivollzugsdienst erforderlichen Kenntnisse wer-
den durch Fortbildung vermittelt. Das Nähere bestimmt 
das Innenministerium.

Teil 2

Laufbahnbewerber

Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften

§ 8

Vorbereitungsdienst

(1) Die Bewerberinnen und Bewerber werden als Beam-
tinnen und Beamte auf Widerruf in den Vorbereitungs-
dienst eingestellt. Einstellungsbehörde in den Vorberei-
tungsdienst für den mittleren und gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst ist die Hochschule für Polizei Baden-Würt-
temberg.

(2) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst führen folgende Dienstbezeichnung:

1.	Im mittleren Dienst »Polizeimeisteranwärterin« oder 
»Polizeimeisteranwärter«,

2.	im gehobenen Dienst »Polizeikommissaranwärterin« 
oder »Polizeikommissaranwärter«,

3.	im gehobenen Dienst der Wirtschaftskriminalistinnen 
und Wirtschaftskriminalisten sowie im gehobenen 
Dienst der Cyberkriminalistinnen und Cyberkrimina-
listen »Kriminalkommissaranwärterin« oder »Krimi-
nalkommissaranwärter«.

(3) Der Vorbereitungsdienst gilt als entsprechend verlän-
gert, wenn die Laufbahnprüfung erst nach Ablauf des 
vorgeschriebenen Vorbereitungsdienstes beendet wird. 

(4) Bei Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vor-
bereitungsdienst endet das Beamtenverhältnis mit Ablauf 
des Monats, in dem die Laufbahnprüfung bestanden ist, 
im Übrigen mit Ablauf des Tages, an dem die Laufbahn-
prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

§ 9

Prüfungen

(1) Der Ausbildungs- und Vorbereitungsdienst schließt 
jeweils mit der Laufbahnprüfung ab.

(2) Die in dieser Verordnung vorgeschriebenen Prüfun-
gen werden vor Prüfungsausschüssen abgelegt, deren 
Mitglieder bei ihrer Tätigkeit als Prüferinnen und Prüfer 
unabhängig und nicht an Weisungen gebunden sind.

nisterium kann seine Zuständigkeit beim Aufstieg in den 
gehobenen Polizeivollzugsdienst ganz oder teilweise auf 
nachgeordnete Stellen übertragen.

(3) Abweichend von § 22 Absatz 1 Nummer 1 LBG kann 
der Aufstieg

1.	vom mittleren in den gehobenen Polizeivollzugsdienst 
aus Ämtern ab dem ersten Beförderungsamt der ent-
sprechenden Laufbahn, 

2.	vom gehobenen in den höheren Polizeivollzugsdienst 
aus Ämtern ab dem zweiten Beförderungsamt der ent-
sprechenden Laufbahn 

erfolgen.

§ 6

Übernahme von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
anderer Dienstherren und von früheren 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten

(1) Die Übernahme von Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten anderer Dienstherren und von früheren Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten erfolgt auf Grundlage 
des § 23 LBG. 

(2) Wer bei einem anderen Dienstherrn durch Bestehen 
der vorgeschriebenen oder üblichen Prüfung die Befähi-
gung für eine Laufbahn des Polizeivollzugsdienstes er-
worben hat, besitzt die Befähigung für die entsprechende 
Laufbahn nach dieser Verordnung, wenn Ausbildungs-
dauer und Ausbildungsinhalte vergleichbar sind und ein 
gleichwertiger Bildungsabschluss im Sinne von § 15 
LBG erworben wurde.

(3) Das Innenministerium kann bei wesentlichen Unter-
schieden hinsichtlich der Ausbildungsinhalte und Ausbil-
dungsdauer Ausnahmen zulassen, wenn die Polizeibe-
amtin oder der Polizeibeamte bei dem anderen Dienst-
herrn nach Erwerb der Laufbahnbefähigung mindestens 
vier Jahre lang überdurchschnittlich erfolgreich voll-
zugspolizeiliche Aufgaben wahrgenommen hat, die den-
jenigen der Laufbahn, in der die Übernahme erfolgen 
soll, entsprechen.

§ 7

Fortbildung

(1) Die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sind ver-
pflichtet, sich fortzubilden, um über die Anforderungen 
ihrer Laufbahn unterrichtet zu bleiben und auch steigen-
den Anforderungen ihres Amtes gewachsen zu sein.

(2) Das Innenministerium fördert und regelt die dienstli-
che Fortbildung der Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
ten.

(3) Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, die durch 
Fortbildung ihre fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
und dadurch ihre dienstlichen Leistungen nachweislich 
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(2) Die Hochschule für Polizei Baden-Württemberg kann 
Ausnahmen vom Mindestalter in Absatz 1 Nummer 1 zu-
lassen. Das Mindestalter darf nicht um mehr als ein Jahr 
unterschritten werden. 

(3) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre und sechs 
Monate.

§ 12

Probezeit

Die Probezeit dauert ein Jahr und sechs Monate. Sie 
kann für Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnprü-
fung mit einer besseren Note als »befriedigend« bestan-
den haben, bis auf ein Jahr gekürzt werden, wenn sie sich 
in der Probezeit entsprechend bewährt haben.

Unterabschnitt 2

Gehobener Dienst

§ 13

Zulassung zum Aufstieg

(1) Zum Aufstieg in den gehobenen Polizeivollzugs-
dienst können Beamtinnen und Beamte des mittleren Po-
lizeivollzugsdienstes zugelassen werden, die

1.	die Laufbahnprüfung für den mittleren Polizeivoll-
zugsdienst mindestens mit der Note »befriedigend« 
bestanden haben; diese Bestimmung gilt nicht für Be-
amtinnen und Beamte, welche auf der Grundlage von 
§ 16 Absatz 3 LBG eingestellt wurden, 

2.	nach dem Erwerb der Befähigung für den mittleren 
Polizeivollzugsdienst überdurchschnittliche Kennt-
nisse und Leistungen gezeigt und sich bewährt haben,

3.	die Probezeit erfolgreich abgeleistet haben,

4.	mindestens eine Dienstzeit von fünf Jahren im Polizei-
vollzugsdienst zurückgelegt haben,

5.	das 36. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

6.	sich nach ihrer Persönlichkeit und ihren bisherigen 
überdurchschnittlichen Leistungen und nach den Fest-
stellungen in einem Auswahlverfahren für diese Lauf-
bahn als geeignet erweisen und über die Qualifikation 
für ein Studium an der Hochschule für Polizei Baden-
Württemberg nach § 58 Absatz 2 des Landeshoch-
schulgesetzes (LHG) verfügen. 

Abweichend von § 22 Absatz 1 Nummer 2 und 3 LBG 
müssen sich die Beamtinnen und Beamten in einem Auf-
gabengebiet ihrer Laufbahn bewährt haben; Aufgaben 
des gehobenen Polizeivollzugsdienstes müssen vor dem 
Aufstieg nicht wahrgenommen werden.

(2) Der Ausbildungsdienst dauert drei Jahre. Er verkürzt 
sich um sechs Monate, die auf das fachpraktische Stu-
dium angerechnet werden.

(3) Voraussetzung für die Aufnahme des Studiums an der 
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg ist die Zu-

(3) Die Prüfungsleistungen sind mit folgenden Noten zu 
bewerten:

sehr gut (1)	 = �eine Leistung, die den Anforderungen 
in besonderem Maße entspricht,

gut (2)	 = �eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht,

befriedigend (3)	= �eine Leistung, die im Allgemeinen 
den Anforderungen entspricht,

ausreichend (4)	 = �eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht,

mangelhaft (5)	 = �eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind,

ungenügend (6)	= �eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht und bei der die not-
wendigen Grundkenntnisse fehlen.

Für einzelne Prüfungsleistungen, nicht aber als Gesamt-
note, dürfen Zwischennoten vergeben werden.

(4) Die Prüflinge können innerhalb eines Jahres nach 
Abschluss der Laufbahnprüfung ihre Prüfungsakten ein-
sehen.

Abschnitt 2 

Laufbahnen des Polizeivollzugsdienstes

Unterabschnitt 1

Mittlerer Dienst

§ 10

Laufbahnbefähigung für den mittleren 
Polizeivollzugsdienst

Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Polizeivoll-
zugsdienst erwirbt, wer den Vorbereitungsdienst nach 
Maßgabe der Verordnung des Innenministeriums über 
die Ausbildung und Prüfung für den mittleren Polizei-
vollzugsdienst (Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
den mittleren Polizeivollzugsdienst) erfolgreich abge-
schlossen und die Laufbahnprüfung bestanden hat.

§ 11

Vorbereitungsdienst

(1) In den Vorbereitungsdienst für den mittleren Polizei-
vollzugsdienst kann eingestellt werden, wer

1.	das 17. Lebensjahr und noch nicht das 31. Lebensjahr 
vollendet hat und

2.	die Bildungsvoraussetzungen nach § 15 Absatz 1 
Nummer 1 LBG erfüllt.
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2.	nach dem Erwerb der Laufbahnbefähigung im geho-
benen Dienst überdurchschnittliche Kenntnisse und 
Leistungen gezeigt und sich bewährt haben,

3.	mindestens eine Dienstzeit von drei Jahren im gehobe-
nen Polizeivollzugsdienst zurückgelegt haben,

4.	das 36. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und

5.	sich nach ihrer Persönlichkeit und ihren bisherigen 
überdurchschnittlichen Leistungen und nach den Fest-
stellungen in einem Auswahlverfahren für diese Lauf-
bahn als geeignet erweisen.

Abweichend von § 22 Absatz 1 Nummer 2 und 3 LBG 
müssen sich die Beamtinnen und Beamten in einem Auf-
gabengebiet ihrer Laufbahn bewährt haben; Aufgaben 
des höheren Polizeivollzugsdienstes müssen vor dem 
Aufstieg nicht wahrgenommen werden. 

(2) Der Ausbildungsdienst dauert zwei Jahre.

§ 18

Laufbahnbefähigung für den höheren 
Polizeivollzugsdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Polizei-
vollzugsdienst erwirbt, wer die Befähigung durch einen 
nach § 15 Absatz 1 Nummer 3 LBG geforderten Ab-
schluss in einem Studium der Rechtswissenschaften 
nachweist und die Zweite juristische Staatsprüfung er-
folgreich abgeschlossen hat.

(2) Bewerberinnen und Bewerber für den höheren Poli-
zeivollzugsdienst müssen abweichend von § 4 Num-
mer 2 polizeidienstfähig sein. 

(3) Sie werden im Beamtenverhältnis auf Probe einge-
stellt. Die Probezeit dauert drei Jahre; die Mindestprobe-
zeit beträgt ein Jahr. Während der Probezeit ist eine poli-
zeifachliche Fortbildung abzuleisten. Die Bewährung in 
der Probezeit setzt eine erfolgreiche Teilnahme an der 
polizeifachlichen Fortbildung voraus.

Unterabschnitt 4

Kriminalpolizei

§ 19

Kriminalpolizei

(1) In den Dienst der Kriminalpolizei können Beamtin-
nen und Beamte aus dem Dienst der Schutzpolizei über-
nommen werden, wenn sie für die Kriminalpolizei geeig-
net erscheinen.

(2) Ein Amt der Kriminalpolizei darf erst übertragen 
werden, wenn eine vom Innenministerium festgelegte 
Fortbildung erfolgreich abgeschlossen wurde.

(3) Das Nähere regelt das Innenministerium durch Ver-
waltungsvorschrift.

lassung zum Aufstieg in den gehobenen Polizeivollzugs-
dienst.

§ 14

Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
Polizeivollzugsdienst 

Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst erwirbt auch, wer den Vorbereitungsdienst 
nach Maßgabe der Verordnung des Innenministeriums 
über die Ausbildung und Prüfung für den gehobenen Po-
lizeivollzugsdienst (Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den gehobenen Polizeivollzugsdienst) erfolgreich ab-
geschlossen und die Laufbahnprüfung bestanden hat. 

§ 15

Einstellung von Polizeikommissaranwärterinnen  
und Polizeikommissaranwärtern

(1) In den Vorbereitungsdienst für den gehobenen Poli-
zeivollzugsdienst kann eingestellt werden, wer

1.	das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und

2.	über die Qualifikation für ein Studium an der Hoch-
schule für Polizei Baden-Württemberg nach § 58 Ab-
satz 2 LHG verfügt.

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre und neun 
Monate.

§ 16 

Probezeit

Die Probezeit dauert zwei Jahre und sechs Monate. Sie 
kann für Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnprü-
fung mit einer besseren Note als »befriedigend« bestan-
den haben, bis auf ein Jahr und sechs Monate gekürzt 
werden, wenn sie sich in der Probezeit entsprechend be-
währt haben.

Unterabschnitt 3

Höherer Dienst

§ 17

Zulassung zum Aufstieg

(1) Zum Aufstieg in den höheren Polizeivollzugsdienst 
können Beamtinnen und Beamte des gehobenen Polizei-
vollzugsdienstes zugelassen werden, die 

1.	die Laufbahnprüfung für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst mindestens mit der Note »befriedigend« 
bestanden haben; diese Bestimmung gilt nicht für Be-
amtinnen und Beamte, die auf der Grundlage von § 16 
Absatz 3 LBG eingestellt wurden, sowie für Beamtin-
nen und Beamte nach § 21,
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1.	danach mindestens drei Jahre eine ihrer oder seiner 
Vorbildung entsprechende Berufstätigkeit ausgeübt 
hat, welche die Eignung zur selbständigen Wahrneh-
mung eines Amtes der angestrebten Laufbahn vermit-
telt hat, oder

2.	einen mindestens einjährigen Vorbereitungsdienst ab-
geleistet und die Laufbahnprüfung bestanden hat oder

3.	die Laufbahnprüfung für den mittleren Polizeivoll-
zugsdienst bestanden hat.

§ 23

Probezeit, Polizeifachliche Fortbildung

(1) Die Probezeit dauert zwei Jahre und sechs Monate. 

(2) Wer die Befähigung nach § 22 Absatz 1 Nummer 1 
oder Absatz 2 Nummer 1 erwirbt, hat während der Pro-
bezeit an einer polizeifachlichen Fortbildung teilzuneh-
men. Die Bewährung in der Probezeit setzt eine erfolg-
reiche Teilnahme an der polizeifachlichen Fortbildung 
voraus.

(3) Dienstzeiten im öffentlichen Dienst oder Zeiten, die 
in einem der Ausbildung entsprechenden Beruf zurück-
gelegt wurden, sollen auf die Probezeit angerechnet wer-
den, wenn die Berufstätigkeit nach Art und Bedeutung 
mindestens der Tätigkeit in einem Amt dieser Laufbahn 
entsprochen hat. Es ist jedoch mindestens eine Probezeit 
von einem Jahr zu leisten.

§ 24

Laufbahnwechsel

Das Innenministerium kann die Befähigung für den 
gehobenen Dienst der Wirtschaftskriminalistinnen und 
Wirtschaftskriminalisten oder der Cyberkriminalistinnen 
und Cyberkriminalisten als Befähigung für den gehobe-
nen Polizeivollzugsdienst anerkennen, wenn die Beam-
tin oder der Beamte in einer Einführungszeit nachgewie-
sen hat, die für die neue Laufbahn erforderlichen Kennt-
nisse zu besitzen.

Abschnitt 4

Beamtinnen und Beamte des Landesamts  
für Verfassungsschutz

§ 25

Beamtinnen und Beamte des Landesamts  
für Verfassungsschutz

(1) Die Vorschriften über die Laufbahnen des Polizei-
vollzugsdienstes gelten entsprechend für Beamtinnen 
und Beamte, die aus dem Polizeivollzugsdienst in Plan-
stellen des Landesamts für Verfassungsschutz eingewie-
sen sind oder werden.

(2) Der Ausbildungsdienst nach §§ 13 und 17 kann nach 
Maßgabe der in § 5 Absatz 1 Satz 2 genannten Ausbil-

Unterabschnitt 5

Wasserschutzpolizei

§ 20

Wasserschutzpolizei

(1) Wasserschutzpolizeiliche Aufgaben können Beamtin-
nen und Beamten übertragen werden, die hierfür geeig-
net erscheinen.

(2) Das Nähere regelt das Polizeipräsidium Einsatz.

Abschnitt 3

Sonderlaufbahnen im Polizeivollzugsdienst

§ 21

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Dienst  
der Wirtschaftskriminalistinnen und Wirtschafts

kriminalisten sowie für den gehobenen Dienst  
der Cyberkriminalistinnen und Cyberkriminalisten

Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Dienst der 
Wirtschaftskriminalistinnen und Wirtschaftskriminalis-
ten sowie für den gehobenen Dienst der Cyberkrimina-
listinnen und Cyberkriminalisten erwirbt, wer die in § 22 
genannten Voraussetzungen erfüllt.

§ 22

Einstellung

(1) In die Laufbahn des gehobenen Dienstes der Wirt-
schaftskriminalistinnen und Wirtschaftskriminalisten 
kann in das Beamtenverhältnis auf Probe eingestellt wer-
den, wer die in § 15 Absatz 1 Nummer 2 LBG genannten 
Bildungsvoraussetzungen in einem für die Bearbeitung 
von Wirtschaftsdelikten geeigneten Studien- oder Aus-
bildungsgang erworben hat und

1.	danach mindestens drei Jahre eine ihrer oder seiner 
Vorbildung entsprechende Berufstätigkeit ausgeübt 
hat, welche die Eignung zur selbständigen Wahrneh-
mung eines Amtes der angestrebten Laufbahn vermit-
telt hat, oder

2.	einen mindestens einjährigen Vorbereitungsdienst ab-
geleistet und die Laufbahnprüfung bestanden hat, oder

3.	die Laufbahnprüfung für den mittleren Polizeivoll-
zugsdienst bestanden hat.

(2) In die Laufbahn des gehobenen Dienstes der Cyber-
kriminalistinnen und Cyberkriminalisten kann in das Be-
amtenverhältnis auf Probe eingestellt werden, wer die in 
§ 15 Absatz 1 Nummer 2 LBG genannten Bildungsvor-
aussetzungen in einem für die Bearbeitung von Delikten, 
die unter wesentlicher Nutzung der modernen Informa-
tions- und Kommunikationstechnik begangen werden, 
geeigneten Studien- oder Ausbildungsgang erworben hat 
und
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1.	Ableistung des Wehr- oder Zivildienstes für die Dauer 
des Dienstes bis zu zwei Jahren,

2.	Ableistung eines Dienstes nach dem Entwicklungshel-
fer-Gesetz für die Dauer des Dienstes,

3.	Ableistung eines Dienstes nach dem Bundesfreiwilli-
gendienstgesetz oder Jugendfreiwilligendienstegesetz 
bis zu einem Jahr

der Altersgrenze bis zu einem Höchstalter von 40 Jahren 
hinzuzurechnen, sofern sich hierdurch die Einstellung 
nachweislich verzögert hat. Entsprechendes gilt beim 
Höchstalter für die Zulassung zum Aufstieg in die 
nächsthöhere Laufbahn nach § 13 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 und § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis zur Voll-
endung des 45. Lebensjahres.

(4) Die Vorschriften über die Höchstaltersgrenzen für die 
Einstellung in den Vorbereitungsdienst gelten nicht für 
die Inhaber eines Eingliederungs- oder Zulassungs-
scheins und in den Fällen des § 9 Absatz 2 des Soldaten-
versorgungsgesetzes.

Teil 4

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 27

Übergangsregelung für den Befähigungserwerb

Die nach den bisherigen Vorschriften erworbenen Befä-
higungen für die Laufbahnen der Schutz- und Kriminal-
polizei gelten als Befähigung für die Laufbahn des Poli-
zeivollzugsdienstes.

§ 28

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 26. November 2014� Gall

Verordnung des Umweltministeriums über 
die Einrichtung von Laufbahnen 

(Laufbahnverordnung UM – LVO-UM)

Vom 26. November 2014

Es wird verordnet auf Grund von 

1.	§ 15 Absatz 4, § 16 Absatz 2 und § 22 Absatz 4 Satz 3 
Nummer 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG) vom 
9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. 

dungs- und Prüfungsordnungen zum Teil beim Landes-
amt für Verfassungsschutz abgeleistet werden.

Teil 3

Ausnahmen und Sonderregelungen

§ 26

Ausnahmen und Sonderregelungen

(1) Das Innenministerium kann Ausnahmen von folgen-
den Vorschriften dieser Verordnung zulassen:

1.	Prüfungsnote nach § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, sofern die Lauf-
bahnprüfung mindestens acht Jahre zurückliegt und 
die Beamtin oder der Beamte überdurchschnittliche 
Leistungen gezeigt hat.

2.	Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst nach § 13 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 für die Zulassung zum Auf-
stieg in den gehobenen Polizeivollzugsdienst für Be-
amtinnen und Beamte, die einen unmittelbaren Zugang 
zu einem grundständigen Studium nach § 58 Absatz 2 
Nummer 1 bis 3 LHG haben. 

3.	Mindestdauer des Vorbereitungs- und Ausbildungs-
dienstes nach § 11 Absatz 3, § 13 Absatz 2 sowie § 15 
Absatz 2, § 17 Absatz 2 und § 22 Absatz 1 Nummer 2 
und Absatz 2 Nummer 2.

4.	Höchstalter für die Zulassung zur nächsthöheren Lauf-
bahn nach § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und § 17 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis zur Vollendung des 45. 
Lebensjahres, wenn dies aus personalwirtschaftlichen 
Gründen geboten ist oder die Einhaltung der Höchst
altersgrenze für die Bewerberin oder den Bewerber 
eine unzumutbare Härte bedeuten würde.

5.	§ 18 Absatz 3 Sätze 3 und 4, wenn die Verpflichtung 
zur Teilnahme an der polizeifachlichen Fortbildung im 
Einzelfall unbillig wäre.

(2) Abweichend von § 11 Absatz 1 Nummer 1 und § 15 
Absatz 1 Nummer 1 ist bei Bewerberinnen und Bewer-
bern, soweit sie wegen tatsächlicher Pflege eines nach 
ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen nahen 
Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeit-
gesetzes von einer Bewerbung um Einstellung vor Voll-
endung der dort genannten Höchstaltersgrenzen abgese-
hen haben, je Angehörigem der Zeitraum der Dauer der 
tatsächlichen Betreuung oder Pflege bis zu maximal drei 
Jahre bis zu einem Höchstalter von 40 Jahren hinzuzu-
rechnen. Entsprechendes gilt beim Höchstalter für die 
Zulassung zum Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn 
nach § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und § 17 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 bis zur Vollendung des 45. Lebensjah-
res.

(3) Abweichend von § 11 Absatz 1 Nummer 1 und § 15 
Absatz 1 Nummer 1 sind bei Bewerberinnen und Bewer-
bern die Zeiten der
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§ 3

Laufbahnbefähigung für den mittleren Dienst Umwelt, 
Naturschutz, Biologie, Chemie, Physik, Arbeitsschutz 

und Marktüberwachung

Die Laufbahnbefähigung erwirbt, wer nach Erwerb min-
destens des Hauptschulabschlusses und erfolgreicher 
Ausbildung in einem für die Fachbereiche des § 2 Ab-
satz 2 Nummer 1 oder 2 geeigneten staatlich anerkannten 
Beruf im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 3 mindestens drei 
Jahre eine der Berufsausbildung entsprechende Berufstä-
tigkeit ausgeübt hat, die die Eignung zur selbständigen 
Wahrnehmung eines Amts des mittleren Dienstes Um-
welt, Naturschutz, Biologie, Chemie, Physik, Arbeits-
schutz und Marktüberwachung vermittelt hat.

§ 4

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Dienst Umwelt, 
Naturschutz, Biologie, Chemie, Physik, Arbeitsschutz 

und Marktüberwachung

Die Laufbahnbefähigung erwirbt, wer nach Abschluss 
eines Studiengangs nach § 15 Absatz 1 Nummer 2 LBG 
in einer der in § 2 Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Fä-
chergruppen mindestens drei Jahre eine der Vorbildung 
entsprechende Berufstätigkeit ausgeübt hat, die die Eig-
nung zur selbständigen Wahrnehmung eines Amts des 
gehobenen Dienstes Umwelt, Naturschutz, Biologie, 
Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung 
vermittelt hat. Ein Jahr der Tätigkeit soll auf eine Be-
schäftigung im öffentlichen Dienst entfallen.

§ 5

Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst Umwelt, 
Naturschutz, Biologie, Chemie, Physik, Arbeitsschutz 

und Marktüberwachung

(1) Die Laufbahnbefähigung erwirbt, wer nach Ab-
schluss eines Studiengangs nach §  15 Absatz 1 Num-
mer 3 LBG in einer der in § 2 Absatz 3 Satz 1 und 2 ge-
nannten Fächergruppen mindestens drei Jahre eine der 
Vorbildung entsprechende Berufstätigkeit ausgeübt hat, 
die die Eignung zur selbständigen Wahrnehmung eines 
Amts des höheren Dienstes Umwelt, Naturschutz, Biolo-
gie, Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwa-
chung vermittelt hat. Ein Jahr der Tätigkeit soll auf eine 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst entfallen.

(2) Ein in einem anderen Bundesland abgeschlossener 
Vorbereitungsdienst für den höheren technischen Ver-
waltungsdienst der Fachrichtung Landespflege mit er-
folgreich abgeschlossener Laufbahnprüfung wird nach 
§ 23 Absatz 1 Satz 3 LBG allgemein als Laufbahnbefähi-
gung anerkannt. 

S. 99, 164) im Benehmen mit dem Innenministerium 
und dem Finanz- und Wirtschaftsministerium,

2.	Artikel 62 § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Dienstrechts
reformgesetzes vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 
984) im Benehmen mit dem Innenministerium:

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Beamtinnen und Beamte des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 
der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts. 

§ 2

Einrichtung von Laufbahnen

(1) Es werden folgende Laufbahnen eingerichtet: 

1.	mittlerer, gehobener und höherer Dienst Umwelt, Na-
turschutz, Biologie, Chemie, Physik, Arbeitsschutz 
und Marktüberwachung sowie 

2.	gehobener und höherer Dienst im Geologie- und Berg-
fach.

(2) Die Laufbahnen nach Absatz 1 gliedern sich in fol-
gende Fachbereiche: 

1.	technischer Dienst,

2.	naturwissenschaftlicher Dienst.

(3) In den Laufbahnen des gehobenen und höheren 
Dienstes Umwelt, Naturschutz, Biologie, Chemie, Phy-
sik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung erfordert die 
Zuordnung zum Fachbereich technischer Dienst einen 
Studienabschluss in der Fächergruppe der Ingenieurwis-
senschaften ohne den Studienbereich Bergbau, Hütten-
wesen. Die Zuordnung zum Fachbereich naturwissen-
schaftlicher Dienst erfordert einen Studienabschluss  
in der Fächergruppe Mathematik, Naturwissenschaften 
ohne die Studienbereiche Informatik, Pharmazie und 
Geowissenschaften sowie ohne das Studienfach Astrono-
mie, Astrophysik oder in der Fächergruppe Agrar-, Forst- 
und Ernährungswissenschaften ohne den Studienbereich 
Ernährungs- und Haushaltswissenschaften. Für den mitt-
leren Dienst erfolgt die Zuordnung entsprechend einem 
Berufsabschluss in einem thematisch zu den Fachberei-
chen des Absatzes 2 Nummer 1 oder 2 gehörenden staat-
lich anerkannten Ausbildungsberuf.

(4) In den Laufbahnen des Dienstes im Geologie- und 
Bergfach erfordert die Zuordnung zum Fachbereich 
technischer Dienst einen Studienabschluss im Studienbe-
reich Bergbau, Hüttenwesen und die Zuordnung zum 
Fachbereich naturwissenschaftlicher Dienst einen Stu
dienabschluss im Studienbereich Geowissenschaften. 
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Laufbahn in demselben Fachbereich erworben haben, in 
die nächsthöhere Laufbahn derselben Fachrichtung auf-
steigen, wenn sie

1.	sich mindestens im zweiten Beförderungsamt der 
Laufbahn befinden,

2.	sich in einem Aufgabengebiet ihrer Laufbahn beson-
ders bewährt haben und

3.	seit mindestens sechs Monaten erfolgreich überwie-
gend ihnen formal übertragene Aufgaben der nächst-
höheren Laufbahngruppe wahrnehmen.

§ 9

Überleitung

(1) Beamtinnen und Beamte, die sich beim Inkrafttreten 
dieser Verordnung bereits in einer der in der Anlage ge-
nannten Laufbahnen befinden, sind statusgleich in die 
entsprechende Laufbahn dieser Verordnung übergeleitet. 
Welche Laufbahnen sich entsprechen, ist in der Anlage 
festgelegt.

(2) Konservatoren im Sinne von § 33 Absatz 2 Num-
mer 5 der Landeslaufbahnverordnung (LVO) in der Fas-
sung vom 28. August 1991 (GBl. S. 577), außer Kraft 
getreten durch Artikel 63 Absatz 1 Nummer 5 des Geset-
zes vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 987), sind sta-
tusgleich in den höheren Dienst Umwelt, Naturschutz, 
Biologie, Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüber-
wachung übergeleitet, soweit sie die Voraussetzungen 
für den Fachbereich naturwissenschaftlicher Dienst nach 
§ 2 Absatz 2 Nummer 2 (Studienabschluss in einer der in 
§ 2 Absatz 3 Satz 2 genannten Fächergruppen) erfüllen. 

§ 10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 26. November 2014� Untersteller 

§ 6

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Dienst  
im Geologie- und Bergfach

Die Laufbahnbefähigung erwirbt, wer nach Abschluss 
eines Studiengangs nach § 15 Absatz 1 Nummer 2 LBG 
in einem der in § 2 Absatz 4 genannten Studienbereiche 
mindestens drei Jahre eine der Vorbildung entsprechende 
Berufstätigkeit ausgeübt hat, die die Eignung zur selb-
ständigen Wahrnehmung eines Amts des gehobenen 
Dienstes im Geologie- und Bergfach vermittelt hat. Ein 
Jahr der Tätigkeit soll auf eine Beschäftigung im öffent-
lichen Dienst entfallen.

§ 7

Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst  
im Geologie- und Bergfach

(1) Die Laufbahnbefähigung erwirbt, wer nach Ab-
schluss eines Studiengangs nach § 15 Absatz 1 Nummer 
3 LBG in einem der in § 2 Absatz 4 genannten Studien-
bereiche mindestens drei Jahre eine der Vorbildung ent-
sprechende Berufstätigkeit ausgeübt hat, die die Eignung 
zur selbständigen Wahrnehmung eines Amts des höheren 
Dienstes im Geologie- und Bergfach vermittelt hat. Ein 
Jahr der Tätigkeit soll auf eine Beschäftigung im öffent-
lichen Dienst entfallen.

(2) Im Fachbereich technischer Dienst wird ein in einem 
anderen Bundesland abgeleisteter Vorbereitungsdienst 
für den höheren Staatsdienst im Bergfach mit erfolgreich 
abgeschlossener großer Staatsprüfung nach § 23 Ab-
satz 1 Satz 3 LBG allgemein als Laufbahnbefähigung 
anerkannt.

§ 8

Aufstieg

Abweichend von § 22 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 LBG 
können Beamtinnen und Beamte, die sich in einer der in 
dieser Verordnung geregelten Laufbahnen befinden und 
die Bildungsvoraussetzungen der jeweils nächsthöheren 
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Anlage
(zu § 9 Absatz 1 und 2)

Überleitung der bisherigen Laufbahnen

Bisherige Laufbahn Entsprechende Laufbahn

Abschnitt 1: mittlerer Dienst

mittlerer technischer Gewerbeaufsichtsdienst mittlerer Dienst Umwelt, Naturschutz, Biologie, 
Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung 
– Fachbereich technischer Dienst

mittlerer bautechnischer Verwaltungsdienst in der 
Wasserwirtschaftsverwaltung 

Abschnitt 2: gehobener Dienst

gehobener technischer Gewerbeaufsichtsdienst 
gehobener Dienst Umwelt, Naturschutz, Biologie, 
Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung 
– Fachbereich technischer Dienst

gehobener bautechnischer Verwaltungsdienst Fachrich-
tung Bauingenieurwesen mit dem Schwerpunkt Wasser- 
und Abfallwirtschaft einschließlich Bodenschutz 

Abschnitt 3: höherer Dienst

höherer Dienst im statisch-konstruktiven Ingenieurbau 
und in der Bauphysik 

höherer Dienst Umwelt, Naturschutz, Biologie, 
Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung 
– Fachbereich technischer Dienst

höherer technischer Gewerbeaufsichtsdienst 

höherer bautechnischer Verwaltungsdienst Fachrichtung 
Bauingenieurwesen mit dem Schwerpunkt Wasser- und 
Abfallwirtschaft 

höherer biologischer Dienst 
höherer Dienst Umwelt, Naturschutz, Biologie, 
Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung 
– Fachbereich naturwissenschaftlicher Dienst 

höherer chemischer Dienst (ohne staatlich geprüfte 
Lebensmittelchemiker)

höherer physikalischer Dienst 

höherer Dienst als Konservator (soweit die Vorausset-
zungen für den Fachbereich naturwissenschaftlicher 
Dienst nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 
Satz 2 vorliegen)

höherer Dienst Umwelt, Naturschutz, Biologie, 
Chemie, Physik, Arbeitsschutz und Marktüberwachung 
– Fachbereich naturwissenschaftlicher Dienst

höherer geologischer Dienst höherer Dienst im Geologie- und Bergfach – Fach
bereich naturwissenschaftlicher Dienst

höherer bergtechnischer Verwaltungsdienst höherer Dienst im Geologie- und Bergfach – Fach
bereich technischer Dienst
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mit einer Stellungnahme dem Justizministerium vor. Von 
einer Einladung zur Vorstellung kann insbesondere abge-
sehen werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind oder sich eine Beamtin oder ein Beam-
ter wiederholt bewirbt und sich die dienstliche Tätigkeit 
sowie die Beurteilung der oder des Dienstvorgesetzten 
seit der letzten Bewerbung nicht geändert haben. 

(4) Über die Zulassung entscheidet das Justizministe-
rium. Es kann ein persönliches Vorstellungsgespräch 
führen und weitere Feststellungen zur Geeignetheit 
durch Einbeziehung der personalverwaltenden Stelle 
oder der oder des derzeitigen Dienstvorgesetzten treffen. 

A B S C H N I T T  2

Ausbildung

§ 3

Dauer und Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung beginnt am 2. Januar eines jeden Jah-
res.

(2) Die Ausbildung dauert 15 Monate und gliedert sich 
wie folgt:

1.	Ausbildungsabschnitt I (1. bis 4. Monat): vier Monate 
fachwissenschaftliches Studium I,

2.	Ausbildungsabschnitt II (5. bis 13. Monat): neun Mo-
nate fachpraktische Ausbildung in den Geschäften des 
amtsanwaltlichen Dienstes bei einer Staatsanwalt-
schaft,

3.	Ausbildungsabschnitt III (14. und 15. Monat): zwei 
Monate fachwissenschaftliches Studium II.

(3) Urlaubs- und Krankheitszeiten können auf die Aus-
bildung angerechnet werden. Urlaubszeiten sollen nur 
insoweit angerechnet werden, als sie zusammen während 
der ganzen Ausbildung das Eineinviertelfache des der 
Beamtin oder dem Beamten zustehenden Jahreserho-
lungsurlaubs nicht überschreiten. Durch die Anrechnun-
gen darf der Erfolg der Ausbildung nicht beeinträchtigt 
werden.

§ 4

Fachwissenschaftliches Studium  
(Ausbildungsabschnitt I und III)

(1) In den Ausbildungsabschnitten I und III haben die 
Beamtinnen und Beamten an einem vom Land Nord-
rhein-Westfalen gemeinsam mit anderen Ländern einge-
richteten fachwissenschaftlichen Studiengang teilzuneh-
men. Das Justizministerium ordnet die Beamtinnen und 
Beamten zur Teilnahme an den Ausbildungsabschnitten I 
und III ab.

(2) Für das Studium in den Ausbildungsabschnitten I und 
III gelten die Bestimmungen der Verordnung über die 

Verordnung des Justizministeriums 	
über die Ausbildung und Prüfung 	

für die Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes 
(APrOAmtsanw) 

Vom 27. November 2014

Auf Grund von § 16 Absatz 2 des Landesbeamtengeset-
zes vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 
(GBl. S. 99, 164), wird im Benehmen mit dem Innenmi-
nisterium und dem Finanz- und Wirtschaftsministerium 
verordnet:

A B S C H N I T T  1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Voraussetzung der Zulassung

(1) Zur Ausbildung für die Laufbahn des Amtsanwalts-
dienstes kann zugelassen werden, wer

1.	die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justiz-
dienst gemäß § 4 Absatz 1 und 2 der Laufbahnverord-
nung-Justizministerium besitzt,

2.	nach der Persönlichkeit und den bisherigen Leistun-
gen für die Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes beson-
ders geeignet erscheint,

3.	im gehobenen Justizdienst mindestens drei Jahre tätig 
war und

4.	in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt.

(2) Das Justizministerium kann von der Zulassungsvor-
aussetzung des Absatzes 1 Nummer 3 Ausnahmen im 
Einzelfall aus besonderen Gründen zulassen.

§ 2

Bewerbung und Zulassung

(1) Der Bewerbungsantrag ist auf dem Dienstweg an die 
Generalstaatsanwältin oder den Generalstaatsanwalt zu 
richten, in deren oder dessen Bezirk die Bewerberin oder 
der Bewerber die Ausbildung beginnen möchte.

(2) Die oder der derzeitige Dienstvorgesetzte erstellt eine 
dienstliche Beurteilung nach Maßgabe einer statusamts-
bezogenen Anlassbeurteilung gemäß Nummer 5.2 der 
Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums über die 
dienstliche Beurteilung der Notare, Amtsanwälte und 
Rechtspfleger; diese enthält auch eine Stellungnahme 
zur voraussichtlichen Eignung für die Zulassung zur 
Ausbildung für die Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes.

(3) Die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsan-
walt lädt die Bewerberin oder den Bewerber in der Regel 
zu einer Vorstellung ein und legt den Bewerbungsantrag 
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sind. Die Ausbildenden sind verpflichtet, die ihnen zuge-
wiesenen Beamtinnen und Beamten mit allen vorkom-
menden Arbeiten zu befassen.

(3) Durch Zuteilung praktischer Arbeiten aus den Ausbil-
dungsgebieten sollen die Beamtinnen und Beamten an-
gehalten werden, sich mit den einschlägigen gesetzlichen 
und sonstigen Bestimmungen vertraut zu machen, sich 
ein eigenes Urteil zu bilden und sich an selbstständiges 
Arbeiten zu gewöhnen.

(4) Das Ziel der Ausbildung, nicht die Nutzbarmachung 
der Arbeitskraft, bestimmt Maß und Art der den Beam-
tinnen und Beamten zu übertragenden Arbeiten.

(5) Die Beamtinnen und Beamten sind verpflichtet, 
durch Selbststudium an der Vervollkommnung ihres 
fachlichen Wissens zu arbeiten.

(6) Im vorletzten oder im letzten Monat des Ausbil-
dungsabschnitts II prüft die Leiterin oder der Leiter der 
ausbildenden Staatsanwaltschaft oder eine von ihr oder 
ihm beauftragte Person in einer Hauptverhandlung, ob 
die Beamtin oder der Beamte die für den Amtsanwalts-
dienst erforderliche Redegabe, Gewandtheit und Sicher-
heit besitzt. 

§ 7

Begleitende Lehrveranstaltungen

(1) Neben der fachpraktischen Ausbildung haben die Be-
amtinnen und Beamten an begleitenden Lehrveranstal-
tungen teilzunehmen. Das Justizministerium bestimmt 
zur Durchführung dieses Unterrichts hierfür geeignete 
Staatsanwaltschaften, überträgt die Leitung einer hierfür 
geeigneten Kraft (Leiterin oder Leiter des Begleitlehr-
gangs) aus dem staats- oder amtsanwaltlichen Dienst und 
bestellt die Lehrkräfte.

(2) Der Unterricht ist auf die Wiederholung und Vertie-
fung der im Ausbildungsabschnitt I erworbenen theoreti-
schen Kenntnisse auszurichten. Ferner soll er die wäh-
rend der praktischen Tätigkeit erworbenen Kenntnisse 
systematisieren und auf den Ausbildungsabschnitt III 
vorbereiten.

(3) Der Unterricht umfasst etwa 190 Stunden und soll 
nach Maßgabe eines Lehrplans, der mit den an dem ge-
meinsamen Studiengang beteiligten Landesjustizverwal-
tungen abgestimmt ist, insbesondere Folgendes beinhal-
ten:

1.	Allgemeiner und Besonderer Teil des materiellen 
Strafrechts,

2.	Straßenverkehrsrecht,

3.	Strafprozessrecht,

4.	Klausur-, Vortrags- und Verfügungstechnik,

5.	Einübung von Sachvortrag und Schlussvortrag,

6.	Anfertigung und Besprechung von sechs Aufsichtsar-
beiten, von denen eine ihren Schwerpunkt im Straßen-

Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des Amts
anwaltsdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
6. November 2006 (GV. NRW S. 520) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 5

Fachpraktische Ausbildung (Ausbildungsabschnitt II)

(1) Der Ausbildungsabschnitt II dient der praktischen 
Einführung der Beamtinnen und Beamten in die Ge-
schäfte des Amtsanwaltsdienstes. Die in Ausbildungsab-
schnitt I erworbenen Kenntnisse sollen in der Praxis an-
gewandt werden. Die Beamtinnen und Beamten sollen so 
gefördert werden, dass sie nach Abschluss der Ausbil-
dung fähig sind, die Aufgaben einer Amtsanwältin oder 
eines Amtsanwalts rasch, sorgfältig und selbstständig zu 
erledigen.

(2) Die Beamtinnen und Beamten sollen in der Verfol-
gung und Aufklärung von Straftaten und Ordnungswid-
rigkeiten, in dem Entwurf von Anklagen und Einstel-
lungsbescheiden sowie in der Vertretung der Anklage vor 
Gericht geübt werden. Dabei sind sie zunächst nur in den 
wichtigsten Geschäften des Amtsanwaltsdienstes anzu-
leiten, in wenigen, aber zur Ausbildung besonders geeig-
neten Verfahren gründlich zu unterweisen und an eine 
sorgfältige und zweckmäßige Arbeitsweise zu gewöh-
nen. Im weiteren Verlauf der Ausbildung ist die Zahl der 
zugeteilten Sachakten zu steigern mit dem Ziel, dass 
auch ein größeres Aufgabengebiet zügig, aber sorgfältig 
bearbeitet werden kann.

(3) Die Leiterin oder der Leiter der ausbildenden Staats-
anwaltschaft weist die Beamtinnen und Beamten für 
mindestens eine Woche einer Polizeidienststelle im Ein-
vernehmen mit deren Leiterin oder Leiter zu. Sie sollen 
dort einen Einblick in die Arbeitsweise der Polizei erhal-
ten.

(4) Das Justizministerium kann für die Ausbildung im 
Einzelnen weitere Weisungen erteilen.

§ 6

Leitung und Ausgestaltung der fachpraktischen 
Ausbildung

(1) Die fachpraktische Ausbildung im Ausbildungsab-
schnitt II leitet das Justizministerium. Es bestimmt die 
Staatsanwaltschaft, bei der die Ausbildung stattfindet.

(2) Für die Organisation der fachpraktischen Ausbildung 
im Ausbildungsabschnitt II im Einzelnen ist die Leiterin 
oder der Leiter der jeweils ausbildenden Staatsanwalt-
schaft zuständig. Sie oder er bestimmt die Staatsanwäl-
tinnen oder Staatsanwälte und Amtsanwältinnen oder 
Amtsanwälte, die die Beamtin oder den Beamten ausbil-
den sollen. Mit der Ausbildung sollen nur solche Kräfte 
betraut werden, die über die notwendigen Kenntnisse 
verfügen und nach ihrer Persönlichkeit hierzu geeignet 
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sehr gut	 =	�eine besonders hervorragende 
Leistung (16 bis 18 Punkte),

gut	 =	�eine erheblich über den durch-
schnittlichen Anforderungen lie-
gende Leistung (13 bis 15 Punkte),

vollbefriedigend	 =	�eine über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegende Leistung 
(10 bis 12 Punkte),

befriedigend	 =	�eine Leistung, die in jeder Hinsicht 
durchschnittlichen Anforderungen 
entspricht (7 bis 9 Punkte),

ausreichend	 =	�eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
durchschnittlichen Anforderungen 
noch entspricht (4 bis 6 Punkte),

mangelhaft	 =	�eine an erheblichen Mängeln 
leidende, im Ganzen nicht mehr 
brauchbare Leistung  
(1 bis 3 Punkte),

ungenügend	 =	�eine völlig unbrauchbare Leistung  
(0 Punkte).

(2) Bei der Erstellung des Berichts im Sinne von § 7 Ab-
satz 5 und des Abschlusszeugnisses im Sinne von § 8 
Absatz 2 werden die Einzelbewertungen rechnerisch 
durch Bildung einer Durchschnittspunktzahl zu Gesamt-
bewertungen zusammengefasst. Durchschnittspunktzah-
len werden bis auf zwei Dezimalstellen (ohne Rundung) 
errechnet. Den ermittelten Punkten entsprechen folgende 
Notenbezeichnungen:

14,00 bis 18,00 Punkte	 = sehr gut,

11,50 bis 13,99 Punkte	 = gut,

9,00 bis 11,49 Punkte	 = vollbefriedigend,

6,50 bis 8,99 Punkte	 = befriedigend,

4,00 bis 6,49 Punkte	 = ausreichend,

1,50 bis 3,99 Punkte	 = mangelhaft,

0 bis 1,49 Punkte	 = ungenügend.

§ 10

Widerruf

(1) Erfüllt eine Beamtin oder ein Beamter die Anfor
derungen in körperlicher, geistiger oder charakterlicher 
Hinsicht nicht oder erbringt sie oder er fortgesetzt nur 
mangelhafte oder ungenügende Leistungen, so haben die 
Leiterin oder der Leiter der ausbildenden Staatsanwalt-
schaft oder die Leiterin oder der Leiter des Begleitlehr-
gangs dem Justizministerium zu berichten. In diesem 
Fall entscheidet das Justizministerium darüber, ob die 
Zulassung zur Ausbildung widerrufen wird. 

(2) Wird die Zulassung zur Ausbildung widerrufen, über-
nimmt die Beamtin oder der Beamte die vor Beginn der 
Ausbildung für die Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes 
zuletzt ausgeübte Tätigkeit.

verkehrsrecht und eine im Strafprozessrecht haben 
soll,

7.	Wiederholung und Vertiefung.

Der Lehrplan wird von der Leiterin oder dem Leiter des 
Begleitlehrgangs nach Maßgabe der in Satz 1 aufgeführ-
ten Vorgaben erstellt.

(4) Die schriftlichen Aufsichtsarbeiten werden durch die 
zuständige Lehrkraft begutachtet, mit jeweils einer Note 
und einer Punktzahl nach § 9 Absatz 1 bewertet und be-
sprochen.

(5) Zwei Wochen vor Beendigung des Ausbildungsab-
schnitts II berichtet die Leiterin oder der Leiter des Be-
gleitlehrgangs an das Justizministerium, ob die einzelnen 
Beamtinnen und Beamten das Ziel des Ausbildungsab-
schnitts voraussichtlich erreichen werden. Der Bericht 
schließt mit einer Note und einer Punktzahl nach § 9 Ab-
satz 2 ab. § 10 bleibt unberührt.

§ 8

Zeugnisse

(1) Alle ausbildenden Beamtinnen und Beamten haben 
sich jeweils gegenüber der Leiterin oder dem Leiter der 
ausbildenden Staatsanwaltschaft in einem eingehenden 
Zeugnis über Art und Dauer der Beschäftigung sowie 
über Persönlichkeit, Fähigkeiten, Kenntnisse, Leistun-
gen, Stand der Ausbildung und Führung der zugewiese-
nen Beamtin oder des zugewiesenen Beamten zu äußern. 
Die Beurteilung schließt mit einer Note und einer Punkt-
zahl nach § 9 Absatz 1 ab.

(2) Am Ende des Ausbildungsabschnitts II ist die Beam-
tin oder der Beamte durch die Leiterin oder den Leiter 
der ausbildenden Staatsanwaltschaft in einem den Erfor-
dernissen des Absatzes 1 entsprechenden Abschluss-
zeugnis zu beurteilen. Dieses beinhaltet auch Aussagen 
über die für den Amtsanwaltsdienst erforderliche Rede-
gabe, Gewandtheit und die Sicherheit in einer Hauptver-
handlung sowie darüber, ob die einzelne Beamtin oder 
der einzelne Beamte das Ziel des Ausbildungsabschnitts 
voraussichtlich erreichen wird. Das Abschlusszeugnis 
schließt mit einer Note und einer Punktzahl nach § 9 Ab-
satz 2 ab. § 10 bleibt unberührt.

(3) Jedes Zeugnis ist der Beamtin oder dem Beamten zur 
Kenntnisnahme vorzulegen und auf Wunsch zu bespre-
chen. Die Zeugnisse sind, gegebenenfalls mit einer Ge-
genäußerung, dem Justizministerium zuzuleiten und dort 
zu den Personalaktendaten zu nehmen.

§ 9

Noten

(1) Die einzelnen Leistungen in der Ausbildung sind wie 
folgt zu bewerten: 
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A B S C H N I T T  4

Schlussbestimmungen

§ 14

Übergangsvorschriften

(1) Für Beamtinnen und Beamte, die sich bei Inkrafttre-
ten dieser Verordnung bereits in der ununterbrochenen 
Ausbildung befinden, gilt die Verordnung des Justizmi-
nisteriums über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahn des Amtsanwalts in der am 31. Dezember 2014 
geltenden Fassung. Satz 1 gilt nicht, wenn die Ausbil-
dung unterbrochen und nach dem 1. Januar 2015 fortge-
setzt wird; in diesem Fall gilt diese Verordnung.

(2) Auf Wiederholungsprüfungen ist das beim ersten 
Prüfungsversuch geltende Recht anzuwenden; dies gilt 
auf Antrag auch dann, wenn die Prüfung als nicht unter-
nommen gilt.

§ 15

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 27. November 2014� Stickelberger

Dreizehnte Verordnung 	
des Justizministeriums zur Übertragung 	

der Grundbuchführung auf ein Amtsgericht

Vom 27. November 2014

Auf Grund von § 26 Absatz 6, § 35 a Absatz 1 Satz 1 und 
§ 47 Absatz 2 Satz 1 des Landesgesetzes über die freiwil-
lige Gerichtsbarkeit vom 12. Februar 1975 (GBl. S. 116), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29. Juli 2010 (GBl. S. 555), und § 5 b Absatz 2 der Zu
ständigkeitsverordnung Justiz vom 20. November 1998 
(GBl. S. 680), geändert durch Verordnung vom 21. Juli 
2011 (GBl. S. 427), wird verordnet:

Artikel 1

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 56 der 
Verordnung vom 27. August 2014 (GBl. S. 445, 451), 
wird wie folgt geändert:

1.	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe wird bei 
dem Amtsgericht Maulbronn – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Ölbronn-
Dürrn in einer neuen Zeile das Wort »Östringen« 
eingefügt.

A B S C H N I T T  3

Amtsanwaltsprüfung

§ 11

Prüfung

(1) Die Prüfung soll zeigen, ob der Prüfling nach Fähig-
keiten, Kenntnissen, Leistungen und Persönlichkeit für 
den Amtsanwaltsdienst geeignet ist.

(2) Die Prüfung wird vor dem Landesjustizprüfungsamt 
Nordrhein-Westfalen als gemeinsames Prüfungsamt für 
die Abnahme der Amtsanwaltsprüfung abgelegt. Für das 
Prüfungsverfahren gelten die Bestimmungen der Verord-
nung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn 
des Amtsanwaltsdienstes des Landes Nordrhein-Westfa-
len in der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht diese 
Verordnung etwas Abweichendes regelt.

(3) Gegen Ende der Ausbildung übersendet das Justizmi-
nisterium der Präsidentin oder dem Präsidenten des Lan-
desjustizprüfungsamtes Nordrhein-Westfalen die Perso-
nalaktendaten und die Zeugnisse der Beamtinnen und 
Beamten, die zur Prüfung anstehen.

(4) Während der letzten sieben Arbeitstage vor dem Tag 
der mündlichen Prüfung sind die Beamtinnen und Beam-
ten vom Dienst befreit.

§ 12

Wiederholung der Prüfung

(1) Die Erklärung, von der Wiederholungsprüfung Ge-
brauch machen zu wollen, ist innerhalb der hierfür vor-
gesehenen Frist gegenüber dem Justizministerium abzu-
geben.

(2) Eine Beamtin oder ein Beamter, der die Prüfung auch 
nach Wiederholung nicht bestanden hat, übernimmt wie-
der die frühere Tätigkeit. Das gleiche gilt, wenn die Er-
klärung, von der Wiederholungsprüfung Gebrauch ma-
chen zu wollen, nicht rechtzeitig abgegeben wird.

§ 13

Rechtsstellung nach bestandener Prüfung

Mit Erfolg geprüfte Beamtinnen und Beamte sind mög-
lichst im Amtsanwaltsdienst zu verwenden. Sie führen 
während der Zeit, in der sie als Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte tätig, aber noch nicht zur Amtsanwältin 
und zum Amtsanwalt ernannt worden sind, neben ihren 
bisherigen Amts- und Dienstbezeichnungen die Bezeich-
nung »beauftragter Amtsanwalt« oder »beauftragte Amts
anwältin«, abgekürzt »Amtsanwalt (b)« oder »Amtsan-
wältin (b)«. Ist eine Verwendung im Amtsanwaltsdienst 
nicht möglich, werden die Beamtinnen und Beamten im 
Rahmen ihrer bisherigen Laufbahn weiterbeschäftigt.
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Artikel 5

Bei der Gemeinde Ortenberg wird eine Grundbuchein-
sichtsstelle eingerichtet.

Artikel 6

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 3 die-
ser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Offenburg wird bei dem 
Notariat Offenburg in Spalte 2 das Wort »Ortenberg« 
gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Amtsgericht Achern – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Stadt Offenburg in ei-
ner neuen Zeile das Wort »Ortenberg« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Oppenweiler werden 
in einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Ortenberg«, 
in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuch-
amt – « und in Spalte 3 das Wort »Achern« eingefügt.

Artikel 7

Das Grundbuchamt St. Leon-Rot wird aufgehoben. Der 
Bezirk des Grundbuchamts St. Leon-Rot wird dem 
Amtsgericht Mannheim – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 8

Bei der Gemeinde St. Leon-Rot wird eine Grundbuch-
einsichtsstelle eingerichtet.

Artikel 9

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 3 die-
ser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Heidelberg werden bei 
dem Notariat Wiesloch in Spalte 2 die Wörter »St. 
Leon-Rot« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Mannheim werden bei 
dem Amtsgericht Mannheim – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Stadt Schwetzingen in 
einer neuen Zeile die Wörter »St. Leon-Rot« einge-
fügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Stadt St. Georgen im Schwarz-
wald werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 die Wör-
ter »St. Leon-Rot«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsge-

b)	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird 
bei dem Amtsgericht Achern – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Stadt Offenburg in 
einer neuen Zeile das Wort »Ohlsbach« eingefügt.

c)	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz werden bei 
dem Amtsgericht Villingen-Schwenningen – 
Grundbuchamt – in Spalte 3 jeweils in einer neuen 
Zeile entsprechend der alphabetischen Reihenfolge 
nach der Zeile für die Stadt Aach das Wort »Ai-
tern«, nach der Zeile für die Stadt Blumberg das 
Wort »Böllen«, nach der Zeile für die Gemeinde 
Frickingen das Wort »Fröhnd«, nach der Zeile für 
die Stadt Schönau im Schwarzwald das Wort 
»Schönenberg«, nach der Zeile für die Stadt Tri-
berg im Schwarzwald das Wort »Tunau«, nach der 
Zeile für die Gemeinde Ühlingen-Birkendorf das 
Wort »Utzenfeld« und nach der Zeile für die Ge-
meinde Volkertshausen die Wörter »Wembach« 
und »Wieden« eingefügt.

2.	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 In der Zeile für die Gemeinde Ohlsbach werden in 
Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter »Amts-
gericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das Wort 
»Gengenbach« durch das Wort »Achern« ersetzt. 

Artikel 2

Bei der Stadt Ladenburg, der Gemeinde Schönwald im 
Schwarzwald und der Gemeinde Sulzfeld werden Grund-
bucheinsichtsstellen eingerichtet.

Artikel 3

Die Anlage 3 der Organisationsverordnung LFGG vom 
5. November 2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1.	Nach der Zeile für die Stadt Kuppenheim werden in 
einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Ladenburg«, 
in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuch-
amt – « und in Spalte 3 das Wort »Mannheim« einge-
fügt.

2.	Nach der Zeile für die Gemeinde Schöntal werden in 
einer neuen Zeile in Spalte 1 die Wörter »Schönwald 
im Schwarzwald«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsge-
richt – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das Wort 
»Villingen-Schwenningen« eingefügt.

3.	Nach der Zeile für die Stadt Sulzburg werden in einer 
neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Sulzfeld«, in 
Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « 
und in Spalte 3 das Wort »Maulbronn« eingefügt.

Artikel 4

Das Grundbuchamt Ortenberg wird aufgehoben. Der Be-
zirk des Grundbuchamts Ortenberg wird dem Amtsge-
richt Achern – Grundbuchamt – zugewiesen.
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Artikel 15

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 6 und 
9 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
werden bei dem Notariat Lörrach in Spalte 2 die Wör-
ter »Weil am Rhein« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
werden bei dem Amtsgericht Emmendingen – Grund-
buchamt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Stadt 
Waldkirch in einer neuen Zeile die Wörter »Weil am 
Rhein« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Weidenstetten wer-
den in einer neuen Zeile in Spalte 1 die Wörter »Weil 
am Rhein«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – 
Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das Wort »Emmen-
dingen« eingefügt.

Artikel 16

Das Grundbuchamt Bad Säckingen wird aufgehoben. 
Der Bezirk des Grundbuchamts Bad Säckingen wird 
dem Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grund-
buchamt – zugewiesen.

Artikel 17

Bei der Stadt Bad Säckingen wird eine Grundbuchein-
sichtsstelle eingerichtet.

Artikel 18

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 15 
Nummer 3 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Waldshut-Tiengen werden 
bei dem Notariat Bad Säckingen in Spalte 2 die Wör-
ter »Bad Säckingen« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz werden bei dem 
Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grundbuch-
amt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Stadt Bad 
Dürrheim in einer neuen Zeile die Wörter »Bad Sä-
ckingen« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Bad Rippoldsau-
Schapbach werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 die 
Wörter »Bad Säckingen«, in Spalte 2 die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das 
Wort »Villingen-Schwenningen« eingefügt.

richt – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das Wort 
»Mannheim« eingefügt.

Artikel 10

Das Grundbuchamt Karlsruhe wird aufgehoben. Der Be-
zirk des Grundbuchamts Karlsruhe wird dem Amtsge-
richt Maulbronn – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 11

Bei der Stadt Karlsruhe wird eine Grundbucheinsichts-
stelle eingerichtet.

Artikel 12

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 6 und 
9 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe wird bei dem 
Notariat Karlsruhe in Spalte 2 das Wort »Karlsruhe« 
gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe werden bei dem 
Amtsgericht Maulbronn – Grundbuchamt – in Spalte 3 
die Wörter » – Stadtteil Aue«, »Karlsruhe – Stadtteil 
Durlach«, »Karlsruhe – Stadtteil Grötzingen«, »Karls-
ruhe – Stadtteil Grünwettersbach«, »Karlsruhe – 
Stadtteil Hohenwettersbach«, »Karlsruhe – Stadtteil 
Palmbach«, »Karlsruhe – Stadtteil Stupferich« und 
»Karlsruhe – Stadtteil Wolfartsweier« gestrichen.

3.	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Zeile für die Gemeinde Karlsbad werden 
in einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Karls-
ruhe«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – 
Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das Wort »Maul-
bronn« eingefügt.

b)	 In der Zeile für den Stadtteil Karlsruhe-Neureut 
werden in Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die 
Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in 
Spalte 3 das Wort »Karlsruhe« durch das Wort 
»Maulbronn« ersetzt. 

Artikel 13

Das Grundbuchamt Weil am Rhein wird aufgehoben. 
Der Bezirk des Grundbuchamts Weil am Rhein wird dem 
Amtsgericht Emmendingen – Grundbuchamt – zugewie-
sen.

Artikel 14

Bei der Stadt Weil am Rhein wird eine Grundbuchein-
sichtsstelle eingerichtet.
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Artikel 23

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 18 und 
20 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Notariat Rastatt in Spalte 2 das Wort »Bisch
weier« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Amtsgericht Achern – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Bietigheim 
in einer neuen Zeile das Wort »Bischweier« einge- 
fügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Birkenfeld werden in 
einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Bischweier«, 
in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuch-
amt – « und in Spalte 3 das Wort »Achern« einge- 
fügt.

Artikel 24

Das Grundbuchamt Freiamt wird aufgehoben. Der Be-
zirk des Grundbuchamts Freiamt wird dem Amtsgericht 
Emmendingen – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 25

Bei der Gemeinde Freiamt wird eine Grundbuchein-
sichtsstelle eingerichtet.

Artikel 26

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 18 und 
20 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
wird bei dem Notariat Emmendingen in Spalte 2 das 
Wort »Freiamt« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
wird bei dem Amtsgericht Emmendingen – Grund-
buchamt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde 
Forchheim in einer neuen Zeile das Wort »Freiamt« 
eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Frankenhardt wer-
den in einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Frei-
amt«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grund-
buchamt – « und in Spalte 3 das Wort »Emmendingen« 
eingefügt.

Artikel 19

Das Grundbuchamt Heilbronn sowie bei den Gemeinden 
Abstatt, Flein, Leingarten, Talheim (Kreis Heilbronn) 
und Untergruppenbach bestehende Grundbuchämter 
werden aufgehoben und ihre Bezirke dem Amtsgericht 
Heilbronn – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 20

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 15 
Nummer 3 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Heilbronn wird bei dem 
Notariat Heilbronn in Spalte 2 das Wort »Heilbronn« 
gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Vor die Zeile für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe 
werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort 
»Heilbronn«, in Spalte 2 die Wörter »AG Heilbronn – 
Grundbuchamt – « und in Spalte 3 jeweils einzeln in 
einer neuen Zeile entsprechend der alphabetischen 
Reihenfolge die Wörter »Abstatt«, »Flein«, »Heil-
bronn (ohne die Stadtteile Böckingen und Klingen-
berg)«, »Leingarten«, »Talheim (Kreis Heilbronn)« 
und »Untergruppenbach« eingefügt.

3.	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Zeile für die Gemeinde Abstatt wird in 
Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « ersetzt.

b)	 In der Zeile für die Gemeinde Flein wird in Spalte 2 
das Wort »Notariat« durch die Wörter »Amtsge-
richt – Grundbuchamt – « ersetzt.

c)	 In der Zeile für die Gemeinde Leingarten wird in 
Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « ersetzt.

d)	 In der Zeile für die Gemeinde Talheim (Kreis Heil-
bronn) wird in Spalte 2 das Wort »Notariat« durch 
die Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « er-
setzt.

e)	 In der Zeile für die Gemeinde Untergruppenbach 
wird in Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die 
Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « ersetzt.

Artikel 21

Das Grundbuchamt Bischweier wird aufgehoben. Der 
Bezirk des Grundbuchamts Bischweier wird dem Amts-
gericht Achern – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 22

Bei der Gemeinde Bischweier wird eine Grundbuchein-
sichtsstelle eingerichtet.
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Spalte 3 jeweils einzeln in einer neuen Zeile entspre-
chend der alphabetischen Reihenfolge nach der Zeile 
für die Gemeinde Abstatt das Wort »Eppingen«, nach 
der Zeile für die Gemeinde Flein das Wort »Gemmin-
gen« und nach der Zeile für die Stadt »Heilbronn« das 
Wort »Ittlingen« eingefügt. 

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Zeile für die Stadt Eppelheim werden in 
einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Eppingen«, 
in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuch-
amt – « und in Spalte 3 das Wort »Heilbronn« ein-
gefügt.

b)	 In der Zeile für die Gemeinde Gemmingen werden 
in Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 
das Wort »Eppingen« durch das Wort »Heilbronn« 
ersetzt.

c)	 In der Zeile für die Gemeinde Ittlingen werden in 
Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 
das Wort »Eppingen« durch das Wort »Heilbronn« 
ersetzt.

Artikel 33

Das Grundbuchamt Dielheim wird aufgehoben. Der Be-
zirk des Grundbuchamts Dielheim wird dem Amtsge-
richt Mannheim – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 34

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 23, 26, 
29 und 32 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Heidelberg wird bei dem 
Notariat Wiesloch in Spalte 2 das Wort »Dielheim« 
gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Mannheim wird bei dem 
Amtsgericht Mannheim – Grundbuchamt – in Spalte 3 
nach der Zeile für die Gemeinde Altlußheim in einer 
neuen Zeile das Wort »Dielheim« eingefügt.

Artikel 35

Das Grundbuchamt Fischerbach wird aufgehoben. Der 
Bezirk des Grundbuchamts Fischerbach wird dem Amts-
gericht Achern – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 36

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 34 die-
ser Verordnung, wird wie folgt geändert:

Artikel 27

Das Grundbuchamt Hüfingen wird aufgehoben. Der Be-
zirk des Grundbuchamts Hüfingen wird dem Amtsge-
richt Villingen-Schwenningen – Grundbuchamt – zuge-
wiesen.

Artikel 28

Bei der Stadt Hüfingen wird eine Grundbucheinsichts-
stelle eingerichtet.

Artikel 29

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 18 und 
20 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz wird bei dem 
Notariat Donau-eschingen in Spalte 2 das Wort »Hü-
fingen« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz wird bei dem 
Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grundbuch-
amt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Ho-
henfels in einer neuen Zeile das Wort »Hüfingen« ein-
gefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Hoßkirch werden in 
einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Hüfingen«, in 
Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « 
und in Spalte 3 das Wort »Villingen-Schwenningen« 
eingefügt.

Artikel 30

Das Grundbuchamt Eppingen sowie bei den Gemeinden 
Gemmingen und Ittlingen bestehende Grundbuchämter 
werden aufgehoben und ihre Bezirke dem Amtsgericht 
Heilbronn – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 31

Bei der Stadt Eppingen wird eine Grundbucheinsichts-
stelle eingerichtet.

Artikel 32

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 18 und 
20 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Heilbronn wird bei dem 
Notariat Eppingen in Spalte 2 das Wort »Eppingen« 
gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Heilbronn werden bei 
dem Amtsgericht Heilbronn – Grundbuchamt – in 
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buchamt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde 
Schwörstadt in einer neuen Zeile das Wort »Sexau« 
eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Setzingen werden in 
einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Sexau«, in 
Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « 
und in Spalte 3 das Wort »Emmendingen« eingefügt.

Artikel 42

Das Grundbuchamt Neuenburg am Rhein wird aufgeho-
ben. Der Bezirk des Grundbuchamts Neuenburg am 
Rhein wird dem Amtsgericht Emmendingen – Grund-
buchamt – zugewiesen.

Artikel 43

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 36, 38 
und 41 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
werden bei dem Notariat Müllheim in Spalte 2 die 
Wörter »Neuenburg am Rhein« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
werden bei dem Amtsgericht Emmendingen – Grund-
buchamt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde 
Merzhausen in einer neuen Zeile die Wörter »Neuen-
burg am Rhein« eingefügt.

Artikel 44

Das Grundbuchamt Weisenbach wird aufgehoben. Der 
Bezirk des Grundbuchamts Weisenbach wird dem Amts-
gericht Achern – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 45

Bei der Gemeinde Weisenbach wird eine Grundbuchein-
sichtsstelle eingerichtet.

Artikel 46

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 36, 38 
und 41 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Notariat Gernsbach in Spalte 2 das Wort »Wei-
senbach« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Amtsgericht Achern – Grundbuchamt – in 

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Offenburg wird bei dem 
Notariat Haslach im Kinzigtal in Spalte 2 das Wort 
»Fischerbach« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Amtsgericht Achern – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Elchesheim-
Illingen in einer neuen Zeile das Wort »Fischerbach« 
eingefügt.

Artikel 37

Das Grundbuchamt Höchenschwand wird aufgehoben. 
Der Bezirk des Grundbuchamts Höchenschwand wird 
dem Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grund-
buchamt – zugewiesen.

Artikel 38

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 34 die-
ser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Waldshut-Tiengen wird 
bei dem Notariat St. Blasien in Spalte 2 das Wort »Hö-
chenschwand« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz wird bei dem 
Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grundbuch-
amt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Hei-
ligenberg in einer neuen Zeile das Wort »Höchen-
schwand« eingefügt.

Artikel 39

Das Grundbuchamt Sexau wird aufgehoben. Der Bezirk 
des Grundbuchamts Sexau wird dem Amtsgericht Em-
mendingen – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 40

Bei der Gemeinde Sexau wird eine Grundbucheinsichts-
stelle eingerichtet.

Artikel 41

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 34 die-
ser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
wird bei dem Notariat Emmendingen in Spalte 2 das 
Wort »Sexau« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
wird bei dem Amtsgericht Emmendingen – Grund-
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1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz werden bei dem 
Notariat Villingen in Spalte 2 die Wörter »Schonach 
im Schwarzwald« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz werden bei dem 
Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grundbuch-
amt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde 
Schönwald im Schwarzwald in einer neuen Zeile die 
Wörter »Schonach im Schwarzwald« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Schönwald im 
Schwarzwald werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 
die Wörter »Schonach im Schwarzwald«, in Spalte 2 
die Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in 
Spalte 3 das Wort »Villingen-Schwenningen« einge-
fügt.

Artikel 53

Das Grundbuchamt Kenzingen sowie bei den Gemein-
den Rheinhausen, Sasbach am Kaiserstuhl und Wyhl am 
Kaiserstuhl bestehende Grundbuchämter werden aufge-
hoben und ihre Bezirke dem Amtsgericht Emmendingen 
– Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 54

Bei der Stadt Kenzingen wird eine Grundbucheinsichts-
stelle eingerichtet.

Artikel 55

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 49 und 
52 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
wird bei dem Notariat Kenzingen in Spalte 2 das Wort 
»Kenzingen« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Freiburg im Breisgau 
werden bei dem Amtsgericht Emmendingen – Grund-
buchamt – in Spalte 3 jeweils in einer neuen Zeile ent-
sprechend der alphabetischen Reihenfolge nach der 
Zeile für die Gemeinde Kappel-Grafenhausen das 
Wort »Kenzingen«, nach der Zeile für die Gemeinde 
Reute das Wort »Rheinhausen«, nach der Zeile für die 
Gemeinde Ringsheim die Wörter »Sasbach am Kai-
serstuhl« und nach der Zeile für die Gemeinde Witt-
nau die Wörter »Wyhl am Kaiserstuhl« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Zeile für die Stadt Kehl werden in einer 
neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Kenzingen«, in 
Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grundbuch-

Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Seelbach in 
einer neuen Zeile das Wort »Weisenbach« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Weilen unter den 
Rinnen werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 das 
Wort »Weisenbach«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsge-
richt – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das Wort 
»Achern« eingefügt.

Artikel 47

Das Grundbuchamt Kehl wird aufgehoben. Der Bezirk 
des Grundbuchamts Kehl wird dem Amtsgericht Achern 
– Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 48

Bei der Stadt Kehl wird eine Grundbucheinsichtsstelle 
eingerichtet.

Artikel 49

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 43 und 
46 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Offenburg wird bei dem 
Notariat Kehl in Spalte 2 das Wort »Kehl« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Baden-Baden wird bei 
dem Amtsgericht Achern – Grundbuchamt – in 
Spalte 3 nach der Zeile für die Gemeinde Kappelro-
deck in einer neuen Zeile das Wort »Kehl« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für den Stadtteil Karlsruhe-Neureut 
werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort 
»Kehl«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grund-
buchamt – « und in Spalte 3 das Wort »Achern« einge-
fügt.

Artikel 50

Das Grundbuchamt Schonach im Schwarzwald wird auf-
gehoben. Der Bezirk des Grundbuchamts Schonach im 
Schwarzwald wird dem Amtsgericht Villingen-Schwen-
ningen – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 51

Bei der Gemeinde Schonach im Schwarzwald wird eine 
Grundbucheinsichtsstelle eingerichtet.

Artikel 52

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 43 und 
46 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:
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wird dem Amtsgericht Maulbronn – Grundbuchamt – zu-
gewiesen.

Artikel 60

Bei der Gemeinde Weingarten (Baden) wird eine Grund-
bucheinsichtsstelle eingerichtet.

Artikel 61

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 49 und 
52 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe werden bei dem 
Notariat Karlsruhe-Durchlach in Spalte 2 die Wörter 
»Weingarten (Baden)« gestrichen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe werden bei dem 
Amtsgericht Maulbronn – Grundbuchamt – in Spalte 3 
nach der Zeile für die Gemeinde Walzbachtal in einer 
neuen Zeile die Wörter »Weingarten (Baden)« einge-
fügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Gemeinde Weilen unter den 
Rinnen werden in einer neuen Zeile in Spalte 1 die 
Wörter »Weingarten (Baden)«, in Spalte 2 die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 das 
Wort »Maulbronn« eingefügt.

Artikel 62

Diese Verordnung tritt wie folgt in Kraft:

  1.	Artikel 1 Nummer 1 a) mit Wirkung vom 28. April 
2014;

  2.	Artikel 1 Nummer 1 b) und Nummer 2 mit Wirkung 
vom 25. August 2014;

  3.	Artikel 1 Nummer 1 c) mit Wirkung vom 20. Oktober 
2014;

  4.	Artikel 2 und 3 am 1. Januar 2015;

  5.	Artikel 4 bis 9 am 5. Januar 2015;

  6.	Artikel 10 bis 13 sowie Artikel 15 Nummer 1 und 2 
am 12. Januar 2015;

  7.	Artikel 14 und 15 Nummer 3 am 1. Februar 2015;

  8.	Artikel 16 bis 20 am 2. Februar 2015;

  9.	Artikel 21 bis 32 am 9. Februar 2015;

10.	Artikel 33 und 34 am 16. Februar 2015;

11.	Artikel 35 bis 41 am 23. Februar 2015;

12.	Artikel 42 bis 46 am 2. März 2015;

13.	Artikel 47 bis 52 am 9. März 2015;

14.	Artikel 53 bis 61 am 30. März 2015.

stuttgart, den 27. November 2014� Stickelberger

amt – « und in Spalte 3 das Wort »Emmendingen« 
eingefügt.

b)	 In der Zeile für die Gemeinde Rheinhausen werden 
in Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 
das Wort »Kenzingen« durch das Wort »Emmen-
dingen« ersetzt.

c)	 In der Zeile für die Gemeinde Sasbach am Kaiser-
stuhl werden in Spalte 2 das Wort »Notariat« durch 
die Wörter »Amtsgericht – Grundbuchamt – « und 
in Spalte 3 das Wort »Kenzingen« durch das Wort 
»Emmendingen« ersetzt.

d)	 In der Zeile für die Gemeinde Wyhl werden in 
Spalte 2 das Wort »Notariat« durch die Wörter 
»Amtsgericht – Grundbuchamt – « und in Spalte 3 
das Wort »Kenzingen« durch das Wort »Emmen-
dingen« ersetzt.

Artikel 56

Das Grundbuchamt Tengen wird aufgehoben. Der Bezirk 
des Grundbuchamts Tengen wird dem Amtsgericht Vil-
lingen-Schwenningen – Grundbuchamt – zugewiesen.

Artikel 57

Bei der Stadt Tengen wird eine Grundbucheinsichtsstelle 
eingerichtet.

Artikel 58

Die Organisationsverordnung LFGG vom 5. November 
2012 (GBl. S. 633), zuletzt geändert durch Artikel 49 und 
52 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. 	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz wird bei dem 
Notariat Engen in Spalte 2 das Wort »Tengen« gestri-
chen.

2. 	Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 Für den Landgerichtsbezirk Konstanz wird bei dem 
Amtsgericht Villingen-Schwenningen – Grundbuch-
amt – in Spalte 3 nach der Zeile für die Stadt Stockach 
in einer neuen Zeile das Wort »Tengen« eingefügt.

3. 	Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

	 Nach der Zeile für die Stadt Tauberbischofsheim wer-
den in einer neuen Zeile in Spalte 1 das Wort »Ten-
gen«, in Spalte 2 die Wörter »Amtsgericht – Grund-
buchamt – « und in Spalte 3 das Wort »Villingen-
Schwenningen« eingefügt.

Artikel 59

Das Grundbuchamt Weingarten (Baden) wird aufgeho-
ben. Der Bezirk des Grundbuchamts Weingarten (Baden) 
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§ 3

Dauer der Ausbildung

Die Ausbildung erfolgt in einem dreijährigen Vorberei-
tungsdienst.

§ 4

Ausbildungsbehörde

Ausbildungsbehörde ist die Deutsche Rentenversiche-
rung Baden-Württemberg.

A B S C H N I T T  2

Zulassung

§ 5

Zulassung zur Ausbildung

(1) Für die Vergabe von Ausbildungsplätzen setzt die 
Ausbildungsbehörde im Einvernehmen mit dem Sozial-
ministerium und dem Wissenschaftsministerium eine 
Zulassungszahl fest. Die Zulassungszahl bestimmt, wie 
viele Bewerberinnen und Bewerber höchstens mit der 
Ausbildung beginnen dürfen.

(2) Die Bewerbung ist an die Ausbildungsbehörde zu 
richten.

(3) Der Bewerbung sind beizufügen:

1.	eine beglaubigte Abschrift des Schulabschlusszeug-
nisses, das die Hochschulzugangsberechtigung nach-
weist, oder, wenn ein solches noch nicht vorliegt, be-
glaubigte Abschriften der letzten zwei Schulzeugnisse;

2.	eine Einverständniserklärung der gesetzlichen Vertre-
tungen, falls die sich bewerbende Person nicht volljäh-
rig ist.

§ 6

Voraussetzungen für die Zulassung

(1) Zur Ausbildung wird von der Ausbildungsbehörde 
zugelassen, wer

1.	die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt;

2.	im Zeitpunkt der Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst

a)	 das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet haben wird 
oder

b)	 als schwerbehinderter Mensch das 40. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben wird;

3.	die allgemeine Hochschulreife, die fachgebundene 
Hochschulreife, die Fachhochschulreife oder einen als 
gleichwertig anerkannten Bildungsstand nachweist 
und

Verordnung des Sozialministeriums 	
über die Ausbildung und Prüfung 	

für den gehobenen Verwaltungsdienst 	
in der gesetzlichen Rentenversicherung 

(Ausbildungs- und Prüfungsordnung 	
für den gehobenen Verwaltungsdienst 	

in der gesetzlichen Rentenversicherung – 
APrORV gD)

Vom 3. Dezember 2014

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 16 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes (LBG) vom 
9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. 
S. 99, 164), im Benehmen mit dem Innenministerium 
und dem Finanz- und Wirtschaftsministerium,

2.	§ 34 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 des Landeshochschul-
gesetzes (LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. 
April 2014 (GBl. S. 99), im Einvernehmen mit dem 
Wissenschaftsministerium:

A B S C H N I T T  1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Ausbildungsziel

Ziel der Ausbildung ist es, Beamtinnen und Beamte her-
anzubilden, die nach ihrer Persönlichkeit sowie nach ih-
ren allgemeinen und fachlichen Kenntnissen und Fähig-
keiten für den gehobenen Verwaltungsdienst geeignet 
und vielseitig verwendbar sind. Die Ausbildung soll 
durch praktische Arbeit und ein anwendungsbezogenes 
Studium auf wissenschaftlicher Grundlage gründliche 
Kenntnisse, Fähigkeiten und die Anwendung von Me-
thoden vermitteln, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben in 
der öffentlichen Verwaltung, insbesondere in der gesetz-
lichen Rentenversicherung, befähigen. Das Verständnis 
für die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Zusammenhänge im nationalen, europäischen und 
internationalen Bereich ist dabei besonders zu fördern.

§ 2

Laufbahnbefähigung

Die Befähigung für die Laufbahn des gehobenen Verwal-
tungsdienstes in der gesetzlichen Rentenversicherung 
wird durch die Ableistung des Vorbereitungsdienstes und 
das Bestehen der Staatsprüfung an der Hochschule für 
öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg 
(Hochschule) erworben.
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(3) Die Ausbildungsbehörde erteilt den Bewerberinnen 
und Bewerbern einen abschließenden Bescheid über die 
Zulassung.

§ 9

Verfall der Zulassung

Die Zulassung wird unwirksam, wenn der Vorberei-
tungsdienst nicht zu dem in der Zulassungsverfügung 
bestimmten Zeitpunkt begonnen wird. Die Ausbildungs-
behörde kann Ausnahmen von Satz 1 zulassen.

§ 10

Zuweisung zur Hochschule

Die Ausbildungsbehörde weist die zugelassenen Bewer-
berinnen und Bewerber der Hochschule zu.

§ 11

Eingliederungsberechtigte  
nach dem Soldatenversorgungsgesetz

(1) Die Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes 
und die dazu ergangenen Durchführungsvorschriften 
bleiben unberührt.

(2) Für Bewerberinnen und Bewerber, die Eingliede-
rungsberechtigte im Sinne von § 1 der Stellenvorbehalts-
verordnung sind, gelten die Bestimmungen über die Zu-
lassung mit folgenden Maßgaben:

1.	An Stelle der Bewerbung bei der Ausbildungsbehörde 
tritt die Bewerbung bei der Vormerkstelle nach § 6 
der Stellenvorbehaltsverordnung. Die Vormerkstelle 
schlägt Bewerberinnen und Bewerber, die für die Aus-
bildung in Betracht kommen, der Ausbildungsbehörde 
zur Auswahl vor;

2.	eine Vorauswahl auf Grund von Zeugnisnoten nach 
§ 7 Absatz 1 findet nicht statt;

3.	die Auswahlentscheidung der Ausbildungsbehörde be-
ruht nur auf dem persönlichen Gespräch. Ein Ver-
gleich mit Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht 
Eingliederungsberechtigte sind, findet nicht statt.

A B S C H N I T T  3

Vorbereitungsdienst, Studium

§ 12

Einstellungsvoraussetzungen, Entlassung

(1) In den Vorbereitungsdienst ist von der Ausbildungs-
behörde einzustellen, wer

1.	von ihr zugelassen worden ist,

2. die übrigen Voraussetzungen nach § 6 Absatz 1 zum 
Zeitpunkt der Einstellung erfüllt und

4.	im Auswahlverfahren nach den §§ 7 und 8 von der 
Ausbildungsbehörde ausgewählt worden ist.

(2) Zur Ausbildung kann auch zugelassen werden, wer 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 vo-
raussichtlich zum Zeitpunkt der Einstellung in den Vor-
bereitungsdienst erfüllen wird.

§ 7

Einbeziehung in das Auswahlverfahren

(1) Die Ausbildungsbehörde bezieht diejenigen Bewer-
berinnen und Bewerber, die auf Grund einer Vorauswahl 
nach Zeugnisnoten am besten geeignet sind, in das Aus-
wahlverfahren ein. Maßgeblich für die Vorauswahl ist 
bei Bewerberinnen und Bewerbern, die bereits eine 
Hochschulzugangsberechtigung nach § 6 Absatz 1 Num-
mer 3 besitzen, die Durchschnittsnote des Abschluss-
zeugnisses, bei anderen Bewerberinnen und Bewerbern 
die Durchschnittsnote, die aus den beiden letzten Schul-
zeugnissen errechnet wird. In das Auswahlverfahren sol-
len mindestens so viele Personen, wie dem Vierfachen 
der Zulassungszahl entspricht, einbezogen werden.

(2) Unabhängig von den Zeugnisnoten nach Absatz 1 
werden in das Auswahlverfahren einbezogen:

1.	Personen, die eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a des 
Grundgesetzes, einen freiwilligen Wehrdienst nach § 4 
Absatz 3 des Wehrpflichtgesetzes oder § 58 b des Sol-
datengesetzes erfüllt haben oder noch erfüllen oder die 
eine mindestens einjährige Tätigkeit nach § 1 des Ent-
wicklungshelfer-Gesetzes, nach den §§ 3 und 4 des 
Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder nach § 2 des 
Bundesfreiwilligendienstgesetzes ausgeübt haben oder 
noch ausüben, wenn

a)	 sie bei einer Bewerbung zu einem Termin, der dem 
Zeitpunkt des Beginns des Dienstes oder der Tätig-
keit unmittelbar vorausging, in das Auswahlverfah-
ren einbezogen worden wären und

b)	 sie zum nächstmöglichen Bewerbungstermin nach 
Beendigung des Dienstes oder der Tätigkeit die Zu-
lassung beantragt haben;

2.	Absolventinnen und Absolventen der Staatsprüfung 
nach der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
mittleren Verwaltungsdienst oder ähnlicher Laufbah-
nen, die eine Gesamtnote von »gut« oder besser (10 
Punkte und besser) erreicht haben.

§ 8

Durchführung des Auswahlverfahrens

(1) Die Auswahl unter den nach § 7 in das Auswahlver-
fahren einbezogenen Bewerberinnen und Bewerbern er-
folgt durch die Ausbildungsbehörde.

(2) Die Ausbildungsbehörde führt vor der Auswahl ein 
persönliches Gespräch mit den Bewerberinnen und Be-
werbern.
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3.	Wirtschaftswissenschaften mit den Schwerpunkten 
Verwaltungsbetriebswirtschaft und öffentliche Finanz-
wirtschaft;

4.	Sozialwissenschaften mit den Schwerpunkten Sozio-
logie, Politologie und Sozialpsychologie.

(4) Für das Vertiefungsstudium sollen mindestens die fol-
genden Vertiefungsschwerpunkte ausgeschrieben wer-
den:

1.	Sozialrecht mit Schwerpunkt Sozialversicherungs-
recht, Finanzen, Wirtschaft;

2.	betriebliche und private Sozialvorsorge, Kundenser-
vice und Beratung, Förderung der privaten Risikovor-
sorge, Fragen des Steuerrechts;

3.	Organisation, Personal, Information, Kommunikation, 
Management.

Vor dem Vertiefungsstudium ist von den Anwärterinnen 
und Anwärtern ein Vertiefungsschwerpunkt auszuwäh-
len.

(5) Das Nähere zu Ausbildungsinhalten und Studien
ablauf wird von der Hochschule unter Beachtung der Ab-
sätze 1 bis 4 sowie der §§ 14 bis 18 durch Satzung, die 
der Zustimmung des Sozialministeriums bedarf, gere-
gelt.

§ 14

Verlängerung des Vorbereitungsdienstes

Die Ausbildungsbehörde kann im Einvernehmen mit der 
Hochschule den Vorbereitungsdienst für Anwärterinnen 
und Anwärter, die so umfassende Teile des Studiums ver-
säumt haben, dass das Erreichen des Ausbildungszieles 
gefährdet wird, um bis zu ein Jahr verlängern. Außer Be-
tracht bleiben Zeiten des Erholungsurlaubs oder eines 
Sonderurlaubs nach den §§ 26, 29 und 30 der Arbeits-
zeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO) sowie eines bis 
zu zehntägigen Urlaubs aus sonstigen Gründen nach § 31 
AzUVO.

§ 15

Studieneinheiten (Module)

(1) Das Studium gliedert sich in thematisch und zeitlich 
abgeschlossene Module, die sich aus verschiedenen 
Lehr- und Lernformen zusammensetzen können.

(2) Die Hochschule hat die Studieninhalte, die als Mo-
dule zusammengefasst werden, in Beschreibungen dar-
zustellen und in diesen die Anteile, die auf die in § 13 
Absatz 3 genannten Studieninhalte entfallen, auszuwei-
sen.

(3) Der erfolgreiche Abschluss der Module setzt den Er-
werb einer durch Hochschulsatzung festzulegenden An-
zahl von Leistungspunkten (§ 16 Absatz 1) und das Be-
stehen der Modulprüfungen (§ 21) voraus.

3. nach amtsärztlichem Gesundheitszeugnis über die er-
forderliche gesundheitliche Eignung oder als schwer-
behinderter Mensch über das Mindestmaß an gesund-
heitlicher Eignung verfügt.

Bei der Entscheidung über die Einstellung muss ein Füh-
rungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde (§ 30 Absatz 
5 des Bundeszentralregistergesetzes) vorliegen, das bei 
der Entscheidung nicht älter als drei Monate sein soll. 
Das Führungszeugnis ist zur Vorlage bei der Ausbil-
dungsbehörde zu beantragen. Die zur Einstellung vor
gesehenen Bewerberinnen und Bewerber haben eine 
schriftliche Erklärung über etwa anhängige strafrechtli-
che Ermittlungsverfahren oder Strafverfahren sowie über 
Disziplinarmaßnahmen vorzulegen.

(2) Mit der Ernennung werden die in den Vorbereitungs-
dienst eingestellten Personen Beamtinnen und Beamte 
auf Widerruf. Sie führen die Dienstbezeichnung »Ver-
waltungsinspektoranwärterin« oder »Verwaltungsins-
pektoranwärter«.

(3) Das Beamtenverhältnis nach Absatz 2 endet spätes-
tens mit Ablauf des Tages, an dem den Anwärterinnen 
und Anwärtern durch die Hochschule eröffnet wird, dass 
sie die Staatsprüfung für den gehobenen Verwaltungs-
dienst in der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 20 Ab-
satz 1) bestanden oder endgültig nicht bestanden haben.

(4) Die Entlassung aus dem Beamtenverhältnis soll er-
folgen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere 
kein hinreichendes Fortschreiten der Ausbildung zu er-
kennen ist.

(5) Die Ausbildungsbehörde teilt der Hochschule die 
Einstellung und die Entlassung der Anwärterinnen und 
Anwärter mit.

§ 13

Regelstudienzeit, Studienaufbau, Ausbildungsinhalte

(1) Der Vorbereitungsdienst besteht aus einem dreijähri-
gen Studium, das als Bachelorstudiengang ausgestaltet 
ist.

(2) Das Studium stellt eine Einheit dar, die aus drei auf
einander folgenden Abschnitten besteht:

1.	Grundlagenstudium an der Hochschule � 10 Monate;

2.	Praktische Ausbildung bei der Ausbildungs- 
behörde � 14 Monate;

3.	Vertiefungsstudium an der Hochschule � 12 Monate.

(3) Das Studium umfasst mindestens die folgenden Stu-
dieninhalte:

1.	Rechtswissenschaften mit den Schwerpunkten allge-
meines Verwaltungsrecht, Rentenversicherungsrecht, 
Sozialrecht, Verfassungsrecht, Europarecht, Grundla-
gen des Privatrechts;

2.	Verwaltungswissenschaften mit den Schwerpunkten 
Verwaltungslehre, Informations- und Kommunikati-
onstechnologie;



Nr. 23	 GBl. vom 15. Dezember 2014� 761

Verantwortung der Hochschule zuständig. Die Lehr-
kräfte für den praxisbegleitenden Unterricht werden von 
der Hochschule im Einvernehmen mit der Ausbildungs-
behörde bestellt.

(6) Die Ausbildungsbehörde teilt der Hochschule alle für 
den Studienfortgang wesentlichen Änderungen mit.

§ 18

Bewertung der praktischen Ausbildung

(1) Die Ausbildungsbehörde hat unverzüglich nach Be-
endigung einer Ausbildungseinheit eine Beurteilung  
zu erstellen. Diese muss Aussagen beinhalten über die 
Dauer sowie Unterbrechungen der Ausbildung, konkrete 
Ausbildungsinhalte, Fähigkeiten, Entwicklungspotenzial 
und Leistungen der Anwärterin und des Anwärters sowie 
deren oder dessen dienstliches Verhalten. § 23 gilt ent-
sprechend. Die Beurteilung ist der Anwärterin oder dem 
Anwärter bekannt zu geben und zu besprechen.

(2) Der erfolgreiche Abschluss der praktischen Ausbil-
dung setzt voraus, dass in den Modulprüfungen nach 
§ 21 Absatz 1 und den Beurteilungen nach Absatz 1 ein 
Gesamtnotendurchschnitt von mindestens 4,0 erreicht 
wird. Diese Bewertungen sind der Hochschule zur 
Kenntnis zu geben.

A B S C H N I T T  4

Prüfungen

§ 19

Prüfungsbehörde

Prüfungsbehörde ist die Hochschule. Sie trifft in Prü-
fungsangelegenheiten alle Entscheidungen; bei Prü-
fungsleistungen in der praktischen Ausbildung delegiert 
sie diese Aufgabe an die Ausbildungsbehörde. Entschei-
dungen über eingelegte Rechtsbehelfe trifft in jedem Fall 
die Hochschule.

§ 20

Staatsprüfung

(1) Mit der Staatsprüfung soll festgestellt werden, ob die 
Anwärterinnen und Anwärter den Anforderungen für den 
gehobenen Verwaltungsdienst in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung entsprechen.

(2) Die Staatsprüfung setzt sich aus dem Erwerb der 
Leistungspunkte nach § 16, den Modulprüfungen nach 
§ 21 und der Bachelorarbeit nach § 22 zusammen. Sie ist 
bestanden, wenn insgesamt mindestens 180 Leistungs-
punkte erzielt und die Modulprüfungen bestanden wer-
den sowie die Bachelorarbeit mit mindestens 4,0 bewer-
tet wird.

§ 16

Leistungspunkte

(1) Für Module, deren Prüfungen bestanden wurden, 
werden Leistungspunkte nach dem Europäischen System 
zur Übertragung und Akkumulierung von Studienleis-
tungen vergeben. Ein Leistungspunkt entspricht einem 
durchschnittlichen studentischen Arbeitsaufwand von 30 
Stunden. Für die Vergabe von Leistungspunkten werden 
alle mit einer Lehrveranstaltung oder einer Prüfung ver-
bundenen studienbezogenen Tätigkeiten einbezogen. 
Mit den Leistungspunkten ist keine qualitative Bewer-
tung der Studienleistungen verbunden.

(2) Während des gesamten Studiums sind mindestens 
180 Leistungspunkte zu erwerben.

(3) Unabhängig von der Wahl des Vertiefungsschwer-
punkts nach § 13 Absatz 4 müssen insgesamt mindestens 
90 Leistungspunkte in rechtswissenschaftlichen Studien-
inhalten erworben werden.

§ 17

Praktische Ausbildung

(1) Die praktische Ausbildung dient dem exemplarischen 
Lernen. Die Anwärterinnen und Anwärter sollen ihre the-
oretischen Kenntnisse anwenden, vertiefte praktische Er-
fahrungen sammeln und auf das Vertiefungsstudium hin-
geführt werden. Die Hochschule stellt in Zusammenarbeit 
mit der Ausbildungsbehörde sicher, dass diese Ziele er-
reicht werden.

(2) Die praktische Ausbildung besteht aus mindestens 
zwei Monaten praxisbegleitendem Unterricht, mindes-
tens fünf Monaten praktischer Unterweisung und min-
destens fünf Monaten Einsatz in Arbeitsbereichen der 
Ausbildungsbehörde. Die praktische Unterweisung und 
der Einsatz in Arbeitsbereichen werden von der Ausbil-
dungsbehörde in Ausbildungseinheiten gegliedert.

(3) Die praktische Unterweisung erfolgt durch Lehr-
kräfte der Ausbildungsbehörde. Der Einsatz in Arbeits-
bereichen der Ausbildungsbehörde findet im Leistungs-
bereich statt und kann auch im Dienstleistungsbereich 
erfolgen. In der praktischen Ausbildung sollen Kunden-
service, Soziale Vorsorge, Personalfragen, Organisation 
und Kommunikation berücksichtigt werden.

(4) Die praktische Ausbildung findet grundsätzlich bei 
der Ausbildungsbehörde statt. Ein Monat kann bei einem 
anderen Sozialleistungsträger oder einer anderen geeig-
neten Ausbildungsstelle in der öffentlichen Verwaltung 
oder Privatwirtschaft, bei einem Verband oder im Aus-
land absolviert werden. Die Zuweisung zu einer solchen 
Ausbildungsstelle erfolgt durch die Ausbildungsbehörde. 
Dabei sind Wünsche der Anwärterinnen und Anwärter 
nach Möglichkeit zu berücksichtigen.

(5) Für die Organisation und Durchführung der prakti-
schen Ausbildung ist die Ausbildungsbehörde unter der 
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§ 23

Prüfungsbewertung

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden nach fol-
gender Notenskala bewertet:

sehr gut (1,0 bis 1,5)	 – �eine hervorragende 
Leistung;

gut (1,6 bis 2,5) 	 – �eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt;

befriedigend (2,6 bis 3,5) 	 – �eine Leistung, die den 
durchschnittlichen 
Anforderungen genügt;

ausreichend (3,6 bis 4,0) 	 – �eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt;

nicht ausreichend (4,1 bis 5,0)	– �eine Leistung, die 
wegen Mängeln den 
Anforderungen nicht 
mehr entspricht.

(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistun-
gen können Noten zwischen 1,0 und 5,0 in Zehntelschrit-
ten vergeben werden.

(3) Werden mehrere Prüfungsleistungen zu einer Note 
zusammengefasst, wird eine Durchschnittsnote gebildet, 
bei der nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
ohne Rundung berücksichtigt wird.

(4) Das Bestehen einer Modulprüfung setzt voraus, dass 
sie mindestens mit 4,0 bewertet wird. Sind in einem Mo-
dul mehrere Prüfungen zu absolvieren, muss im Durch-
schnitt der Bewertungen dieser Prüfungen eine Note von 
mindestens 4,0 erreicht werden. Satz 1 gilt für die Bache-
lorarbeit entsprechend.

§ 24

Fernbleiben, Rücktritt, Behinderung

(1) Bei Fernbleiben oder bei Rücktritt von einer Modul-
prüfung ohne Genehmigung der Prüfungsbehörde gilt 
die Modulprüfung als nicht bestanden.

(2) Genehmigt die Prüfungsbehörde das Fernbleiben 
oder den Rücktritt, so gilt die Modulprüfung als nicht 
unternommen. Wird das Fernbleiben oder der Rücktritt 
von einzelnen Prüfungsaufgaben genehmigt, können 
diese im Wiederholungstermin nachgeholt werden. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn wichtige 
Gründe vorliegen. Der für das Fernbleiben oder den 
Rücktritt geltend gemachte wichtige Grund muss der 
Prüfungsbehörde unverzüglich schriftlich angezeigt und 
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit ist unverzüg-
lich ein ärztliches Attest vorzulegen; in Zweifelsfällen 
kann die Prüfungsbehörde ein Attest einer von ihr be-
nannten ärztlichen Person oder ein amtsärztliches Zeug-

(3) Die Staatsprüfung ist zugleich Laufbahnprüfung im 
Sinne von § 16 Absatz 1 Nummer 1 LBG.

(4) Die Hochschule regelt unter Beachtung der §§ 19 bis 
29 die Einzelheiten über Zeitpunkt, Dauer, Inhalt, Ablauf 
und Bewertung der Prüfungen durch Satzung, die der 
Zustimmung des Sozialministeriums bedarf.

§ 21

Modulprüfungen

(1) In jedem Modul muss mindestens ein Leistungsnach-
weis abgelegt werden. Dieser kann modulbegleitend 
oder modulabschließend ausgestaltet werden.

(2) Als Leistungsnachweise kommen schriftliche Klau-
suren, mündliche Prüfungen, Hausarbeiten, Referate 
oder Präsentationen, Projektarbeiten und Teilnahmebe-
scheinigungen in Betracht.

(3) Mindestens drei schriftliche Klausuren mit einer Be-
arbeitungszeit von jeweils mindestens vier Stunden ha-
ben sich mit den in § 13 Absatz 3 genannten Studienin-
halten zu befassen. Eine dieser Klausuren muss einen 
rechtswissenschaftlichen Schwerpunkt und die Form der 
juristischen Fallbearbeitung aufweisen. Im Übrigen wird 
die Gewichtung und zeitliche Bearbeitungsdauer einer 
Klausur an dem Umfang der Leistungspunkte für das 
Modul bemessen.

(4) Mindestens ein Modul ist mit einer mündlichen Prü-
fung in einem der in § 13 Absatz 3 genannten Studienin-
halte abzuschließen.

§ 22

Bachelorarbeit

(1) Die Anwärterinnen und Anwärter haben während des 
Vertiefungsstudiums, in der Regel aus ihrem Vertie-
fungsschwerpunkt, eine Prüfungsarbeit (Bachelorarbeit) 
zu erstellen, mit der sie ihre Befähigung zur selbständi-
gen Bearbeitung eines Problems aus der Praxis unter 
Anwendung wissenschaftlicher Methoden aufzeigen 
sollen. Die Bachelorarbeit besteht aus einer schriftli-
chen Arbeit und deren mündlicher Verteidigung, die ins-
gesamt mit einer Note nach § 23 zu bewerten sind. Der 
Anteil der mündlichen Verteidigung an der Note beträgt 
25 Prozent.

(2) Das Thema der schriftlichen Bachelorarbeit wird von 
der Prüfungsbehörde vergeben. Die Themenstellung er-
folgt auf Vorschlag einer Lehrkraft. Den Anwärterinnen 
und Anwärtern ist Gelegenheit zu geben, eigene The-
menvorschläge zu machen.

(3) Die Bearbeitungsdauer für die schriftliche Arbeit 
beträgt drei Monate. Davon muss insgesamt mindestens 
ein Monat in der vorlesungs- und prüfungsfreien Zeit lie-
gen.
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§ 26

Wiederholung von Modulprüfungen  
und der Bachelorarbeit

(1) Wer eine Modulprüfung nicht bestanden hat, kann sie 
einmal wiederholen. Satz 1 gilt für die Bachelorarbeit 
entsprechend.

(2) Wird auch die Wiederholungsprüfung nach Absatz 1 
Satz 1 nicht bestanden, können bis zu drei Modulprüfun-
gen des gesamten Studiums ein weiteres Mal wiederholt 
werden.

(3) Wiederholungsprüfungen sind in der Regel innerhalb 
von sechs Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses durchzuführen.

§ 27

Feststellung des Ergebnisses

Nach Abschluss aller Modulprüfungen und nach Bewer-
tung und Verteidigung der Bachelorarbeit setzt die Prü-
fungsbehörde eine Gesamtnote nach § 23 Absatz 1 fest. 
In diese fließen mit Ausnahme der Modulprüfungen 
während der praktischen Ausbildung (§ 18 Absatz 2) alle 
Prüfungsergebnisse ein. Der Anteil der Bachelorarbeit an 
der Gesamtnote beträgt mindestens 10 Prozent.

§ 28

Abschlusszeugnis und Hochschulgrad

(1) Wer die Staatsprüfung bestanden hat, erhält ein Ab-
schlusszeugnis mit folgenden Angaben:

1.	die Gesamtnote und die insgesamt erworbenen Leis-
tungspunkte,

2.	der Anteil der Leistungspunkte mit rechtswissen-
schaftlichen Studieninhalten,

3.	die Bezeichnung und Benotung der absolvierten Mo-
dule sowie der hierauf entfallenden Leistungspunkte 
und

4.	das Thema und die Benotung der Bachelorarbeit.

(2) Mit dem Bestehen der Staatsprüfung verleiht die 
Hochschule den Hochschulgrad »Bachelor of Arts«, ab-
gekürzt »B. A.«.

(3) Aus dem Bestehen der Laufbahnprüfung für den ge-
hobenen Verwaltungsdienst in der gesetzlichen Renten-
versicherung ergibt sich kein Anspruch auf Verwendung 
im öffentlichen Dienst.

§ 29

Prüfungsakten

Die Prüfungsakten werden bei der Prüfungsbehörde ge-
führt. Die Anwärterinnen und Anwärter, die an der Prü-
fung teilgenommen haben, können nach Abschluss der 

nis verlangen. Der Krankheit der Anwärterinnen oder 
Anwärter stehen die Krankheit eines von ihnen überwie-
gend allein zu versorgenden Kindes sowie Beschwerden 
während der Schwangerschaft gleich. Die Inanspruch-
nahme der Mutterschutzfristen richtet sich nach den 
§§ 32 bis 36 AzUVO; die Prüfungsbehörde hat sich bei 
ihrer Entscheidung am Schutzzweck der Mutterschutz
regelungen zu orientieren.

(3) Wer sich in Kenntnis einer gesundheitlichen Beein-
trächtigung oder eines anderen Rücktrittsgrundes einer 
Modulprüfung oder einer Prüfungsaufgabe unterzogen 
hat, kann wegen dieses Grundes nicht nachträglich zu-
rücktreten. Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkennt-
nis gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbesondere 
dann vor, wenn nicht unverzüglich eine Klärung herbei-
geführt wurde.

(4) Bei Anwärterinnen und Anwärtern, die in ihren kom-
munikativen Fähigkeiten eingeschränkt sind, stellt die 
Prüfungsbehörde die barrierefreie Gestaltung aller Mo-
dulprüfungen sicher. Soweit erforderlich, werden geeig-
nete Kommunikationshilfen zugelassen oder weitere 
Nachteilsausgleiche gewährt. Die Beeinträchtigung ist 
glaubhaft darzulegen; in Zweifelsfällen kann die Prü-
fungsbehörde ein Attest einer von ihr benannten ärztli-
chen Person oder ein amtsärztliches Zeugnis verlangen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Bachelorarbeit ent-
sprechend.

§ 25

Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung

(1) Wer es unternimmt, das Ergebnis einer schriftlichen 
Prüfungsarbeit durch Täuschung oder Benutzung nicht zu-
gelassener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem Vorteil 
zu beeinflussen, oder wer sich sonst eines erheblichen Ver-
stoßes gegen die Ordnung schuldig macht, kann unter 
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes von der 
Fortsetzung des Studiums ausgeschlossen und aus dem 
Beamtenverhältnis entlassen werden. Statt eines Aus-
schlusses können eine oder mehrere Arbeiten mit der Note 
5,0 bewertet oder die Gesamtnote zum Nachteil des Prüf-
lings abgeändert werden. In minderschweren Fällen kann 
von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden.

(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass eine der Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 vorlag, kann die Prü-
fungsbehörde die Prüfungsentscheidung zurücknehmen 
und die in Absatz 1 genannten Maßnahmen treffen, wenn 
seit der Beendigung der Staatsprüfung nicht mehr als 
fünf Jahre vergangen sind. Die Rücknahme ist nur inner-
halb einer Frist von sechs Monaten zulässig, nachdem 
die Prüfungsbehörde von Tatsachen Kenntnis erlangt hat, 
welche die Rücknahme rechtfertigen. Die Entscheidung 
ist der betroffenen Person zuzustellen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für mündliche Prüfungen 
und die Bachelorarbeit entsprechend.
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(2) Während des Grundlagenstudiums und des Vertie-
fungsstudiums soll kein Erholungsurlaub gewährt wer-
den.

§ 31

Rechtsaufsicht

Rechtsaufsichtsbehörde bei der Durchführung dieser 
Verordnung ist das Sozialministerium.

§ 32

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

stuttgart, den 3. Dezember 2014� Altpeter

Staatsprüfung oder nach dem endgültigen Nichtbestehen 
einer Modulprüfung ihre Prüfungsakten einsehen.

A B S C H N I T T  5

Sonstige Bestimmungen

§ 30

Urlaub

(1) Urlaub und Arbeitsverkürzungstag werden nach den 
Bestimmungen der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung 
gewährt. Während des Vorbereitungsdienstes wird der 
Erholungsurlaub in dem Umfang nach § 21 Absatz 4 
AzUVO durch die Ferien abgegolten, der dem zeitlichen 
Anteil des Grundlagenstudiums oder des Vertiefungsstu-
diums im Kalenderjahr entspricht.
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